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Vorwort



Im Dezember 2010 jährte sich zum fünfzehnten Mal die Gründung von VENRO. Im Leben eines Verbandes stellt dies eine Wegstrecke dar, die in der Regel stark von Aufbruch, Aufbau, Lernen, Profilfindung und schließlich wachsender Routine geprägt ist. Fünfzehn Jahre Verbandsarbeit markieren auch einen Moment des Rückblicks, Innehaltens und Bilanzierens. Dies war für VENRO kein Anlass für eine Feier, jedoch führte das Datum zu dem Entschluss, die Arbeit und Erfahrungen der zurückliegenden Jahre aufzuarbeiten und zu dokumentieren. Ziel dabei sollte es sein, den zivilgesellschaftlichen Beitrag zur deutschen Entwicklungspolitik nachzuzeichnen und zu würdigen, soweit er in der Arbeit des Dachverbandes der nichtstaatlichen Organisationen seinen Niederschlag fand. Dies erscheint insbesondere in einer Zeit angezeigt, in der eine Tendenz zu staatlichen Interventionen in die Autonomie von Nichtregierungsorganisationen (NRO) Anlass zur Sorge gibt. Befördert wurde die Absicht durch den Umstand, dass es inzwischen sowohl im Vorstand als auch in der Geschäftsstelle nur noch wenige gibt, die das Verbandsleben von Anfang an kennen und begleitet haben. Vieles findet sich zwar in Akten und Publikationen, aber dies nicht immer systematisch oder vollständig genug. Deshalb ging es auch darum, die Schätze des Wissens, der Erfahrung und die jeweils persönlichen Blicke auf die Geschichte des Verbandes, seine Bemühungen, Verdienste und Niederlagen derer festzuhalten,



die den Berichtszeitraum aus eigenem Erleben und Mitgestalten überblicken. Die Dokumentation ist dadurch zu einem bunten und lebendigen Kaleidoskop der Themen, Beobachtungen und Perspektiven geworden. Dazu haben im ersten Abschnitt Personen beigetragen, die im Verband ehren- oder hauptamtlich eine Rolle gespielt haben. Die Texte beginnen, wie es auch naheliegt, mit einem Überblick über die Entstehungsgeschichte des Verbandes, stellen das Wirken der Geschäftsstelle dar, geben eine Analyse der Lobby- und Advocacyarbeit, der Inlandsarbeit sowie der Humanitären Hilfe von VENRO, beobachten den Verband auf dem internationalen Parkett globaler Strukturpolitik, bilanzieren die große Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“ sowie die beiden wichtigen Projekte zum Verhältnis Europa-Afrika, werfen ein Schlaglicht auf die Auseinandersetzungen zwischen Europäischer Kommission und Zivilgesellschaft und beschreiben die kollektiven Bemühungen der Mitgliedsorganisationen um mehr Transparenz und gute Organisationsführung



von NRO. Ein Blick in die Zukunft des Verbandes rundet die Beiträge ab. Aber nicht nur die eigenen Erinnerungen und Wahrnehmungen sind wichtig, sondern ebenso der Blick von außen. Deshalb haben wir in einem zweiten Abschnitt neben Vertreterinnen und Vertretern der Parteien, mit denen VENRO in der Hauptsache zu tun hatte, auch eine Journalistin und einen Wissenschaftler um ihre Sicht auf die Dinge gebeten. Diese Beobachtungen sind uns besonders wichtig, da sie die Außenwirkung der Organisation spiegeln. Allen, die zum Gelingen der Dokumentation in Wort oder Bild beigetragen haben, sei herzlich gedankt. Unser besonderer Dank gilt Dr. Reinhard Hermle, der mit Engagement, großer Sachkenntnis und hervorragendem Gedächtnis zum Gelingen dieser Publikation beigetragen hat.



Ulrich Post



Heike Spielmans



Wir wünschen viel Vergnügen bei der Lektüre
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Geschichte einer Verbandsgründung Dr. REINHARD HERMLE



Wenn über VENRO gesprochen wird und das Gründungsjahr 1995 Erwähnung findet, dann löst dies gelegentlich Verwunderung aus. Manche Gesprächspartner meinen, es gebe den Verband – gefühlt – doch eigentlich schon seit ewigen Zeiten. Andere zeigen sich erstaunt, dass er erst in dem besagten Jahr entstanden sein soll. Das mag im ersteren Fall damit zusammenhängen, dass es natürlich auch vor VENRO immer wieder themen- oder aktionsbezogene Kooperationen bzw. Aktionsbündnisse zwischen entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) und auch Bemühungen gab, diese auf eine umfassendere und dauerhaftere Grundlage zu stellen. Im letzteren Fall kommt das Erstaunen darüber zum Ausdruck, dass sich Organisationen, die zum Teil bereits einige Jahrzehnte lang bestanden, erst zu einem so späten Zeitpunkt zu einem gemeinschaftlichen Auftritt entschlossen. Welche waren die wesentlichen Gründe für das Entstehen von VENRO? Es kamen verschiedene Faktoren zusammen, die den erfolgreichen Moment ausmachten.



Entwicklungshilfe im Umbruch Die Entwicklungszusammenarbeit (EZ) befand sich in einer Umbruchssituation. Noch war sie – auch begriﬄich – mehr Entwicklungshilfe. Das Ende des Ost-West-Konfliktes hatte auf der einen Seite Hoffnungen auf einen Bedeutungszuwachs der EZ geweckt. Nun endlich könne sie menschen- und sachgerecht und frei von ideologischen Festlegungen gestaltet werden. Weniger Ausgaben für Rüstung sollten zu mehr Investitionen für Frieden und Entwicklung („Friedensdividende“) führen. In Wahrheit jedoch verlor sie an Gewicht. Sie spielte keine Rolle mehr als Instrument, mit dem Entwicklungsländer für die je eigene Sache gewonnen und politische Loyalitäten erkauft werden konnten.1 Entsprechend rückläufig entwickelten sich auch die finanziellen Leistungen der Geberländer.2 Deutschland begründete den Rückgang der Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (ODA) nach der Wiedervereinigung mit den Kosten derselben und den finanziellen Transfers in die



 In Deutschland zum Beispiel mittels der Hallstein-Doktrin in den frühen Jahren der Bundesrepublik, die im Kern besagte, dass die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit der DDR als „unfreundlicher Akt“ der Bundesrepublik gegenüber angesehen und mit Sanktionen belegt werde. Auch die Entwicklungshilfe wurde in das Spiel mit Anreiz und Strafe mit einbezogen. 2 8 belief sich die internationale öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) auf real ,8 Millarden US-Dollar und 0,33 Prozent des Bruttoninlandsprodukts (BIP); bis  war sie auf ,3 Millarden US-Dollar und 0,22 Prozent des BIP gesunken. Danach stieg die ODA in absoluten Zahlen kräftig an, gemessen am BIP erreichte sie jedoch bis heute nie wieder den Stand von 8. Die deutschen Leistungen standen 8 bei 0, Prozent des BIP und stürzten in der folgenden Dekade auf 0,2 Prozent ab. 200/ kam es vor allem aufgrund ungewöhnlich hoher Schuldenerlasse für den Irak und Nigeria zu markanten ODA-Zuwächsen.



Vorbereitungstreffen VENRO Juli : Dr. Volker Kasch, Eberhard Bauer, Dr. Wolfgang Mai, Arno Behlau, Dr. Burkhard Gnärig, Christian Wilmsen, Peter Hesse, Dr. Reinhard Hermle, Peter Schmitz (verdeckt)
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post-sowjetischen Transformationsländer. Dieses Argument ist nicht falsch, verschleiert jedoch die Tatsache, dass Entwicklungsländer im Wettstreit der Systeme strategisch weniger wichtig geworden waren und daher auch weniger Unterstützung erhielten. Gleichzeitig nahmen die Zweifel an der Wirksamkeit der Hilfe zu.3 Die Kritik richtete sich insbesondere gegen die staatliche Zusammenarbeit. Dabei standen nicht nur fehlgeschlagene Projekte im Zentrum der Kritik, sondern auch die Politik des „Washington Consensus“ und der Strukturanpassungsprogramme des Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank, welche die ideologische Folie auch für die Entwicklungshilfe abgaben und makroökonomische Veränderungen auf Kosten der in Armut lebenden Menschen durchsetzten. Die EZ geriet dadurch verstärkt unter legitimatorischen Druck. Ihm sollte mit konzeptionellen Neuorientierungen begegnet werden, die ihre Anfänge Mitte der 1980er Jahre im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) hatten und der Frage nachgingen, wie durch partizipative Armutsbekämpfung ärmere Bevölkerungsgruppen stärker in Entwicklungsprozesse einbezogen werden und Hilfe effizienter gemacht werden könnte. In diese Prozesse wurden anfangs politische Stiftungen und die kirchlichen Hilfswerke, später weitere NRO mit einbezogen. Ihre Expertise war gerade auch hinsichtlich des Zugangs zu den Armen gefragt. Zugleich stieß dieser Ansatz bei den NRO auf Interesse, weil



damit der „Weg für eine neue Politisierung der Entwicklungszusammenarbeit vorgezeichnet“4 zu sein schien. Es blieb aber bei eher theoretischen Konstrukten mit nur begrenzter Wirkung auf die deutsche EZ. Analoge Entwicklungen waren auch bei der Weltbank zu beobachten. Bereits in ihrem Weltentwicklungsbericht von 1990 hatte sie das Verständnis von Armutsbekämpfung als einem politischen Prozess in die internationale Debatte eingeführt. Dabei stand die Gewinnung von ökonomischer und politischer Macht durch die Armen im Mittelpunkt. Es dauerte aber lange, bis solche Erkenntnisse Eingang in die entwicklungspolitische Praxis der Weltbank fanden.5 Dennoch handelte es sich um wichtige Impulse, die die NRO zu interessanten, weil komplementären Partnern der staatlichen EZ machten. Doch wollten sie sich nicht einfach als Legitimationsbeschaffer der staatlichen EZ instrumentalisieren lassen, zumal sie aufgrund neuer eigener Entwicklungen zu der Überzeugung gelangt waren, dass neben der staatlichen EZ auch die nichtstaatliche vor großen neuen Herausforderungen stehe. Paradigmenwechsel bei den NRO Lange Zeit hatten humanitäre und karitative Impulse das Handeln der NRO bestimmt. Entsprechend bauten ihre Hilfsmaßnahmen in Entwicklungsländern vor allem auf diesen auf. Mit zunehmender Erfahrung



3 Stellvertretend Brigitte Erler: Tödliche Hilfe. Bericht von meiner letzten Dienstreise in Sachen Entwicklungshilfe, . Auflage 8, aktuell William Easterly: The White Man’s Burden. Why the West’s efforts to aid the rest have done so much ill and so little good, Oxford 200.  So Klemens van de Sand: Was ist aus Armutsbekämpfung und Partizipation in der Deutschen Entwicklungszusammenarbeit geworden, http://www.kas.de/wf/ doc/kas_83---30.pdf, S. 8.  Van de Sand, am angegebenen Ort, S. f.
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zeigte sich deutlicher, dass es auf diese Weise zwar möglich war, gröbste Not zu lindern und zur Selbsthilfe und Selbstorganisation der in Armut lebenden Menschen beizutragen. Zudem konnten die Projekte vielleicht auch Modellcharakter mit weiter reichender Wirkung entfalten. Doch war immer wieder zu beobachten, wie selbst dort, wo es gelungen war, Fähigkeiten, Handlungsmöglichkeiten und Einkommen ärmerer Bevölkerungsgruppen zu steigern, solche Fortschritte durch gewaltsame Konflikte, externe ökonomische Schocks, unfaire Strukturen und Praktiken im Welthandels- oder -finanzsystem, durch Na-



turkatastrophen oder auch politisches Fehlverhalten von multinationalen Konzernen und Regierungen vor Ort schnell wieder zunichte gemacht oder verlangsamt wurden. Auf die strukturellen Ursachen für Armut und Verarmung hatten die Projekte in der Regel keinen oder nur sehr schwachen Einfluss. Wer gelernt hatte zu fischen, war zwar einen Schritt weiter, konnte jedoch unter Umständen sein Wissen oder gar sein Recht dennoch nicht anwenden, weil mächtigere Kräfte ihm das Fischen nicht erlaubten oder die Fischgründe von fremden Trawlern bereits leer gefischt waren. Fähigkeiten, Handlungsmöglichkeiten



und Rechte allein reichten nicht aus, wenn ihre Anwensetzen sollten, zu denen die Armen keinen direkten Zudung strukturell nicht abgesichert wurde und starke Staagang und in denen sie in der Regel keine Stimme hatten. ten und Regierungen sich nicht darum kümmerten, die Dieses neue Denken führte zu einem Paradignotwendigen Voraussetzungen und Rahmenbedingungen menwechsel, der in dem Slogan „Von der Barmherzigkeit dafür zu schaffen. Dies waren Fragen, mit denen sich die zur Gerechtigkeit“ seinen Niederschlag fand. Menschen NRO verstärkt auseinanderzusetzen begannen. im Süden sollten nicht länger Objekt unseres Mitleids Die Folgen der Schuldenkrise, die Auswirkunsein, vielmehr sollten ihnen ein Anrecht auf gerechte gen der europäischen Agrarpolitik auf die wirtschaftlich Strukturen und die Teilhabe an den Gütern dieser Welt schwachen Länder oder die Strukturanpassungsprogrameingeräumt werden. Die Notwendigkeit dieses Perspektivme von IWF und Weltbank waren wichtige Marken in wechsels erfuhr später durch die Umwelt- und Klimadediesem Lernprozess der NRO. Ohne eine Analyse des batte eine nachdrückliche Bekräftigung, als deutlich wurstrukturellen Umfelds der Prode, wie stark sich durch die jektarbeit und der konkreten unverhältnismäßige InanMachtverhältnisse schien eine spruchnahme von RessourWeniger Ausgaben für längerfristige und dauerhafcen und Umweltraum durch Rüstung sollten zu mehr te Wirkung der Projektarbeit eine Minderheit der WeltInvestitionen für Frieden und nicht erreichbar. Alternative bevölkerung insbesondere, Entwicklung führen. Politiken sowie Strategien des wenn auch nicht ausschließWandels aus der Perspektive lich, in den reichen Ländern der Armen mussten erarbeitet zu Lasten der Mehrheit der werden. Das erforderte neue Weltbevölkerung in den arKapazitäten und Expertise. Dabei war klar, dass die NRO men Ländern die Verhältnisse verschoben hatten. Es zernicht die Politik machen oder ersetzen, sondern Einfluss brach auch das Bild vom entwickelten Norden und dem auf die politischen Entscheidungsträger nehmen würden. unterentwickelten Süden. Vielmehr erschien die Welt von Dies führte zu einer neuen, politischen Qualität der Arbeit in unterschiedlicher Weise fehlentwickelten Polen geprägt der NRO. Dieser Wandel vollzog sich nicht zuletzt unter zu sein, die beide wesentlicher Korrekturen bedurften. dem Einfluss der Südpartner der im Norden angesiedelEntwicklungshilfe wurde so immer mehr zu Entten NRO, die ein solches politisches Engagement verstärkt wicklungszusammenarbeit und damit einem politischen einforderten. Solidarisches Miteinander bedeutete für sie, Projekt. Die größeren NRO, insbesondere die kirchlichen dass die Partner im Norden nicht nur Rat, finanzielle UnWerke, begannen mit dem schrittweisen Aufbau von Stäterstützung, Personal und Sachleistungen bereitstellen, ben und Kapazitäten, um den neuen Aufgaben gerecht sondern sich für die Menschen im Süden auch aktiv und zu werden. Sie setzten einen Trend, dem nach und nach gleichsam anwaltschaftlich in den Zentren der Macht einauch mittlere und kleine Organisationen folgten. Eine



„



Der erste VENRO-Vorstandsvorsitzende Prof. Dr. Peter Molt



“











Ergänzung zur Projektarbeit wurde durch themenbezogene Lobby- und Kampagnenarbeit neben der Projektarbeit mehr und mehr zu einer zweiten Säule der Entwicklungszusammenarbeit. Mit ihr sollte systematisch auf Entscheidungsträger in Regierung, Parlament, Wirtschaft und Gesellschaft eingewirkt und die Öffentlichkeit mobilisiert werden, um Entscheidungen mit herbeizuführen, die auch die Sorgen, Nöte und Interessen der marginalisierten Menschen im Süden berücksichtigten und so dem größeren Weltgemeinwohl dienten. NRO gewinnen an Bedeutung Hatten sich bis dahin die Beziehungen zwischen NRO und staatlichen Institutionen vor allem auf die Bereitstellung öffentlicher Mittel für private Entwicklungsarbeit und Nothilfe in Ländern des Südens bzw. – in wesentlich geringerem Maß – für entwicklungspolitische Bildungsarbeit in Deutschland und – ansatzweise – auf konzeptionelle Kooperationen zu Armutsbekämpfung und Partizipation bezogen, ging es nun auch um Fragen der Entschuldung, der Agrar-, Handels- oder Umweltpolitik. Die Bandbreite der Themen wie auch die Reihe der politischen Ansprechpartner wurden im Laufe der Zeit erweitert. Weiterhin war zwar regierungsseitig das BMZ der Hauptadressat von Ansprüchen und Interventionen der NRO, doch auch das Finanz- und Wirtschaftsministerium sowie das Kanzleramt und das Auswärtige Amt wurden stärker in die Lobbyarbeit einbezogen. Immer häufiger sahen sich auch global agierende Unternehmen mit Vorwürfen ausbeuterischer und Menschenrechte verletzender Praktiken konfrontiert.6 Damit gewannen NRO als zivilgesellschaftliche Organisationen mehr Bedeutung und Beachtung – ein Trend,



der auch auf internationaler Ebene zu beobachten war. Begünstigt wurde dies aber auch durch die sich verstärkenden Prozesse der Internationalisierung und Globalisierung der Märkte, welche die Spaltung in Arm und Reich, sowohl global als auch in den Ländern, vertiefte, anstatt sie zu überwinden. Neue globale Krisen und Bedrohungen – z.B. Aids, die Klimakatastrophe oder das organisierte Verbrechen – entstanden, ohne dass staatliche und wirtschaftliche Akteure sie in den Griff zu bekommen schienen. Gerade auch die Nationalstaaten drohten, zunehmend an Steuerungs- und Problemlösungskompetenz zu verlieren. Die entstehenden Handlungsdefizite wurden weder von Systemen einer Global Governance noch durch die demokratisch legitimierten nationalen Parlamente hinreichend ausgeglichen. In diesem Vakuum fanden NRO und andere Akteure der Zivilgesellschaft ihren Platz und nutzten ihn, um nicht be rücksichtigte Interessen sowie ihre Konzepte und Handlungsvorschläge zu Gehör zu bringen. Eine breite Plattform fanden sie vor allem in den großen UN-Konferenzen der 1990er Jahre (in Rio, Kopenhagen, Peking, Kairo etc.). Weil NRO und soziale Bewegungen etwas zu sagen hatten, fanden sie Zugang zu den Konferenzsälen und Verhandlungstischen. Und weil sie begehrte Gesprächspartner waren, wuchs ihr politisches Gewicht. Die Prozesse verschränkten und verstärkten sich wechselseitig.7



haupt wenig aussichtsreich und wurde durch den Mangel an Kooperation untereinander noch erschwert. Solche Erfahrungen regten Überlegungen und Diskussionen dazu an, wie man schlagkräftiger agieren könnte. Aber auch demokratietheoretische Erkenntnisse und praktische Beobachtungen politischer Prozesse flossen mit ein. Im politischen System der Bundesrepublik Deutschland nahmen Interessengruppen einen wichtigen Platz im politischen Geschehen ein, ohne verfassungsrechtlich explizit verankert zu sein.8 Verbände galten und gelten als Ausdruck des gesellschaftlichen Pluralismus. Sie streben nach Einfluss und Berücksichtigung ihrer Interessen im Prozess der politischen Entscheidungsfindung. Bekanntlich eignen großen, starken und gut organisierten Interessen die besten Durchsetzungschancen – in manchen Fällen freilich mit schwacher demokratischer Legitimation. Bei den entwicklungspolitischen NRO verhielt es sich eher umgekehrt. In Umfragen erlangte die EZ immer wieder hohe Zustimmungsraten in der Bevölkerung. Die NRO konnten eine solide Verankerung in der Gesellschaft aufweisen und genossen großes Ansehen. Sie warben anhaltend hohe Spendenleistungen ein. Über eine Stimme, die sich auch kraftvoll in die Politik eingemischt hätte, verfügten sie hingegen (noch) nicht. Dass Entwicklungshilfe auch mit vielen anderen Politikfeldern verschränkt sei, war noch nicht überall angekommen. Viele Menschen akzeptierten zwar die Notwendigkeit von Hilfeleistun-







Erstes VENRO-Logo



gen. Darüber entstanden kaum inhaltliche Kontroversen. Anders verhielt es sich allerdings bei Vorstößen, die auf politischen Wandel und Änderungen der strukturellen Ursachen der Armut und des Ungleichgewichts zwischen den reichen und armen Ländern abzielten. Dies erlebte beispielsweise das Hilfswerk Misereor, das sich in seiner Fastenaktion 1993 in Unterstützung der Kirche vor Ort gegen das Apartheidssystem in Südafrika stellte. Es



Diskrepanz zwischen Wollen und Können Noch operierten auch die deutschen NRO mit vergleichsweise schwachen Kräften, alleine oder in eher temporären Bündnissen gemeinsam mit anderen. Erfolge zu erzielen, erwies sich als mühsam, langwierig oder über-



6 Siehe dazu auch Reinhard Hermle: Von der Barmherzigkeit zur Gerechtigkeit, in: eins – entwicklungspolitik, Nr. 23-24, Dezember 2006, S. 46f. 7 Reinhard Hermle: Die Rolle von Nichtregierungsorganisationen in der Entwicklungspolitik, in: Hans Norbert Janowski, Theodor Leuenberger (Hrsg.): Globale Akteure der Entwicklung. Die neuen Szenarien, Wiesbaden 2008. 8 Zum politikwissenschaftlichen Diskurs siehe beispielhaft Wilhelm Hennis: Verfassungsordnung und Verbandseinfluss, in: Derselbe, Politik als praktische Wissenschaft, München 1968, Klaus v. Beyme: Interessengruppen in der Demokratie, München 1974 (4. Auflage).
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kam zu heftigsten Reaktionen aus politischen Kreisen in Deutschland, die ihre Interessen tangiert sahen und viele Hebel in Bewegung setzten, um das Hilfswerk von diesem vermeintlichen Irrweg und solcher politischer Einmischung abzubringen. Dass diese Interventionen letztlich erfolglos blieben und Misereor seine Position behaupten konnte, zeigt, dass das Konzept einer EZ, die nach gerechten Strukturen strebt, und von NRO als einem kritischen innenpolitischen Korrektiv im Sinne von Partnerinteressen schon Wurzeln geschlagen hatte. Aber es blieb zunächst ein vergleichsweise singulärer Vorgang, der nicht mit Kampagnen und Initiativen anderer NRO oder Aktionsbündnisse verknüpft war. Die Zusammenarbeit untereinander ließ aufgrund der Vielfalt der Organisationen und Gruppierungen zu wünschen übrig. Es fehlten eine übergeordnete Struktur und gemeinsame Interessenvertretung der entwicklungspolitischen nichtstaatlichen Organisationen. Hunderte von Interessengruppen, Verbänden und Gesellschaften – von der Aktion Sorgenkind bis zum Zentralverband des deutschen Handwerks – waren mit Büro und Personal in der Bundeshauptstadt vertreten; nicht so die nichtstaatlichen Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit. Ironisierend oder klagend fragten Journalisten gelegentlich nach einer Ansprechstelle oder einer Telefonnummer der deutschen entwicklungspolitischen NRO. Gleichwohl verfügten die Kirchen mit der Gemeinsamen Konferenz Kirche und Entwicklung (GKKE) über ein entwicklungspolitisch fokussiertes Lobby-Instrument. Einzelne NRO hatten sich auf Lobbyarbeit in Bonn spezialisiert. Es gab verschiedene NRO-Zusam-



menschlüsse, wie zum Beispiel den Bensheimer Kreis, die Plattform entwicklungspolitischer NRO Deutschlands bei der Europäischen Union (Plattform-EU), den Arbeitskreis für entwicklungspolitische Bildung und Öffentlichkeitsarbeit (AEBÖ), die Kampagne „Eine Welt für alle“, das Forum Menschenrechte oder das Forum Umwelt und Entwicklung und andere. Einige bestanden schon länger, andere hatten sich im Anschluss an UN-Konferenzen gebildet.9 Sie agierten nebeneinander, hatten spezifische, mitunter sich überlagernde Aufgaben und Zielsetzungen und oft auch sich überschneidende Mitgliedschaften. Eine konzertierte Interessenvertretung fand nicht oder nur in Teilbereichen statt. Es handelte sich um respektable Einzelleistungen in eindrucksvoller Vielfalt, jedoch fehlte es an Konzentration auf zentrale Schlüsselanliegen, die ge- und entschlossen vorangetrieben wurden. Es gelang nicht, die knappen finanziellen und personellen Ressourcen zu bündeln. Der Anspruch, nicht mehr nur Helfer in Übersee, sondern auch kritisches, innenpolitisches Korrektiv im Sinne einer auf Armutsbekämpfung und Gerechtigkeit gerichteten Nord-Süd-Politik zu sein, war in der Theorie höher als in der Umsetzung. Engagement ersetzte vielfach Professionalität. Den ironischen Spruch „mehr Hobby als Lobby“ empfanden viele Beobachter als realitätsnah. Wo die Konzentration der insgesamt eher schwachen Kräfte angebracht gewesen wäre, herrschten Zersplitterung und auch Konkurrenz. Es schien offensichtlich, dass die NRO-Gemeinde als handlungsfähiges Subjekt gegenüber Politik und Gesellschaft noch eine bessere Organisationsform finden müsse.







 Z.B. UN-Konferenz „Umwelt und Entwicklung“ Rio 2; Weltkonferenz über Menschenrechte Wien 3.



Vorstand 8, vorne: Willi Volks, Dr. Jürgen Hambrink, Dr. Claudia Herlt-Wolff, Prof. Dr. Peter Molt, Dr. Reinhard Hermle, Georg Sticker, Dr. Martin Salm, zweite Reihe: August Ilg, Dr. Volker Hausmann







Entsprechende Diskussionen brachen immer wieder auf. Frühere Versuche, NRO-Kooperation wirkungsvoller zu gestalten, waren ohne den gewünschten Erfolg geblieben. So entstand beispielsweise nach einer Konferenz in der Akademie Bad Boll im Oktober 1986 ein „NRO-Netzwerk“10, das sich als loser NRO-Zusammenschluss verstand und das Ziel verfolgte, eine „sachkundige Durchdringung der komplexen Materie des Zusammenwirkens zwischen Nord und Süd zu ermöglichen und gleichzeitig einen Aktionsradius zu gewinnen, der verändernde Wirkung hat“11. Das Netzwerk blieb jedoch nur eine Episode; im April 1990 wurde es aufgelöst. Es war nicht gelungen, den nötigen politischen Willen und die Ressourcen für eine kontinuierliche und ergebnisorientierte Zusammenarbeit zu mobilisieren. Annäherung Ein neuer Impuls ging vom AEBÖ aus, der in seiner Sitzung am 20. Januar 1993 das Thema behandelte und in der Folge an den Verfasser dieses Beitrags mit der Bitte herantrat, die „Funktionsträger der Dachorganisationen an einen Tisch zu bitten, um Optionen einer künftigen NRO-Struktur zu diskutieren.“ Die Initiative führte zu einem ersten Treffen am 8. Juni 1993 in Köln. Beteiligt waren Vertreter von Bensheimer Kreis, Plattform-EU, AEBÖ, „Eine Welt für alle“ und des Arbeitskreises Lernen und Helfen in Übersee. Nachdem die beiden Letzteren hatten durchblicken lassen, dass sie zunächst an einer weiteren Beteiligung an den Gesprächen nicht interessiert seien, wurden diese im kleineren Kreise fortgesetzt. Nach drei weiteren Treffen lag am 21. Januar 1994 ein erstes Ergebnis in Gestalt einer „Beschlussvorlage an



die Jahresversammlung von AEBÖ, Bensheimer Kreis und Plattform-EU“12 vor, in dem u.a. die Schaffung einer Dachkonstruktion empfohlen wurde, der man den Namen „Entwicklungspolitisches NRO-Forum Deutschland (ENFD)“ gegeben hatte. Das Papier wurde in der Folgezeit intensiv diskutiert. Insbesondere bei AEBÖ und Bensheimer Kreis führte es zu kontroversen Debatten. Die Grundlinien der Vorlage fanden große Zustimmung, doch gab es auch deutlich abweichende bzw. gegensätzliche Positionen. Aus dem Bensheimer Kreis und seitens „Eine Welt für alle“ wurden Stimmen laut, die nachdrücklich den Erhalt der jeweiligen Struktur forderten. Im AEBÖ stellte das Miteinander von NRO, Quasi-NRO (QUANGOS) und staatlichen Institutionen, das in dieser Form in einem neuen NRO-Zusammenschluss nicht möglich sein sollte, ein Problem dar. Keine Mitgliederversammlung legte sich auf den Vorschlag der Selbstauflösung und der Neugründung einer übergreifenden Struktur fest. Allerdings stimmten alle der Einsetzung einer Arbeitsgruppe zu, die die Gespräche fortsetzen und möglichst bis Ende 1994 konkrete Handlungsvorschläge ausarbeiten sollte. Diese Arbeitsgruppe „Neue NRO-Struktur“13 traf sich erstmals am 10. Mai 1994 in Bonn. Neben der Kerngruppe aus AEBÖ, Bensheimer Kreis und Plattform-EU beteiligte sich nun auch wieder „Eine Welt für alle“. Neu hinzu kam „Parität International“. Bis zum Dezember 1995 fanden insgesamt dreizehn Sitzungen statt. Die Häufigkeit der Sitzungen verweist auf den Schwierigkeitsgrad der Verhandlungen. Heterogene Ausgangs- und Interessenlagen verhinderten schnelle Konsensbildungen. Weil die Zusammensetzung des Teilnehmerkreises gelegentlich wechselte, wurden ver-



schiedene Fragenkomplexe, die bereits als geklärt galten, mehrfach neu problematisiert. Gelegentlich belasteten auch persönliche Spannungen die Gespräche. Alles in allem überwog jedoch das Bemühen um Ergebnisse, die weiterführen könnten. Weitgehende Übereinstimmung bestand bei der Analyse und Einschätzung der gegenwärtigen Situation. Allen erschien es erstrebenswert, dass die NRO ihre Kräfte bündelten und zielgerichteter einsetzten. Die Schaffung eines umfassenden Bündnisses hielten die meisten für plausibel und prinzipiell richtig. Viel Doppelarbeit, Doppelvertretungen sowie personelle und inhaltliche Überschneidungen könnten sich abbauen sowie ungute Konkurrenz um Einfluss und Geldmittel verringern lassen. Keiner erwartete von einem breiten Zusammenschluss die Lösung aller Probleme. Er wurde für eine notwendige, aber noch keine hinreichende Bedingung erhöhter Wirksamkeit gehalten. Einige grundsätzliche Aspekte und manche Details hingegen blieben längere Zeit strittig. Dazu gehörte die Frage, ob die neue Struktur ein eher lockeres Forum in der Tradition bisheriger NRO-Netzwerke oder ein Zu-



sammenschluss mit verbindlicher Mitgliedschaft, klaren Spielregeln und Mandaten werden sollte. Ebenso wurde kontrovers diskutiert, ob das Stimmrecht nach dem UNPrinzip („ein Mitglied – eine Stimme“) vergeben oder nach Größe und Bedeutung der Mitgliedsorganisationen gewichtet werden sollte. Immer wieder brach der Zweifel durch, wie realistisch der Versuch sei, so verschieden große Organisationen mit unterschiedlichen Arbeitsschwerpunkten und kirchlichen wie säkularen Orientierungen zusammenzubringen. Dem gegenüber standen jedoch die positiven Erfahrungen aus Beispielen friktionsloser Kooperation und politischer Arbeit in den Jahren zuvor.14 Differenzen gab es auch darüber, ob sich die neue Struktur auf entwicklungspolitische NRO beschränken oder ob sie auch Organisationen aus den Bereichen der Umwelt, der Menschenrechte und des Friedens (oder aus einzelnen Bereichen davon) einbeziehen sollte, was manche wegen der inhaltlichen Querverbindungen gerade auch im Hinblick auf den Post-Rio-Prozess und die Nachhaltigkeitsdebatte für besonders wichtig hielten. Auch die Frage, welchen Platz die Not- und Katastrophenhilfe einnehmen sollte, blieb lange Zeit strittig.



10 Die eigentliche Gründung erfolgte im Frühjahr 1987 in Bonn. Initiatoren waren die Deutsche Welthungerhilfe, Misereor, EZE, Brot für die Welt, medico international, terre des hommes, die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen, die Arbeiterwohlfahrt, BUKO, der epd-Entwicklungsdienst, die Ev. Akademie Bad Boll. Die AWO stellte einen Büroraum in Remagen-Rolandseck zur Verfügung, eine DÜ-Rückkehrerin konnte für das Sekretariat gewonnen werden. 11 Zitiert nach Holger Baum: Eine Lobby für die Machtlosen, in: Das Parlament, 14-15, April 1988. 12 Unterzeichner waren: Reinhard Hermle (Plattform—EU), Peter Schmitz (AEBÖ), Burkhard Gnärig und Eberhard Bauer (Bensheimer Kreis). 13 Mitglieder waren: für den AEBÖ Peter Schmitz und Ludger Reuke; für den Bensheimer Kreis Eberhard Bauer und Burkhard Gnärig (zeitweise vertreten durch Christian Wilmsen), für „Eine Welt für Alle“ Arno Behlau und Herbert Hassold (zeitweise vertreten durch Wolfgang Mai), für „Parität International“ Uwe Demuth und Peter Hesse, für Plattform-EU Reinhard Hermle und Volker Kasch. 14 So appellierte zum Beispiel eine Gruppe von NRO in einer gemeinsamen Erklärung mit dem Titel „Humanitäre Hilfe allein reicht nicht“ anlässlich des Weltwirtschaftsgipfels im Juni 1985 in Bonn an die Politiker, den Süden in ihre Entscheidungen mit einzubeziehen. Das NRO-Netzwerk veröffentlichte im Oktober 1987 ein viel beachtetes gemeinsames Thesenpapier zur europäischen Agrarpolitik mit klaren Forderungen an die Bundesregierung und die EU. Auch trat es als Träger der Nord-Süd-Kampagne des Europarats 1987/88 hervor.











Dr. Claudia Warning wird auf der Mitgliederversammlung 2005 zur Vorsitzenden gewählt.



Schritte zur Verbandsgründung Im Januar 1995 legte die Arbeitsgruppe ein 19seitiges Konsenspapier15 vor und stellte es der Breite der NRO zur Diskussion. Sie schlug nun statt eines losen Bündnisses – wie noch in der Beschlussvorlage vom Januar 1994 angedacht – die Gründung eines Verbandes vor. Um entwicklungspolitische Ziele entschiedener verfolgen zu können, sei es erforderlich, dass sich die NRO als Interessengruppe auch organisatorisch besser aufstellten und auf verbindlicher Basis zusammenarbeiteten. Auch das Kürzel VENRO tauchte darin erstmals auf. Die Absicht wurde bekräftigt, „durch eine Verringerung der Zahl der bestehenden Zusammenschlüsse und Kooperationsformen von entwicklungspolitischen NRO die Struktur der NRO-Landschaft rationaler zu gestalten, knappe Ressourcen zu bündeln und eine wirkungsvollere Nord-Süd-Arbeit sicherzustellen.“ Der Arbeits-



gruppe war sehr daran gelegen, deutlich zu machen, dass die Pluralität der NRO-Welt als Ausdruck vielfältigen gesellschaftlichen Engagements in jedem Fall zu wahren sei und der Verband „kein Ersatz für das Handeln jeder NRO als einzelner sein kann. Er soll dort tätig werden, wo Gemeinsamkeit erforderlich ist und von den Mitgliedern gewünscht wird“16. Die Hauptaufgabe des künftigen Verbandes sollte nach Ansicht der Arbeitsgruppe darin bestehen, „auf die Ausgestaltung einer kohärenten Entwicklungspolitik hinzuwirken und diese als zentrale Aufgabe der Zukunftsgestaltung gesamtgesellschaftlich besser zu verankern“17. Als Ziele und Aufgaben des Verbands wurden aufgeführt: • Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches der Mitglieder untereinander mit dem Ziel einer verbesserten Strategie und Praxis der Entwicklungspolitik in Nord und Süd • Politikbeobachtung und Recherche • Entwicklungspolitische Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit • Anlauf-/Ansprechstelle für Anfragen und Angebote externer Einrichtungen, Organisationen oder Personen zu sein • Regelung der NRO-Vertretungen bei internationalen Konferenzen und in internationalen Gremien • Interessenvertretung gegenüber Bundesregierung, EU und anderen internationalen Akteuren der EZ • Sicherung öffentlicher Mittel für die Arbeit der NRO in Projektländern und im Norden



Nur entwicklungspolitische NRO sollten stimmberechtigte Mitglieder des Verbandes werden können. Für andere Organisationen und Einrichtungen waren Mitwirkungsmöglichkeiten im Rahmen von Arbeitsgruppen vorgesehen. Das Argument dafür war, dass es ein spezifisch entwicklungspolitisches Interesse gebe, welches es zum Ausdruck zu bringen gelte, da die Verhältnisse innerhalb der Gruppe der NRO schwierig genug seien und die strukturellinstitutionelle Zusammenführung von NRO aus unterschiedlichen Themen- und Arbeitsfeldern den anstehenden Klärungsprozess zusätzlich belasten würde. Durchgesetzt hatte sich auch die Position, allen Mitgliedern ein gleiches Stimmrecht zu geben. Das Papier enthielt eingehende Vorschläge zur Struktur und Arbeitsweise des Verbandes. Dabei spielten neben den üblichen gremienbezogenen Überlegungen vor allem zwei Faktoren eine Rolle: Zum einen sollte den Mitsprache- und Initiativebedürfnissen der Mitglieder ausreichend Rechnung getragen werden. Dafür wurden als Orte der inhaltlichen Arbeit des Verbandes die Einrichtung von Fachbereichen und Arbeitsgruppen vorgesehen. Zum anderen war es der vorbereitenden Arbeitsgruppe wichtig, dass der Verband über eine hauptamtliche Geschäftsstelle mit einem gewissen Personalbestand verfügen können sollte, um den für notwendig gehaltenen Zugewinn an Profil, Kompetenz und Handlungsfähigkeit zu erlangen. Zur Finanzierung führte das Papier aus, dass sich der Verband aus Mitgliedsbeiträgen, öffentlichen Zuschüssen, institutionellen Zuwendungen und Spenden finanzieren soll-



te. In der Arbeitsgruppe bestand Übereinstimmung darin, dass das Verbandsprojekt nur eine längerfristige Bestandsgarantie hätte, wenn sich die Mitglieder dazu bereit fänden, mindestens die Grundfinanzierung des Verbandes sicherzustellen. Ein Jahresbeitrag pro Mitglied in der Größenordnung von rund 0,5 Promille der gesamten Einnahmen einer NRO wurde als notwendig und realistisch erachtet. In Beispielschätzungen kam man aufgrund der sehr unterschiedlichen Größen der NRO auf eine Spreizung der Mitgliedsbeiträge von 400 DM (Mindestbeitrag) bis zu 50.000 DM. Es dauerte dann fast noch ein ganzes Jahr, bis alle Hürden bis zur tatsächlichen Gründung von VENRO genommen waren. Trotz eines Treffens von AEBÖ, Bensheimer Kreis, „Eine Welt für Alle“, „Parität International“ und Plattform-EU am 15. und16. März 1995, bei dem das Papier der Arbeitsgruppe entgegengenommen und der Vorschlag einer Verbandsgründung als prinzipiell richtiger Schritt begrüßt wurde, bestanden einige und teilweise sehr grundsätzliche Vorbehalte und Einwände fort. Immer wieder wurde die Frage laut, ob die Heterogenität deutscher NRO diese Vertretungsform überhaupt möglich mache? Sollten sich wirklich Mäuse und Elefanten zusammenschließen? Müsste dies nicht zwangsläufig ein wenig fruchtbares Biotop ergeben, ja würde das den Prozess der internen Meinungsbildung nicht eher erschweren und in inhaltlichen Belangen lediglich zu kleinsten gemeinsamen Nennern führen? Könnte ein Zusammenschluss bestehender Netzwerke den politischen Zugewinn bringen, den man sich verspreche? Würde ein solcher Zusammenschluss vielleicht gar zu mächtig? Könnte



15 Vorschlag zur Schaffung eines „Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen“. 16 am angegebenen Ort, S. 1f. 17 am angegebenen Ort, S. 5f.











es sein, dass die Mitgliedsorganisationen mit einem starken Verband ihre eigene Konkurrenz aufbauten? Würde es gelingen, eine hauptamtliche Geschäftsstelle zu steuern? Müsste diese nicht eine große Eigendynamik entfalten, um ihre Existenz immer wieder zu beweisen und zu rechtfertigen? Und last but not least – wer sollte das bezahlen? Ließen sich vergleichbare Synergien und Effizienzgewinne nicht auch mit bescheideneren Mitteln erzielen? Diese Fragen und Unsicherheiten führten zu mehreren Konsultationen im Kreis der NRO-Geschäftsführungen in unterschiedlichen Konstellationen. Dabei wurden auch alternative Modelle diskutiert. So gab es die Idee eines Säulen-Modells: Danach sollten sich die kirchlichen Organisationen, säkulare NRO, politische Stiftungen und wirtschaftliche Verbände in „Familien“ mit einem gemeinsamen Vertretungsorgan zusammenschließen. Ähnlich gelagert war der Vorschlag, die bestehenden NRO-Foren und -Netze zu belassen und einen übergeordneten Verbindungsausschuss zu installieren, der die erforderliche Abstimmung untereinander sowie die Vertretung nach außen übernehmen sollte. Diese Ideen konnten sich allerdings nicht durchsetzen. Bei den kirchlichen Hilfswerken spielte unter anderem der Einwand eine Rolle, dass sie sich als Fachorganisationen der öffentlich-rechtlich verfassten Kirchen nicht auf die Ebene eines privatrechtlichen Vereins begeben und durch diesen vertreten lassen könnten. Noch mehr wurde befürchtet, dass man durch anders orientierte Gruppierungen ma-



jorisiert werden könnte. Außerdem herrschte die Wahrnehmung vor, dass sie eigene Zugänge zur Politik hätten und ihre Äußerungen als Organisationen der Kirche aufmerksam zur Kenntnis genommen würden, wodurch sich eine Mitgliedschaft in einem größeren NRO-Verband erübrigte. Umgekehrt waren gerade auch kleinere Organisationen nicht frei von Ängsten, von den großen Tankern eines Verbands beherrscht zu werden. Zugleich erschien das Projekt einer Verbandsgründung ohne die kirchlichen Organisationen nicht schwergewichtig genug, um die gewünschte Wirkung zu entfalten. Auf katholischer Seite bewirkte ein Gespräch den Durchbruch, zu dem die Deutsche Kommission Justitia et Pax im September 1995 Misereor, das sich intern bereits auf die Verbandslösung festgelegt hatte, die Arbeitsgemeinschaft Entwicklungshilfe (AGEH), Caritas International und das Internationale Kolpingwerk einlud.18 Das Ergebnis dieses Treffens wirkte auf die noch eher zögerliche Meinungsbildung auf protestantischer Seite zurück. Am 19. Dezember 1995 wurde VENRO in Königswinter aus der Taufe gehoben. 57 NRO traten dem Verband als Gründungsmitglieder bei. Die vorgelegte Satzung wurde einstimmig verabschiedet und ein Vorstand gewählt.19 Aus der Tatsache, dass an der Gründungsversammlung auch der damalige Entwicklungsminister Carl-Dieter Spranger teilnahm und den Zusammenschluss der nichtstaatlichen EZ-Organisationen begrüßte, wird gelegentlich geschlossen, dass der Verband auf Initiative des Ministeri-



18 Erik Gieseking: Justitia et Pax 1967 – 2007. Eine Dokumentation, Paderborn/München/Wien/Zürich 2007, S. 102. 19 Dem ersten Vorstand gehörten neben dem Vorstandsvorsitzenden Prof. Dr. Peter Molt folgende Personen an: Prälat Norbert Herkenrath, Dr. Hartmut Bauer, Claudia Herlt-Wolf, Dr. Volker Hausmann, Wilhelm Volks, Peter Schmitz, Imke Lohmann, Dr. Reinhard Hermle. 20 Laut Rede am 15. März 1995 in Königswinter. 21 Carl-Dieter Spranger: Staatliche und private EZ ergänzen sich. Zur Gründung des Verbandes Entwicklungspolitik der NRO, in: E+Z, Jg. 37,1996:2, S. 32f.



ums zustande gekommen sei. Spranger hatte sich bereits bei dem oben erwähnten NRO-Treffen im März 1995 positiv zu dem Vorhaben geäußert und seine Hoffnung zum Ausdruck gebracht, „dass es Ihnen gelingt, dieses nicht einfache Unterfangen zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. 20 “Und er sprach in seiner Rede bei der Gründung auch von einem runden Tisch, zu dem er NRO, Wirtschaft und Einrichtungen der EZ im Januar 1995 eingeladen hatte.21 Auch wenn nicht ausgeschlossen werden kann, dass die Position des Ministers, die sich nicht zuletzt aus dem Vorteil erklärt, den das BMZ in einem entwicklungspolitischen Verband der NRO als einem repräsentativen Ansprech- und Dialogpartner sah, den Diskussionsprozess in der NRO-Gemeinde positiv beeinflusste, gilt es doch festzuhalten, dass es sich um einen eigenständigen Prozess der zivilgesellschaftlichen Kräfte der Entwicklungspolitik handelte. Dies wird auch dadurch nicht aufgehoben, dass der Minister den NRO zur Gründung einige Flaschen Wein stiftete.







Dr. Reinhard Hermle ist Politologe und war von 1999 bis 2005 VENROVorstandsvorsitzender. Er war langjähriger leitender Mitarbeiter von Misereor und Senior Policy Advisor bei Oxfam Deutschland.



Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul und die Witwe des SPD-Politikers Dr. Werner Schuster bei der Einweihung des Dr. Werner-Schuster-Hauses.











Betriebsausflug der VENRO-Geschäftstelle 2010: Von links nach rechts, vorne: Emmanuelle Marx, Merle Bilinski, Kirsten Prestin, Alessa Hartmann, Minka Böning, Jana Rosenboom Hinten: Anke Kurat, Astrid Lohbeck, Ulrich Schlenker, Claus Körting, Heike Spielmans, Marek Burmeister.



Geschäftstelle 2001: Von links nach rechts: Anke Kurat, Steffen Beitz, Astrid Lohbeck, Peter Runge, Dr. Ulla Mikota, Klaus Wardenbach



Innovativer Dienstleister Die Geschäftsstelle als Motor des Verbandes



Personalentwicklung



Dr. ULLA MIKOTA UND HEIKE SPIELMANS



 13,6







finanzieren sind. Dies ist bisher weitgehend gelungen, wobei Drittmittel für politisch wichtige Vorhaben auch immer eine zeitlich begrenzte Aufstockung des Personals ermöglicht haben. Die zweite Vorgabe sind die Arbeitsgruppen, durch die sich die Mitglieder aktiv in die Verbandsarbeit einbringen. Sie bilden das „politische Herz“ von VENRO. Die Geschäftsstelle begleitet die Arbeitsgruppen und nimmt dabei vornehmlich die Rolle eines Dienstleisters gegenüber den Mitgliedern des Verbandes ein. Ein so ambitioniertes politisches Projekt wie VENRO mit vergleichsweise bescheidenen finanziellen Mitteln auf solide Beine zu stellen, bedeutete in der Gründungsphase 1995/1996, dass die Geschäftsstelle einerseits so klein wie möglich, andererseits aber sehr leistungsfähig sein musste. Und bei aller Subjektivität eines eigenen Rückblicks lässt sich sagen, dass aus „wenigen“ finanziellen Mitteln „viel“ machen zu können, bis heute das prä-
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„Und wo geht es hier weiter?“ Diese Frage kam regelmäßig, wenn Besucher der Geschäftsstelle in der Bonner Kaiserstraße Nr. 201 durch den kurzen Flur mit den sechs Büroräumen geführt wurden. Und sie machte jedes Mal deutlich: Die erwartete Dimension war wesentlich größer als die Wirklichkeit – ein schönes Kompliment für Außenwirkung und Leistungsfähigkeit der Geschäftsstelle! Tatsächlich ist es – von den Anfängen bis heute – ein Team von sehr überschaubarer Größe, das hauptamtlich die Arbeit des Verbandes trägt. Durch zwei politische Vorgaben, die bereits bei der Gründung des Verbandes 1995 beschlossen wurden, sind dem Wachstum der Geschäftsstelle Grenzen gesetzt. Der erste Grundsatz besagt, dass VENRO in seiner Kernarbeit finanziell – und damit politisch – unabhängig sein soll. Konkret heißt dies, dass die Kosten der Geschäftsstelle aus Mitgliedsbeiträgen zu
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Jahr Die Stellen teilen sich auf in unbefristete, aus Mitgliedsbeiträgen finanzierte Planstellen des Kernhaushalts und befristete, aus Drittmitteln finanzierte Projektstellen.
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gnanteste Merkmal der Geschäftsstelle geblieben ist. Die Mittel zur Finanzierung der Geschäftsstelle kamen und kommen bis heute ausschließlich aus Mitgliedsbeiträgen. Aber zurück zu den Anfängen und damit zur ersten Adresse der Geschäftsstelle im Bonner Brückenforum, in einer Bürogemeinschaft mit Radio Bonn-Rhein-Sieg. Nach der Gründung des Verbandes im Dezember 1995 stand im Laufe des Sommers 1996 das erste, dreiköpfige Team der Geschäftsstelle: Geschäftsführerin, Referent und Teilzeitsekretärin. CARE Deutschland, ebenfalls in Bonn ansässig, leistete in dieser Phase pragmatische Ge-
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burtshilfe für die Geschäftsstelle, nicht zuletzt durch die enge Verbindung des ersten VENRO-Vorstandsvorsitzenden Professor Peter Molt zu der Organisation. Nicht minder eng gestaltete sich aber auch von Beginn an die konkrete Zusammenarbeit zwischen Vorstand und Geschäftsstelle. Professor Molt hatte im Brückenforum sogar noch ein eigenes Büro (mit seinen schönen antiken privaten Möbeln). Gemeinsam wurden hier und in dem kleinen Sitzungssaal entscheidende Grundlagen für das Profil des Verbandes nach außen entwickelt. Sowohl staatliche als auch nicht-staatliche Akteure erwarteten gespannt, wie



VENRO sich präsentieren würde. Auch intern, gegenüber den Mitgliedern, galt es, Profil zu gewinnen – und dafür war von größter Bedeutung, Klarheit über die Rolle und Zusammenarbeit von Vorstand, Geschäftsstelle und Mitgliedern herzustellen. Die Grundstrukturen und Mandate waren in der Satzung verankert. Jetzt mussten sie in der konkreten Praxis mit Leben gefüllt werden. Im Rückblick auf inzwischen 16 Jahre von den Anfängen bis heute lässt sich feststellen, dass diese Zusammenarbeit gelungen ist. Basis dafür war ein stets vertrauensvolles Verhältnis zwischen den jeweiligen Vorständen und der Geschäftsstelle. Daraus entstanden Freiräume für die Geschäftsstelle, vielfältige eigene Initiativen zu entwickeln. Gegenseitiger Respekt und politisches Fingerspitzengefühl in der Zusammenarbeit waren und sind Grundlage der erfolgreichen Arbeit des Verbandes, die sich naturgegeben in einem permanenten Spannungsverhältnis zu den Aktivitäten seiner Mitglieder befindet. Produktives Spannungsverhältnis: Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen Ein solches Spannungsverhältnis prägte die Zusammenarbeit zwischen Geschäftsstelle und Arbeitsgruppen vor allem zu Beginn und tut dies – in unterschiedlichem Ausmaß – bis heute. Im Kern geht es darum, wie operativ die Arbeitsgruppen (vor allem auch deren Sprecherinnen und Sprecher) im Verhältnis zur Geschäftsstelle sind. Wer erbringt welche Leistung zum Gelingen der Arbeitsgruppen und damit auch für das „Gesamtprodukt“ VENRO? Teil der Gründungsstruktur des Verbandes waren vier Arbeitsgruppen: AG Kofinanzierung, AG Bildung, AG Medien/Spenden



und AG Europäische Entwicklungspolitik. Die Arbeitsgruppen hatten jeweils eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter in der Geschäftsstelle als Begleitung und ihrerseits – gewählt von den Mitgliedern der Arbeitsgruppe – eine Sprecherin oder einen Sprecher. Sehr deutlich formulierten die damaligen Sprecherinnen und Sprecher, dass sie die Arbeitsgruppen als Diskussionsforen verstanden, aus denen sie für ihre eigenen Organisationen einen Mehrwert mitnehmen, in denen sie aber nicht durch ihre operative Mitwirkung konkrete „Produkte“ von VENRO entwickeln wollten. Auch wenn sich das Selbstverständnis der Arbeitsgruppen inzwischen zu einem sehr pragmatischen Miteinander gewandelt hat, besteht noch immer die dahinter liegende Kernfrage nach der konkreten Rolle von Kolleginnen und Kollegen, die einerseits ihre Organisationen vertreten und andererseits Arbeitszeit für den Verband einsetzen. Hierin unterscheidet sich VENRO wahrscheinlich nicht von anderen Dachverbänden. Vor allem in den Arbeitsgruppen manifestiert sich immer wieder der Interessengegensatz zwischen der eigenen Profilierung einer Organisation und dem gemeinsamen Auftritt im Rahmen des Verbandes. Denn der Beitrag der jeweiligen Mitgliedsorganisation trägt zwar letztlich zur Profilierung aller Mitglieder des Verbandes bei, die eigene Leistung bleibt jedoch relativ anonym. Gerade für Spendenorganisationen ist also die aktive Mitwirkung im Verband keine leichte Entscheidung, sondern Ausdruck der Überzeugung, in einem starken Verband politisch mehr erreichen zu können als im Alleingang. Die Profilierung von VENRO als politisches Schwergewicht, das die entwicklungspolitischen Gesamtinteressen der Mitglieder wirkungsvoll durchsetzen kann,
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steht daher immer auch in einem Spannungsverhältnis zu der berechtigten Erwartung, dass VENRO respektive die Geschäftsstelle Dienstleister für seine Mitglieder ist. Dieses Spannungsverhältnis, das in der täglichen Praxis vor allem die Geschäftsstelle bewegt, da sie eng mit den Arbeitsgruppen zusammenarbeitet, kann nicht endgültig gelöst werden. Die Zusammenarbeit für alle Beteiligten befriedigend zu gestalten, bleibt für die Kolleginnen und Kollegen der Geschäftsstelle und aus den Mitgliedsorganisationen ein dauerhafter Balanceakt, der jedoch alles in allem bisher gut gelungen ist. Dazu haben in den Anfangsjahren auch die hohe personelle Kontinuität und die dadurch eingespielten Arbeits- und Kom-



munikationsstrukturen zwischen Geschäftsstelle und Mitgliedern beigetragen. Trotzdem: Die Bereitschaft der Mitglieder, Ressourcen in den Verband zu stecken, wird auch in Zukunft immer wieder nach dem Mehrwert für die eigene Organisation bemessen werden. Kompetenz und Kontinuität Das Prinzip der Arbeitsgruppen als „Herz“ der Verbandsarbeit hat sich bewährt. Inzwischen gibt es 16 Arbeitsgruppen und die Differenzierung zwischen permanenten Arbeitsgruppen und Ad-hoc-Arbeitsgruppen, mit denen der Verband auf aktuelle entwicklungs-



oder verbandspolitische Herausforderungen reagiert, wurde abgeschafft. Kaum eine Arbeitsgruppe hat sich nach Erledigung eines definierten Auftrags wieder aufgelöst. Wenn der Verband sich erst einmal Kompetenz zu einem Themenkomplex erarbeitet hat, geht diese in der Regel in die permanente Arbeit über. Zukünftig wird der Verband auch sprichwörtlich „alte Zöpfe“ abschneiden müssen, denn die Ressourcen der Mitglieder und der Geschäftsstelle sind begrenzt. Die Bandbreite der Themen im Verhältnis zur Zahl der Mitarbeiter macht eine weitere Herausforderung für die Geschäftsstelle deutlich: das Kompetenzprofil der Kolleginnen und Kollegen. Dies wurde vor allem in der Anfangszeit zum einen dadurch sichergestellt, dass für bestimmte neue Themenfelder der Verbandsarbeit – und damit auch der Arbeitsgruppen – eine entsprechende Fachkraft gesucht wurde. So wurde die Geschäftsstelle bereits 1997 um einen Experten für Europa erweitert. Zum anderen wird große inhaltliche Flexibilität von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erwartet, die heute für durchschnittlich vier Themen beziehungsweise Arbeitsgruppen zuständig sind. Offenheit für neue Aufgaben, schnelles Einarbeiten in Themengebiete und die Fähigkeit, in komplexen Prozessen den Überblick zu behalten, sind wesentliche Voraussetzungen für die Mitarbeit in der Geschäftsstelle. Auf der Grundlage dieser Kernkompetenzen war es der Geschäftsstelle immer möglich, auch kurzfristig neue Projekte zu übernehmen. Dass dies insgesamt gut gelingt, veranschaulicht auch die hohe Kontinuität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren erste Generation fast ein Jahrzehnt gemeinsam die Arbeit des Verbandes mitgeprägt
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ständnis ebenso wie die Beförderung neuer Koalitionen, Formate und Drittmittelfinanzierungen. Immer am Limit und doch bei guter kollegialer Atmosphäre stets in hoher Leistungsbereitschaft: So lässt sich die Arbeitsweise der Geschäftsstelle wohl am treffendsten beschreiben. Nur dadurch konnten die großen Kongresse und Kampagnen, wie der Bildungskongress 2000, die beiden Projekte zu den EU-Präsidentschaften 1998 und 2007, die Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“ und vieles mehr auf die Beine gestellt werden.







Natürlich ist die erfolgreiche Arbeit der Geschäftsstelle nicht für sich allein, sondern nur im Zusammenspiel mit Vorstand und Mitgliedern zu denken. Doch bildlich gesehen ist sie der Motor, der das Ganze am Laufen hält; oder, wenn man bei dem Bild der Arbeitsgruppen als Herz des Verbandes bleiben will und den Vorstand als Kopf charakterisiert, dann ist die Geschäftsstelle der Kreislauf, der dem Verband kontinuierlich Energie spendet.



Treffen in der VENRO-Geschäftsstelle mit der damaligen Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul und dem damaligen SPD-Generalsekretär Franz Müntefering.



hat. Inzwischen hat erfolgreich ein personeller Wechsel von den Gründungsmitarbeitern zu „neuen“ Kolleginnen und Kollegen stattgefunden. Die Geschäftsstelle hat sich zu einem verlässlichen und effizienten System entwickelt, das unabhängig von Einzelpersonen funktioniert – ein Qualitätsmerkmal, auf das VENRO stolz sein kann. Einen besonders schmerzlichen Verlust erfuhr die Geschäftsstelle im Mai 2007. Der plötzliche Tod des jungen Kollegen Dr. Gerhard Gad, dem Leiter des Projektes „Perspektive 2015 – Armutsbekämpfung braucht Beteiligung“, erschütterte alle, die mit ihm zusammen gearbeitet hatten. Gerhard Gad hatte sich mit ‚Leib und Seele’ und exellentem politischen Verstand in das VENRO-Team eingebracht. Mit der Umsetzung des Berlin/Bonn-Gesetzes, insbesondere dem Umzug des Bundestages nach Berlin 1999, stellte sich auch für VENRO die Herausforderung einer dauerhaften Vertretung in der Hauptstadt. Gleichzeitig war der Verbleib der Geschäftsstelle in Bonn wegen der Nähe



zum Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), das in Bonn seinen Hauptsitz hat, und der mehrheitlich im Westen der Republik angesiedelten Verbandsmitglieder sinnvoll. Der gelungene Spagat zwischen Bonn und Berlin stieß gleichwohl immer wieder an die Grenzen finanzieller und persönlicher Leistungsfähigkeit und machte viele Kompromisse notwendig. Seit dem Jahr 2000 hat VENRO auch Büroräume in BerlinMitte angemietet. Das vom BMZ geförderte Projekt „Perspektive 2015 – Armutsbekämpfung braucht Beteiligung“ machte dann erfreulicherweise eine personelle Kontinuität in Berlin möglich. Seit 2010 ist eine Stelle aus dem Kernbudget des Verbandes nach Berlin verlagert. Die Geschäftsstelle als Motor des Verbandes Die Geschäftsstelle hat wesentlich zur Erfolgsgeschichte des Verbandes beigetragen. Feingefühl und gute Ideen dafür zu haben, wie aktuelle Themen politisch-operativ in Szene zu setzen sind, charakterisiert ihr Selbstver-
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Zur Lobby- und Advocacyarbeit des Verbandes Prof. Dr. PETER MOLT



Die Gründungsmitglieder von VENRO, die zuvor sehr unterschiedlichen Netzwerken angehörten, hatten verständlicherweise auch divergierende Vorstellungen davon, was der neue Verband leisten sollte. Sollte er die Position der Nichtregierungsorganisationen (NRO) gegenüber dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) stärken und ihnen eine ihren Stärken entsprechende Mitwirkung an der deutschen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) ermöglichen, sollte er der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit mehr Unterstützung verschaffen? Sollte der neue Verband Distanz zur Bundesregierung, insbesondere dem BMZ, halten und der grundsätzlichen Kritik an der neoliberalen Entwicklungspolitik neuen Schwung geben? Oder sollte VENRO konstruktiv mit dem BMZ zusammenarbeiten, in der Hoffnung, dadurch Inhalte und Umsetzung der deutschen Entwicklungspolitik in seinem Sinne zu beeinflussen? Sollten vornehmlich der interne Erfahrungsaustausch gepflegt und gemeinsame Verhaltenskodizes erarbeitet werden? Diese und andere Aufgaben waren vor der Gründung eingehend erörtert worden, aber welches Gewicht ihnen beigemessen werden sollte und welche Inhalte da-



runter im Einzelnen zu verstehen waren, konnte sich erst in der Arbeit des neuen Verbands zeigen.1 Die Neuorientierung der Entwicklungszusammenarbeit in den 1990er Jahren Die Gründung von VENRO im Jahr 1995 fiel in eine Zeit grundlegender Veränderungen der Entwicklungszusammenarbeit. Die Vereinten Nationen, die internationalen Finanzinstitutionen, die Europäische Union und auch die nationalen Institutionen bereiteten nach dem Scheitern der Strukturanpassungsprogramme und aufgrund der unverkennbaren Mängel der Entwicklungszusammenarbeit, angesichts der schwindenden Legitimation und zurückgehender finanzieller Leistungen der Geberländer einen Neuanfang vor. Die Friedensdividende nach dem Ende des Kalten Krieges sollte genutzt werden, um die Entwicklungszusammenarbeit frei von Ideologie und strategischen Interessen realistisch und pragmatisch zu gestalten.2 Die Neuorientierung stellte die Bekämpfung der bedrückenden Massenarmut in vielen Entwicklungsländern in den Vordergrund. Neben der besseren Beachtung



Dr. Reinhard Hermle und der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder



1 Ein Beispiel für eine besonders kritische Stimme zur Zielsetzung des neuen Verbandes kam von Peter Wahl: Instrumentalisierte Partnerschaft oder der Ritt auf dem Tiger?, in: WEED Informationsdienst Wirtschaft & Entwicklung Bonn, 2/1996. 2 So der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung Carl Dieter Spranger, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 11. Oktober 1996.
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der Menschenrechte, der Beteiligung der Bevölkerung an den politischen Entscheidungen, Rechtsstaatlichkeit und sozialer Marktwirtschaft wurde vor allem die aktive Teilnahme der betroffenen Menschen am Entwicklungsprozess als Voraussetzung für die Überwindung der Armut unterstrichen.3 Zwar hatten bereits in den 1960er Jahren namhafte Entwicklungssoziologen auf den engen Zusammenhang von wirtschaftlicher Entwicklung, politischen Rahmenbedingungen und sozialen Verhältnissen hingewiesen, die Durchführungsorganisationen hatten dies aber kaum berücksichtigt, zumal auch die Regierungen der Partnerländer den rein technischen und finanziellen Transfers den Vorzug gaben. Für die wiederentdeckte Bedeutung der partizipativen Entwicklung und der partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit der Bevölkerung vor Ort brachten die staatlichen Durchführungsorganisationen wenig Erfahrung mit. Sie waren auch wegen ihrer vertraglichen Bindung an die Regierungen der Empfängerländer in der Umsetzung des neuen Ansatzes gehemmt. Deshalb suchten sie und die internationalen Organisationen die Zusammenarbeit mit NRO, die in diesen Bereichen jahrzehntelang Erfahrungen gesammelt hatten. Auch die Erweiterung der Ziele der Entwicklungszusammenarbeit um die Förderung von Menschenrechten und Demokratie und die damit verbundene Entdeckung der Rolle der „Zivilgesellschaft” legte eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen öffentlicher Entwicklungshilfe und den NRO nahe. Das führte dazu, dass die nichtstaatlichen Hilfsorganisationen, die private Entwicklungs- und Nothilfe in den armen Ländern des Südens leisteten und die bis dahin von der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit eher am Rande wahrgenommen worden waren, sich unerwartet in der Rolle der von den Ministerien und Entwick-



lungsagenturen gesuchten Akteure wiederfanden. Als „dritte Säule“ der Entwicklungszusammenarbeit neben den internationalen und nationalen Entwicklungsagenturen waren sie auf einmal die Hoffnungsträger, von denen ein wesentlicher Beitrag zur Lösung der Problemfelder erwartet wurde, und zwar vor allem dort, wo die staatlichen und internationalen Organisationen nur geringe Erfolge aufweisen konnten. Kritischer Dialog zur Bedeutung der deutschen Nichtregierungsorganisationen Die besondere Ausgestaltung der deutschen Entwicklungszusammenarbeit, vor allem die Pluralität der parastaatlichen Durchführungsorganisationen und die Förderung der amtskirchlichen Werke Misereor und „Brot für die Welt“ sowie der politischen Stiftungen bewirkte, dass die kirchlich oder politisch nichtgebundenen „privaten Träger“4 nur eine randständige Bedeutung hatten, obwohl in den 1980er Jahren viele neue NRO entstanden waren und 40 Prozent des Gesamtspendenaufkommens für die internationale Hilfe inzwischen auf die nichtkirchlichen Organisationen entfiel. Im Gege nsatz zu anderen wichtigen Geberstaaten blieben sie für die staatliche Entwicklungszusammenarbeit in Deutschland nur nebensächliche Akteure. Das drückte sich unter anderem auch in der finanziellen Unterstützung ihrer Arbeit aus. Während in den skandinavischen Ländern die öffentliche Finanzierung der Entwicklungsarbeit der NRO fast 30 Prozent und in Kanada, den Niederlanden und den USA immerhin noch 10 Prozent des Gesamtbudgets betrug, waren dies in Deutschland gerade etwa 5 Prozent5, wovon wiederum nur ein Drittel auf die nichtkirchlichen Organisationen entfiel.6



Unter den deutschen NRO wuchsen damals die Vorbehalte gegen die staatliche Entwicklungszusammenarbeit, die zudem wegen der Kosten der Wiedervereinigung und der Hilfe für die osteuropäischen Transformationsländer politisch ins Abseits geraten war. Die NRO hatten den Eindruck, von der Regierung in ihrem Potenzial verkannt, mit ihren Zielen nicht ernst genommen und allenfalls für die Legitimation der Entwicklungszusammenarbeit instrumentalisiert zu werden. Das wachsende Misstrauen gegenüber der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit äußerte sich schließlich in einer öffentlichen Kontroverse zwischen NRO und dem BMZ.7 Diesem wurde unter anderem vorgehalten, zwar die Überwindung der Armut zu seinem Hauptziel erklärt zu haben, diesem Anspruch in der Umsetzung seiner Programme für die unmittelbare Armutsbekämpfung aber nicht gerecht zu werden. Auch bleibe Deutschland weit von dem Ziel entfernt, 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts für die Entwicklungszusammenarbeit einzusetzen. Das BMZ sei bisher nicht bereit gewesen, einen ernsthaften Dialog über



entwicklungspolitische Grundsatzfragen mit den NRO zu führen. Die Förderung ihrer Arbeit sei ungenügend. Das BMZ reagierte scharf auf diese Kritik: Die Kritik um der Kritik willen schade dem gemeinsamen Bemühen aller entwicklungspolitisch Tätigen, in der Bevölkerung und in der Öffentlichkeit das Bewusstsein für die Notwendigkeit und den Erfolg der entwicklungspolitischen Bemühungen zu schärfen. Die Befürchtungen des BMZ waren nicht unbegründet. Für die Legitimation und Akzeptanz der Entwicklungszusammenarbeit in der Bevölkerung hatte damals die Arbeit der NRO einen wesentlich höheren Stellenwert als die staatliche Hilfe. Ihrer finanziell relativ bescheidenen Förderung stand ihr hohes Ansehen in der Öffentlichkeit gegenüber. Über 80 Prozent der Bevölkerung kannten damals die Arbeit der NRO und 50 Prozent hielten diese für wirksam. Das war wesentlich mehr als die entsprechenden Werte für die staatlichen Durchführungsorganisationen, deren Wirksamkeit wenig positiv bewertet8 und denen vorgeworfen wurde, mehr für ihre eigenen Interessen zu sorgen, als für die Förderung der Partnerländer.9



3 Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: Entwicklungspolitische Konzeption des BMZ. Entwicklungspolitik aktuell, Nr. 72 Oktober 1996. 4 So die bis heute gültige Bezeichnung im Haushalt und Organisationsschema des BMZ. 5 Abzüglich der Förderung der Politischen Stiftungen, die international eine Sonderstellung haben. 6 Zu Einzelheiten der Struktur deutscher Nichtregierungsorganisationen 1994 vergleiche Peter Molt: Anspruch und Wirklichkeit der freien Nichtregierungsorganisationen, in: Mut zur Entwicklungspolitik. Konrad-Adenauer-Stiftung (Herausgeber), Sankt Augustin 1996, S. 13-26. Zu den internationalen Zahlen vergleiche ODI (Overseas Development Institute): NGOs and official donors, Briefing Paper 4/1995, London 1995. 7 Deutsche Welthungerhilfe – Terre des Hommes: Die Wirklichkeit der Entwicklungshilfe. Eine kritische Bestandsaufnahme der deutschen Entwicklungspolitik, 2. Bericht 1993/1994. Internationales Eurostep-Projekt von Nichtregierungsorganisationen, Bonn/Osnabrück April 1994, und BMZ: Kritik der Kritik. Zu den Vorwürfen von Welthungerhilfe und Terres des Hommes, BMZ aktuell Nummer 42, Mai 1994. 8 Infratest: Bürger und Entwicklungspolitik. Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Abschlussbericht, München 1994. 9 Ein typisches Beispiel der in dieser Hinsicht vielfach geäußerten Kritik war ein Artikel von Achim Remde: „Die Entwicklungshilfe entwickelt vor allem sich selbst. Die Bilanz nach 30 Jahren: Eigennutz rangiert vor allem anderen“, Mannheimer Morgen vom 10.Oktober 1990.







38



Bob Geldof, Dr. Claudia Warning, Bundeskanzlerin Angela Merkel, Youssou N‘Dour und Bono vor dem G8-Gipfel in Heiligendamm 200.



Im Vorlauf der Gründung von VENRO suchte daher das BMZ das Gespräch mit den NRO in einem „entwicklungspolitischen Gedankenaustausch“10. Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Carl-Dieter Spranger, nahm erstmalig auch an einer Mitgliederversammlung des Bensheimer Kreises, einem der konstituierenden Netzwerke des neuen Verbandes, teil. Vor dieser Veranstaltung hatte der Bensheimer Kreis seine Vorstellungen für eine bessere komplementäre Zusammenarbeit zwischen staatlicher und nichtstaatlicher Entwicklungszusammenarbeit dem Minister in einem



Memorandum übermittelt.11 Darin wurde zunächst darauf hingewiesen, dass private und kirchliche NRO das freiwillige Engagement von Tausenden und Abertausenden von Bürgern für eine Aufgabe repräsentierten, die bei der Mehrheit der Bevölkerung wenig Zustimmung fände. Aus dem freiwilligen Engagement ihrer Mitglieder und Spender bezögen NRO die Legitimation der kritischen Begleitung der staatlichen Entwicklungspolitik. Ihr Sachverstand könne vor allem für die Armutsbekämpfung, für die soziale und gesundheitliche Hilfe, für die Grunderziehung und praktische Ausbildung, für



die Förderung von Selbsthilfegruppen, NRO und der Zivilgesellschaft des Südens von großem Nutzen sein. Die Zusammenarbeit zwischen der staatlichen und der nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit müsse sich nach den Prinzipien der Subsidiarität und Komplementarität richten, das heißt, dass der Staat den NRO die Bereiche einräume, für die sie aufgrund ihres Sachverstands und ihres Status besonders geeignet seien. Das Subsidiaritätsprinzip schließe dabei auch die finanzielle Unterstützung durch den Staat ein. Eine bessere Einbeziehung und Förderung der NRO könne auch dem internationalen Ansehen Deutschlands dienen, denn trotz ihrer langjährigen Erfahrung und großen Unterstützung durch die Gesellschaft seien die deutschen NRO bisher wegen der begrenzten Unterstützung durch die Bundesregierung international eher schwach aufgestellt. Für den neuen Schwerpunkt der Armutsbekämpfung müsse der Hilfe zur Selbsthilfe Vorrang gegeben werden. Die NRO hielten an ihrer Meinung fest, dass wirkliche Hilfe für die Armen nur dann gegeben sei, wenn sie diesen unmittelbar als Hilfe zur Selbsthilfe für Vorhaben, die von ihnen selbst entschieden und getragen würden, zugute komme. Dabei sei armutsorientierte Hilfe zur Selbsthilfe nicht nur geeignet, die materielle Lage der Armen zu verbessern, sondern leiste auch einen wichtigen Beitrag zum Abbau des übermächtigen Staates und der Verwirklichung des Subsidiaritätsprinzips.



VENRO als Antwort auf die neue Orientierung der Entwicklungszusammenarbeit Rückblickend betrachtet war die Gründung von VENRO – nach früheren, jedoch gescheiterten Bemühungen in den 1980er Jahren – eine relativ späte Reaktion auf die veränderte Bedeutung der NRO. Dass es schließlich doch noch zu einem Zusammenschluss kam und es diesem in kurzer Zeit gelang, einen großen Teil der infrage kommenden Organisationen zur Mitgliedschaft zu bewegen, zeigte, dass die deutschen NRO die Notwendigkeit erkannten, einen ihrer Leistung entsprechenden Einfluss in der Öffentlichkeit und gegenüber der Regierung auszuüben. Mit der Verbandsgründung bewiesen sie, dass sie bereit waren, sich als eine der tragenden Säulen der Entwicklungszusammenarbeit zu verstehen. Auch intern war die Verbandsgründung ein Erfolg. Zum ersten Mal kam es zu einem umfassenden Dialog unter Organisationen sehr verschiedener Herkunft und Zielsetzungen. Die Gliederung in Fachbereiche und Arbeitsgruppen war eine glückliche Lösung, weil dadurch zum einen den unterschiedlichen Anliegen und Interessen der Mitgliedsorganisationen entsprochen werden konnte, zum andern das Zusammenwachsen der Organisation gefördert wurde. Diejenigen NRO, die zuerst noch abseits standen, wurden bald von der Nützlichkeit des Verbands überzeugt, so dass sich seine Mitgliederzahl bereits in den ersten vier Jahren auf beinahe 100 erhöhte, das heißt auf



0 BMZ: Entwicklungspolitik in der Diskussion. Dokumentation zu einem entwicklungspolitischen Gedankenaustausch am 23.Januar , BMZ aktuell Nummer 0, februar .  forderungen des Bensheimer Kreises. Brief an den Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung vom 3. März .
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eine fast 90prozentige Repräsentanz möglicher Mitglieder. VENRO gelang es, als Gesprächspartner der Bundesregierung das gegenseitige Misstrauen abzubauen und zu einer konstruktiven Zusammenarbeit zu kommen. Zunehmend wurde der Verband auch in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Im Einzelnen waren diese Erfolge jedoch schwieriger zu erreichen, als es im Rückblick erscheint. Während das BMZ die Gründung sehr begrüßte – Bundesminister Spranger sprach auf der Gründungsversammlung von VENRO –, war das Auswärtige Amt zunächst von der Gründung nicht ange-



„



Waren bereits die vorrangigen Ziele für den Vorstand und die im Aufbau befindliche Geschäftsstelle außerordentlich arbeits- und zeitaufwändig, kamen bald weitere Aufgaben hinzu. Der Verband wurde als Gesprächs- und Kooperationspartner auch in Bereichen gefordert, die ursprünglich nicht vorauszusehen waren. Dazu gehörten unter anderem die Schwierigkeiten des Liaison Comités der europäischen NRO mit der Europäischen Kommission, die Beratungsstelle für Anträge bei der Europäischen Kommission (das Community Stabilisation Programme CSP), die Vorbereitung der deutschen EU-



Zehn Forderungen für eine soziale und ökologisch orientierte Entwicklungspolitik



tan. Es sah in ihr eine Lobbyorganisation des BMZ und hielt in seiner gouvernementalen Mentalität den von ihm gegründeten Arbeitsstab Humanitäre Hilfe als Koordinationsorgan für ausreichend. Diese Vorbehalte konnten mit der Zeit ausgeräumt werden, so dass sich ein vielfältiger Gedankenaustausch mit allen zuständigen Regierungsstellen entwickelte. Dasselbe galt auch für die Begegnungen mit den Entwicklungspolitikern im Deutschen Bundestag und dem Europäischen Parlament. Gute Arbeitsbeziehungen konnten auch mit Organisationen in benachbarten Arbeitsgebieten aufgebaut werden, insbesondere mit dem Forum Umwelt und Entwicklung und mit dem Liaison Comité der europäischen NRO.



“



Präsidentschaft, die Veränderung des Spendenrechts und die Kontrolle des Spendenwesens durch das Deutsche Zentralinstitut (DZI), die Beteiligung an der Weltausstellung in Hannover (EXPO 2000) und die Teilnahme an den Kampagnen von ECHO und Europarat. Viel Zeit erforderte auch der Einsatz für die Landesnetzwerke, über die VENRO die Mitarbeit und Vertretung der zahlreichen kleinen Organisationen und Initiativen anstrebte. Der Plan, die Landesnetzwerke über eine eigene Stiftung finanziell zu unterstützen, konnte zwar nicht realisiert werden, aber es gelang doch, sie für die Bildung einer Bundesarbeitsgemeinschaft zu gewinnen und darüber ihre Mitarbeit in VENRO zu sichern.



Erheblicher Diskussionsbedarf entstand über die Frage, wie sich der Verband zum Einsatz deutscher Streitkräfte in der Kosovo-Krise 1999 verhalten sollte. Einige Mitglieder von VENRO hatten beantragt, entschieden gegen den Bombenkrieg in Serbien Stellung zu beziehen. Der Vorstand sah sich nicht legitimiert, in einer so kontroversen Frage im Namen seiner Mitglieder Stellung zu nehmen. In drei Diskussionsveranstaltungen in Berlin-Rahnsdorf und Bonn wurden das Für und Wider ausführlich diskutiert. Dabei kam es verständlicherweise zu keiner Einigung, aber es konnte eine Spaltung des Verbands verhindert werden. Ziemlich unerwartet traf den Verband die wachsende Kritik an der Arbeit der NRO.12 Es wurde ihnen vorgeworfen, sie arbeiteten in den Bereichen der Infrastruktur oder der landwirtschaftlichen und handwerklichen Förderung und Beratung nicht effizienter und nicht signifikanter als staatliche Durchführungsorganisationen und sie zeigten bezüglich der Koordination mit anderen Trägern und der Evaluierung ihrer Maßnahmen erhebliche Defizite. Kritisiert wurden auch die Jagd nach Spendenmitteln und eine paternalistische Einstellung gegenüber den NRO des Südens. Es war wichtig klarzustellen, dass die NRO ihre Arbeit nicht als Ersatz der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit verstanden, sondern als komplementären Beitrag zur Stärkung der Selbsthilfe der Armen.



Erwartungen und Enttäuschungen Mit der Gründung von VENRO verbanden viele Mitgliedsorganisationen die Erwartung, dass es gelingen könnte, im Rahmen der Ländergespräche und Länderkonzeptionen des BMZ zu einer besseren Koordination und Rollenverteilung zwischen staatlicher und nichtstaatlicher Entwicklungszusammenarbeit zu kommen. Sie hofften, dass damit auch die Finanzierung der NRO-Arbeit besser geregelt werden könnte. Diese Vorstellungen ließen sich aber nicht realisieren. Ein Grund dafür war das Gewicht der staatlichen Durchführungsorganisationen, die ihren finanziellen Zuwendungsrahmen verteidigten und sich nicht dem Wettbewerb mit den NRO stellen wollten. Aber auch viele NRO waren nicht bereit, ihre Projekte in ein integriertes Gesamtkonzept einzuordnen, sondern wollten sie weiterhin nach ihren Vorstellungen und Prioritäten gestalten. Auch hatten weder die einzelnen Organisationen noch VENRO die Kapazität, substantiell an der Gestaltung der Länder- und Sektorkonzepte mitzuarbeiten. Vor allem aber entfernte sich die Konzeption der Armutsbekämpfung unter dem Einfluss der Interessen autoritärer Regierungen und zentraler Bürokratien von dem Grundsatz, dass Armutsminderung nur dann erfolgreich sein kann, wenn den Armen die Möglichkeit zur Entfaltung ihrer eigenen Kräfte gege-



12 Dazu Peter Molt: NRO-Arbeit – kein Patentrezept. Was sollten die Nichtregierungsorganisationen aus der Kritik an ihrer Arbeit lernen? E + Z 39/1998:1, S. 11. 13 Ein bereits 1990 auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP (Deutscher Bundestag Drucksache 11/6137 vom 19.Dezember1989) – nach einer Anhörung zu den Ergebnissen einer vom BMZ initiierten Gemeinsamen Arbeitsgruppe „Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe“ – gefasster Beschluss, der sich zu diesen Grundsätzen bekennt, hatte nur vorübergehend Einfluss auf die Politik des BMZ und geriet bald in Vergessenheit.
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VENRO-Vorstand zu Besuch bei Bundeskanzlerin Angela Merkel im Jahr 200. Von links nach rechts: Leonie Otten, Monika Dülge, Renate Bähr, Kanzlerin Merkel, Dr. Claudia Warning, Ulrich Post, Dr. Bernd Bornhorst, hintere Reihe: Hildegard Peters, Heike Spielmans, Ralf Tepel, Jürgen Lieser, Bernd Pastors, Prof. Dr. Christa Randzio-Plath.



ben wird, das heißt, wenn Selbsthilfe und persönliche Initiativen als unverzichtbares und tragendes Element der Armutsbekämpfung gesehen werden.13 Im Vorlauf zu den im Jahr 2000 von den Vereinten Nationen verabschiedeten Millenniumsentwicklungszielen (MDG) wurde unter dem maßgeblichen Einfluss der internationalen Organisationen14 die Armutsbekämpfung bei meist nur formaler Beteiligung der Zivilgesellschaft am Strategiepapier zur Armutsminderung (PRSP) vornehmlich auf staatliche Programme im Bildungsund Gesundheitswesen beschränkt. Diese neue Wende in der Entwicklungspolitik führte dazu, dass auch im Rahmen der deutschen Entwicklungszusammenarbeit letztlich den Bemühungen um eine verstärkte Förderung der NRO-Projekte zur Armutsbekämpfung durch Selbsthilfe kein signifikanter



Erfolg beschieden war. Zwar gelang es VENRO, die Entwicklungspolitiker im Bundestag auch weiterhin zu entsprechenden Anfragen und Anträgen zu bewegen. Auf die Umsetzung der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit durch die Verwaltung und Durchführungsorganisationen hatte dies jedoch keinen Einfluss. Es kam nur zu einer bescheidenen Erhöhung der Budgetlinien, aus denen die Arbeit der NRO gefördert wurde, aber nicht zu einer grundlegenden Änderung der Beziehungen zwischen NRO und Bundesregierung. Letztlich ergab sich sogar durch eine zunehmende Bürokratisierung der Antragstellung und -bewilligung eine Erschwerung der NRO-Finanzierung. Erfolgreich war VENRO dagegen in seiner Lobby- und Advocacy-Arbeit. Den Auftakt bildete die Wahlkampfinitiative zur Bundestagswahl 1998. Sie begründe-



te den Ruf von VENRO als wichtige Stimme für eine armutsorientierte Entwicklungszusammenarbeit. Es gelang im Wahlkampf, in vielen Wahlkreisen die Aufgaben und die Bedeutung der Entwicklungszusammenarbeit zu thematisieren. Parallel führte der Vorstand Gespräche mit den politischen Parteien, um seine Vorstellungen in deren Programme und Aussagen einzubringen.15 Anknüpfend an diese Initiative nahm VENRO in den folgenden Jahren Stellung nicht nur zu Fragen, die die NRO betrafen, sondern dezidiert zu allgemeinen Fragen der Entwicklungspolitik und -zusammenarbeit. Dabei sind vor allem die Forderungen an die Bundesregierung zu Beginn der Amtsperioden oder zu wichtigen aktuellen Fragen zu nennen, wie die „Zehn Forderungen für eine soziale und ökologisch orientierte Entwicklungspolitik“ an die rot-grüne Bundesregierung,16 die der Verband Ende 1998 vorlegte, oder die sehr entschiedene Stellungnahme gegen die für das Jahr 2000 geplanten Kürzungen des BMZ-Haushaltes.17 VENRO erinnerte zu Recht daran, dass dieser Haushaltsentwurf nicht nur eine Abkehr vom Wahlprogramm und dem Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung sei, sondern auch international dem Ansehen Deutschlands schade. Schließlich wurde



dann ein Jahr später eine kritische Bilanz der rot-grünen Entwicklungspolitik gezogen.18 Einen anderen Weg zur Beeinflussung der öffentlichen Meinung beschritt eine Befragung prominenter Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft, von Fachkräften und Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der staatlichen Durchführungsorganisationen und politischen Stiftungen sowie der kirchlichen und freien Träger, wie aus ihrer Sicht die deutsche Entwicklungspolitik den veränderten Bedingungen angepasst, verbessert und langfristig gesichert werden sollte.19 Die Beteiligung an der Befragung war eindrucksvoll groß, von 600 Angeschriebenen antworteten 33 Prozent. Ziel der Umfrage war es, vor dem Hintergrund wachsender Kritik VENRO zu ermöglichen, eine breitere Diskussion anzustoßen, wie die Entwicklungszusammenarbeit inhaltlich verbessert und ihre Akzeptanz erhöht werden könne. Die Antwortenden waren sich darin einig, dass Entwicklungszusammenarbeit zu den wichtigsten politischen Zukunftsaufgaben zu zählen sei. Die Meinungen, wie die Zukunft der Entwicklungszusammenarbeit aussehen sollte, wie die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich überwunden werden könne, wie gewaltsame Konflikte zu



 Trotz der verdienstvollen Analyse der Weltbank (Voices of the Poor, 3 Volumes, Washington 2000), die allerdings auf die Praxis der Weltbank wenig Einfluss hatte. Siehe zur frage der Rückkehr zur staatszentrierten Entwicklungszusammenarbeit auch Peter Molt: Keine nachhaltige Armutsminderung ohne Mitbestimmung der Armen, in: Kurt Bangert (Herausgeber): Handbuch Spendenwesen, Wiesbaden 20, S. -83.  VENRO: Eine Welt im Wahlkampf – Zeit zur Einmischung. Dokumentation 8.  VENRO: für eine soziale und ökologisch orientierte Entwicklungspolitik. Zehn forderungen an die rot-grüne Bundesregierung, VENRO 8.  Peter Molt: Sparhaushalt oder Politikwechsel? Perspektiven der Entwicklungsfinanzierung. Die politischen Auswirkungen der Kürzungen im BMZ-Etat auf die Entwicklungspolitik, insbesondere die Armutsbekämpfung, VENRO . 8 VENRO: Bilanz. Positive Ansätze, unerfüllte Versprechen - Zwei Jahre rot-grüne Entwicklungspolitik, VENRO 200.  VENRO / Institut für Gesellschaftspolitik München (Leitung Johannes Müller ): Umfrage zur Zukunft der deutschen Entwicklungspolitik, Abschlussbericht: Auswertung und Bericht, Oktober 2000.
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Förderung der Entwicklungszusammenarbeit zivilgesellschaftlicher Gruppen und der Wirtschaft in Prozent des Einzelplans 23 (BMZ)







in den folgenden Jahren viele der angesprochenen Themen aufgegriffen. Hinter der vorübergehenden Euphorie über Entschuldung, MDG und die Pariser Erklärung20 und der entsprechenden Justierung der Entwicklungshilfe blieben allerdings viele Fragen ungeklärt und umstritten.21



Quelle: Für 1995: Bundeshaushalt Epl. 23, für 2008 DWHH/TdH: Die Wirklichkeit der Entwicklungshilfe: 15. Bericht 2010
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verhindern und die Gefahren einer unkontrollierten Globalisierung einzudämmen seien, waren jedoch eher unentschieden. Die Umfrage zeigte, dass die entwicklungspolitische Debatte offensichtlich geprägt wird durch eine Vielfalt unterschiedlichster Meinungen und gegensätzlicher Positionen. Die Meinungsverschiedenheiten gingen quer durch alle Gruppen der Befragten. Es wurde deutlich, dass die alten entwicklungspolitischen Frontstellungen und Koalitionen neuen, in ihren Umrissen allerdings noch undeutlichen Meinungsgruppen Platz gemacht hatten.
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Die Analyse der Antworten führte zu dem Schluss, dass die Diskussionsprozesse über Zukunftsperspektiven der deutschen Entwicklungspolitik mit Nachdruck weiterund zusammengeführt werden müssten, denn ohne eine neue, eindeutige und transparente Bestimmung der Zielvorstellungen, Inhalte und Handlungsmöglichkeiten könne es nicht gelingen, die Entwicklungszusammenarbeit auf Dauer gesellschaftlich zu verankern, ihren Stellenwert bei den Bürgern zu erhöhen sowie eine effizientere und schlüssigere Nutzung der knapper werdenden finanziellen Mittel zu erreichen. VENRO hat auf dieser Erkenntnis aufbauend



Die Wirklichkeit einer entwicklungspolitischen Verbandsgründung In den ersten vier Jahren seines Bestehens gelang es VENRO, die interne Meinungsbildung und den Erfahrungsaustausch unter den Mitgliedern anzustoßen, zum Sprachrohr der in der Entwicklungszusammenarbeit und humanitären Hilfe tätigen NRO zu werden, den Dialog mit der Bundesregierung und der Europäischen Kommission zu führen und die öffentliche Meinungsbildung zugunsten der Entwicklungszusammenarbeit zu fördern. Die Fülle der Fragen, denen sich VENRO stellen musste, zeigt, dass es für das Selbstverständnis und die zukünftige Arbeit der deutschen NRO unerlässlich war, die Diskussion über das Selbstverständnis in den eigenen Reihen zu führen. Zu einer strukturellen Veränderung der Beziehungen zwischen staatlicher Entwicklungszusammenarbeit und NRO ist es jedoch nicht gekommen. Die Vorstellungen, diese zum zweiten Pfeiler der deutschen Entwick-



lungszusammenarbeit zu machen, waren zu weitreichend. Der Weg, über die Ländergespräche und Länderkonzepte die Zusammenarbeit vor Ort koordiniert und komplementär durchzuführen und damit das Erfahrungswissen der NRO besser zu nutzen – auch durch die Übertragung von Aufgaben und Zuweisung zusätzlicher Mittel –, erwies sich als nicht gangbar. Die beharrlichen Kräfte der parastaatlichen Durchführungsorganisationen und der Entwicklungsverwaltung stellten sich jeder Veränderung der Bedingungen für die Projektarbeit der NRO entgegen. Dazu kam, dass sich in der internationalen Entwicklungszusammenarbeit die Vorstellung einer staatsgelenkten, wenn auch an „guter Regierungsführung“ orientierten Entwicklungszusammenarbeit durchsetzte. Den NRO wurde nur zugestanden, einen zwar mitunter nützlichen, aber nicht sehr gewichtigen Beitrag zur Armutsbekämpfung und zur Stärkung der Zivilgesellschaft zu leisten. Am positivsten wurde ihre Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit gesehen, weil diese zur Akzeptanz der Entwicklungszusammenarbeit beitrage. Der Anteil der Zuschüsse für die Arbeit der NRO am BMZ-Haushalt hat sich von 1995 bis 2008, wie die Grafik zeigt, etwas erhöht, aber die Unterteilung in einzelne Förderungstitel und die Trennung von den Titeln der staatlichen bilateralen Entwicklungszusammenarbeit beibehalten. Deshalb haben die Forderungen von



20 OECD-DAC: Paris Declaration on Aid Effectiveness. High Level Forum Paris Feb 28 - March 2, 2005. 21 Etliche Jahre später zeigte sich dies im Bonner Aufruf – Eine andere Entwicklungspolitik ist möglich! www.bonner-aufruf.eu (2009). 22 „Zivilgesellschaftliche Organisationen im Norden wie im Süden leisten wichtige Beiträge bei der Armutsbekämpfung und der Förderung von Demokratie und Menschenrechten. Diese Arbeit sollte nicht nur finanziell stärker, sondern auch administrativ weniger aufwendig gefördert werden, zum Beispiel durch Programmförderung oder Globalzuschüsse. Um den Informationsstand und die Akzeptanz von Entwicklungspolitik in der Öffentlichkeit zu erhöhen, müssen für die entwicklungspolitische Inlands- und Bildungsarbeit mehr Mittel bereitgestellt werden“. VENRO: Zehn VENRO-Vorschläge für eine bessere Entwicklungspolitik, Bonn, Oktober 2009 (www.venro.org).











VENRO an das BMZ auch nach eineinhalb Jahrzehnten fast denselben Inhalt, wie die eingangs erwähnten Forderungen des Bensheimer Kreises aus dem Jahr 1995.22 Wenn heute der zivilgesellschaftliche Beitrag zur Entwicklungszusammenarbeit in der Öffentlichkeit erneut kritisch hinterfragt wird23, so mag dies daran liegen, dass sich VENRO in seiner Advocacy-Arbeit vornehmlich auf Fragen der globalen Strukturpolitik und auf die kritische Begleitung der staatlichen Politik konzentrierte und dem Kern des Beitrags der NRO, das Handlungsvermögen der Armen zu stärken, zu wenig Beachtung geschenkt hat. Dies bleibt jedoch auch nach dem heutigen Erkenntnisstand der wirksamste Ansatz im Kampf gegen die Armut und die Verwundbarkeit der Armen.24 Sie sind in vielen Entwicklungsländern wegen der Schwäche oder Reformunwilligkeit ihrer Regierungen auf die Hilfe von außen angewiesen, die nach wie vor am wirksamsten über NRO geleistet wird. Der alte Grundsatz der Hilfe zur Selbsthilfe hat seine Gültigkeit nicht verloren. Die MDG waren zwar ein wichtiger Schritt zur Armutsbekämpfung, aber in dieser Hinsicht ungenügend. Ob ihre Ziele erreicht werden, hängt deshalb nicht nur davon ab, ob die Geber ihre finanziellen Zusagen einhalten. Das Reformversagen in den Partnerländern und die daraus resultierende zunehmende Ungleichheit zwischen den Eliten und den Armen tragen dazu mindestens ebenso viel bei. VENRO hat seit seiner Gründung einen weiten und erfolgreichen Weg zurückgelegt. Die Komplexität der



 Prof. Dr. Peter Molt war Hauptgeschäftsführer und Vorsitzender von CARE Deutschland und von 1995 bis 1999 Vorstandsvorsitzender bei VENRO. Von 1992 bis 2009 hatte er eine Honorarprofessur für Entwicklungspolitik an der Universität Trier.



Entwicklungszusammenarbeit und die Folgen des Kampfes um Macht, Geld und Ressourcen türmen aber für die von ihm vertretenen Ziele immer wieder neue Hindernisse auf. Das Selbstverständnis von VENRO war von Anfang an davon bestimmt, als Teil der Zivilgesellschaft eine eigenständige Rolle mit spezifischer Verantwortung in der Entwicklungszusammenarbeit zu übernehmen. Dieser Anspruch erfordert auch in Zukunft ein hohes Maß von Handlungsfähigkeit und Beharrlichkeit, denn die Herausforderungen sind eher größer geworden.



23 VENRO: Strategie 2011 – 2016, Berlin 2010 (www.venro.org). 24 So jüngst eine im Auftrag von Misereor veröffentlichte Studie: Potsdam Institut für Klimafolgenforschung, Institut für Gesellschaftspolitik an der Hochschule für Philosophie München (IGP): Global, aber gerecht. Klimawandel bekämpfen, Entwicklung ermöglichen, München, C.H.Beck 2010. Dazu auch Johannes Müller: Perspektiven aus der Sicht der Studie „Global, aber gerecht. Klimawandel bekämpfen, Entwicklung ermöglichen“ in: Zur Debatte. Themen der katholischen Akademie in Bayern 1/2011 S. 6-8.



DSGA – Fahnen vor dem Bundestag







EU-Ratspräsidentschaft 2007: Dr. Claudia Warning, Bundeskanzlerin Angela Merkel, der englische Ex-Premier Tony Blair und Dr. Ulla Mikota



Appell an die Mächtigen Die Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“ Dr. CLAUDIA WARNING



Als gemeinsame Initiative von VENRO, Herbert Grönemeyer und befreundeten PR- und Medienfachleuten wurde das Projekt „Deine Stimme gegen Armut“ (DSGA) 2005 ins Leben gerufen und wird – mit einigen Änderungen an Struktur und Ausrichtung – bis heute fortgeführt. DSGA war die deutsche Antwort auf die internationale Kampagne „Global Call to Action against Poverty“ (GCAP), die in mehr als 100 Ländern von Organisationen, Vereinen, Religionsgemeinschaften und vielen Menschen – darunter auch einer großen



die Aktion mehr Einsatz bei der Umsetzung der Millenniumsentwicklungsziele (MDG)2 bis zum Jahr 2015 sowie mehr Geld für Entwicklungszusammenarbeit und eine Steigerung ihrer Wirksamkeit. Während der vergangenen sechs Jahre fühlten sich Hunderttausende von Menschen in Deutschland von der Aktion angesprochen. Bis September 2010 gaben insgesamt 740.000 Menschen in Deutschland ihre Stimme gegen Armut ab. Viele zeigten Flagge – auf verschiedene Art und Weise. DSGA bot dabei das Dach für die unterschiedlichsten Aktivitäten. „Deine Stimme gegen Armut“ – der Name war so gewählt worden, dass sich jede und jeder angesprochen fühlen sollte und sich diesem Appell kaum entziehen konnte. Den Menschen wurde das Gefühl vermittelt, dass wirklich jede Stimme zähle und jede und jeder einen Beitrag zur Armutsbekämpfung leisten könne. Die Resonanz war groß. Die Kampagne war sicher eine der erfolgreichsten Aktionen dieser Art in Deutschland und setzte damit Maßstäbe. Wer hätte das anfangs gedacht? Die Strategie hinter der Aktion



Zahl Prominenter – getragen wurde. In Deutschland beteiligten sich viele Berühmtheiten aus Kultur, Sport und Medien an öffentlichkeitswirksamen Aktionen, TV- und Werbespots, Konzerten und Kundgebungen und machten damit Druck auf die politischen Entscheidungsträger der G81, von denen sie mehr Engagement im Kampf gegen die weltweite Armut forderten. „Wort halten!“ ist nach wie vor der zentrale Appell an die Politikerinnen und Politiker. Neben einem stärkeren Engagement bei der Armutsbekämpfung fordert



Über die Strategie hinter der Aktion wurde viel debattiert und diskutiert: Wie sollte das Verhältnis zwischen Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit sein? Sollte DSGA als Dach für dezentrale Aktivitäten genutzt und wie konnte dies umgesetzt werden? Welche Bevölkerungsgruppen sollten wie angesprochen werden? Auf welchen Zeitraum







Startschuss von „Deine Stimme gegen Armut“ mit Kardinal Sterzinsky, Bischof Wolfgang Huber und Prominenten wie Claudia Schiffer, Nina Hoss, und Herbert Grönemeyer.



sollte die Aktion begrenzt werden? Sollten wir uns auf altbewährte Strategien berufen oder neue Wege gehen? Vor allem letztere Frage spaltete häufig die Gemüter und wurde schließlich auch zur alles entscheidenden Frage. Denn gerade die für VENRO neuen Elemente trugen maßgeblich zum Erfolg der Aktion bei. So wendete sich die Aktion zwar wie andere auch an die Politik und forderte die Verantwortlichen zum Handeln auf, dies geschah aber unter Einbeziehung einer breiten Öffentlichkeit. DSGA beinhaltete Elemente, die sich – anders als bei vorherigen Aktionen – nicht nur



1 Informeller politischer Zusammenschluss von USA, Kanada, Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Japan, Italien und – neu hinzugekommen – Russland. 2 Das Kernziel der MDG bestand darin, die Zahl der in extremer Armut lebenden und hungernden Menschen bis zum Jahr 2015 zu halbieren.







an ein interessiertes Fachpublikum richteten, sondern explizit die gesamte Bevölkerung ansprachen. Das Thema Entwicklungszusammenarbeit wurde damit so präsent in der Gesellschaft wie selten zuvor und es konnten Menschen, insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene, für das Thema interessiert werden, die sich bislang kaum damit auseinander gesetzt hatten. Die Menschen wurden direkt aufgerufen, sich zum Beispiel durch ihre Stimmabgabe oder den Kauf der Merchandising-Artikel zu beteiligen und zudem als Sprachrohr und Multiplikator zu agieren. Erstmals wurden dafür ganz gezielt die Massenmedien, vor allem das Internet (soziale Netzwerke, YouTube, Twitter, Blogs …), genutzt. Hier erhielt DSGA auch fachliche Unterstützung durch Medien-und PR-Experten. Unter dem Dach von DSGA gab es zentral und dezentral gesteuerte, lokale und überregionale, ja sogar internationale Aktionen – letztere beispielsweise zusammen mit GCAP. Je nach Anlass und geplanter Aktion wurden unterschiedliche Kooperationspartner und Beteiligte mobilisiert. Zu den wesentlichen zentralen und öffentlichkeitswirksamen Events gehörten die „White Band Days“ und „White Band Nights“ sowie das Konzert „Stimmen gegen Armut“ beim G8-Gipfel in Heiligendamm 2007, breit angelegte Anzeigenkampagnen (TV, Print), hochrangige Lobby-Gespräche und Pressekonferenzen, um nur einige Beispiele zu nennen. Stets fanden dabei Partner aus dem Süden Gehör, die DSGA als Plattform und Garant für mediale Aufmerksamkeit im Norden nutzen konnten. Dies geschah sowohl indirekt über die Erfahrungen und Kenntnisse der VENRO-Mitglieder als auch über die direkte Zusammenarbeit mit Part-



nern aus Entwicklungsländern und deren Präsenz bei Veranstaltungen wie dem oben genannten Konzert. Ergänzend zu den zentralen Aktionen konnten die Mitgliedsorganisationen die breit angelegte Dachmarke DSGA für ihre eigenen dezentralen Aktionen nutzen. Dem Aktionsteam fielen Koordinationsaufgaben zu. Darüber hinaus bot es Unterstützung bei der politischen Lobby-Arbeit und fungierte als Ansprechpartner und Bindeglied zwischen den Beteiligten. Träger der Kampagne waren die VENRO-Mitgliedsorganisationen. Weiterhin wurden auch Organisationen außerhalb von VENRO (also Nicht-Mitglieder) eingeladen, sich als „offizielle Unterstützer“ an der Aktion zu beteiligen. Außerdem gab es Kooperationen mit anderen Bündnissen innerhalb Deutschlands sowie weltweit. Der Prominentenfaktor Ein wesentliches Element waren die vielen Aktivitäten, durch die die Kampagne gestützt und mit Leben gefüllt wurde. Die Akteure entwickelten eine beeindruckende Kreativität bei der Planung und Umsetzung von meist lokalen Veranstaltungen und waren mit viel Spaß bei der Sache. Letzteres trug sicher wesentlich zu ihrer eigenen Motivation bei, diese Unterstützung aufrecht zu erhalten. Ein weiterer, wenn nicht sogar der entscheidende Erfolgsfaktor, der sich förderlich auf sämtliche Aktivitäten auswirkte, war ferner die Einbeziehung der Prominenten, allen voran Herbert Grönemeyer. Aus einer rückblickenden Perspektive lässt sich sagen, dass erst dadurch richtig Schwung in die Sache kam. So wurden die



Prominenten einerseits zum Push-Faktor für die Aktion und die öffentliche Wahrnehmung und andererseits zu einem neuen, aufwändigen und ungemein komplizierten Element für VENRO. Als MDG-Aktion entstand DSGA bereits 2004 im Vorfeld des G8-Gipfels im schottischen Gleneagles 2005, angeregt durch das Beispiel „Make Poverty History“ in Großbritannien. Der „Global Call to Action against Poverty“ wurde zum Netzwerk für eine Vielzahl nationaler Initiativen, so auch der von VENRO koordinierten deutschen Variante. Hinsichtlich der Finanzierung der geplanten Aktion einigten sich die VENRO-Mitgliedsorganisationen bei der Mitgliederversammlung im Dezember 2004 nach zähem Ringen auf eine freiwillige Umlage. Hier zeigten sich bereits gegensätzliche Auffassungen der VENRO-Mitglieder im Hinblick auf die Ausgestaltung der Aktion, die im Laufe der Zeit immer wieder spürbar wurden. Mit einer Pressekonferenz Ende März 2005 fiel der offizielle Startschuss der Kampagne, die im Laufe des Jahres immer mehr an Dynamik und Bekanntheit gewann. Über britische Kulturschaffende entstand der Kontakt zu Herbert Grönemeyer, der sich für die Aktion begeistern ließ, andere Türen öffnete und weitere Prominente mit ins Boot holte, so zum Beispiel Claudia Schiffer oder Nina Hoss. Ursprüngliches Ziel der Aktion war es, punktuell und spezifisch Druck aufzubauen und sie im Herbst 2005 zu beenden. Nach langen Diskussionen und durch zahlreiche Interventionen aus den Reihen der VENROMitglieder kam es letztlich nicht dazu. Die Kampagne hatte viele Menschen in Bewegung gebracht, aber die Ziele waren noch lange nicht erreicht. Auch kam die



Frage auf, was mit dem größten entwicklungspolitischen Newsletter-Verteiler Deutschlands passieren sollte, wenn es DSGA nicht mehr gäbe – sollte dieser etwa einfach aufgelöst werden? Würde man damit nicht ein großes Potenzial verspielen? Die große Anzahl engagierter Menschen, die auch ohne fachlichen Hintergrund aus Überzeugung hinter der Aktion standen, sowie die Notwendigkeit, weiter für die Zielsetzungen zu kämpfen, stimmten die Mitgliederversammlung um. DSGA sollte am Leben erhalten werden. 2006 sollte es zunächst – mit nur wenigen Aktivitäten, zum Beispiel im Zusammenhang mit der Fußball-Weltmeisterschaft in Deutschland oder dem G8-Gipfel in St. Petersburg –, auf Sparflamme laufen. Für 2007 war ein Wiederaufleben geplant. Für VENRO stellte sich damit die Frage, wie das Instrument DSGA – eine Kampagne, die nach längerer Laufzeit eigentlich keine mehr war – nicht nur am Leben erhalten werden konnte, sondern auch, wie es zukünftig gestaltet werden sollte. Aus Sicht des Verbandes waren dazu vor allem drei Aspekte zu berücksichtigen: a) Als Anlass für mögliche weitere Aktionen brauchte es politische Events. b) Die Beteiligung von Bürgerinnen, Bürgern und Organisationen musste sich auf ein konkretes und leicht vermittelbares Ziel richten. c) Es brauchte Mut zur Vereinfachung. Die Erfahrung hatte gezeigt, dass hier „weniger mehr ist“. So kristallisierte sich beispielsweise aus zehn wohlüberlegten Forderungen, die anfangs an die Politik gerichtet worden waren, letztlich ein TOP-Thema heraus: Armutsbekämpfung. Die gesamte Aktion wurde schließlich auf dieses Thema reduziert und eine Differenzierung fand kaum statt.







„Deine Stimme gegen Armut“ mit Claudia Schiffer, Kumi Naidoo, Gründer von Global Call to Action against Poverty (GCAP) und Dr. Claudia Warning







2007 stand noch ganz im Zeichen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft während der ersten Jahreshälfte, des G8-Gipfels in Heiligendamm im Juni sowie der Halbzeit der MDG, die als Aufhänger für Aktionen genutzt wurden. Über die zukünftige Ausgestaltung gab es immer wieder, gerade aber nach dem G8-Gipfel in Heiligendamm, kontroverse Diskussionen. Der enormen Reichweite und



Musiker Bono und Ulrich Post auf der Pressekonferenz von „Deine Stimme gegen Armut“ in Rostock im Jahr 2007.



dem hohen Mobilisierungsgrad standen dabei der erhebliche Aufwand an Ressourcen und Kraft seitens des Verbandes gegenüber. Die schwindende finanzielle Unterstützung durch die Mitglieder sowie nur wenig hochrangige politi-



„



Armut kann einpacken



“



sche Events in der näheren Zukunft waren weitere Gründe, die gegen eine Fortführung der Aktion in ihrer bis dahin aktuellen Form sprachen. Durch Unklarheiten hinsichtlich der Rollen einzelner Akteure (VENRO, Herbert Grönemeyer) sowie deren schwieriger gewordenes Verhältnis zueinander und einer gefühlten Konkurrenz durch andere internationale und nationale Aktionen offenbarten sich neue Herausforderungen. Veränderungen mussten her, da die Marke DSGA als solche erhalten bleiben sollte. DSGA – zunächst als VENRO-MDG-Kampagne geplant, letztlich realisiert als groß angelegte, öffentlichkeits- und medienwirksame Kampagne mit prominenter Beteiligung und einer Vielzahl öffentlicher Aktionen – wurde nach und nach stärker mit der Lobby-Arbeit von VENRO verknüpft und entwickelte sich zu deren „öffentlichen Arm“. Der Einsatz für die Ziele der Aktion ging weiter, zunehmend auch in Kooperation mit anderen Bündnissen. Im Rahmen von – nach japanischem Vorbild initiierten – Tanabata-Aktionen im Vorfeld des G8-Gipfels 2008



wurden in Deutschland und anderen G8-Staaten „Wünsche gegen Armut“ gesammelt und an Bambusbäumen vor dem Bundeskanzleramt präsentiert. Für den MDG-Gipfel im September 2008 in New York stellte ein Aktionsbündnis unter Federführung von DSGA der damaligen Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul ihr Reisegepäck zusammen: einen Koffer mit der Aufschrift „Armut kann einpacken“. Ergänzend gab es wie in den Vorjahren eine Vielzahl dezentraler Aktivitäten, organisiert und durchgeführt von Schulen, Kindergärten und Vereinen. Die Bundestagswahlen 2009 warfen ihre Schatten voraus und lieferten Anlässe und Ideen für Aktionen. Im Vergleich zu den Vorjahren wurde die Online-Präsenz weiter ausgebaut und verstärkt als Portal für die Organisation von Aktivitäten genutzt. Neuen Aufwind brachte 2010 auch das provokante Symbol – ein Leichenumriss, mit dem dazugehörigen Slogan „Todesursache: Ignoranz“ –, das zwar nicht überall positiv aufgenommen wurde, aber die Aktion und die dahinter stehenden Ziele wieder verstärkt ins Bewusstsein von Bevölkerung, Medien und Politik rief. DSGA hat sich über die vergangenen Jahre als Kampagne etabliert und VENRO einen Weg gefunden, diese neben dem Alltagsgeschäft am Leben zu erhalten. An der zentralen Forderung nach der Umsetzung der MDG änderte sich nichts, Aktivitäten und Veranstaltungen wurden entsprechend ihrer Ausrichtung und Ziele entwickelt. Die VENRO-Mitglieder beteiligten sich an der Ausrichtung und Gestaltung der Aktion, in finanzieller Hinsicht dagegen schwand die Unterstützung mehr und mehr und es traten immer wieder Schwierigkeiten auf, die nur dank des besonderen Engagements einiger Weniger mittelfristig gelöst werden konnten.



Die Bedeutung der Kampagne für VENRO Für VENRO und die Mitgliedsorganisationen entwickelte sich die Aktion DSGA zu einem populären Instrument in Ergänzung zur regulären Lobby-Arbeit des Verbandes. Die Umsetzung von DSGA erfolgte auf für VENRO ungewöhnlichen und neuen Wegen. Im Vergleich zu anderen Kampagnen war DSGA für den Verband eine relativ teure und sehr aufwändige Aktion, die sich aber in vielerlei Hinsicht gelohnt hat. Auch die Dachmarkenkonzeption hat sich ausgezahlt, wenngleich die Koordination der verschiedenen lokalen und dezentralen Aktivitäten stets eine große Herausforderung war. Wie bei den meisten Gemeinschaftsaktionen mussten institutionelle Interessen häufig zugunsten eines gemeinsamen Ganzen zurückstehen. Die Bedeutung der vereinten Anstrengungen von großen und kleinen Akteuren wurde sehr deutlich. So legten die kleineren Organisationen oftmals eine ungeheure Kreativität und ein erstaunliches Engagement an den Tag, wenn es um Aktivitäten ging. Dagegen waren die großen Organisationen in dieser Hinsicht vielfach eher zurückhaltend. Ihre finanzielle Unterstützung war jedoch für die Realisierung der gesamten Aktion unerlässlich. Eine besondere Bedeutung bekam die Kampagne durch die für VENRO gänzlich neue Arbeit mit Prominenten, die ein Umdenken in vielen Bereichen erforderte und uns immer wieder aufs Neue forderte. Es mussten viele Kompromisse eingegangen werden, zugleich wurden großartige Gewinne verbucht. Auch die Arbeit mit und in der breiten Bevölkerung war etwas Neues und Ungewöhnliches für einen Verband wie VENRO, dessen Arbeit sich weitgehend vor











allem auf ein Fachpublikum konzentrierte. Die breite gesellschaftliche Unterstützung war letztlich aber ein wesentlicher Pfeiler der Kampagne, der die erzielten Erfolge mit ermöglicht hat. Versuch einer Bilanz Rückblickend betrachtet war die Aktion DSGA eine bemerkenswerte Erfolgsgeschichte. Dabei geraten natürlich die Schwierigkeiten und Hindernisse auf dem Weg dorthin, die nicht unerheblich waren und hier nicht unerwähnt bleiben sollten, allzu leicht in Vergessenheit. Ein großer Erfolg ist sicher die enorme Reichweite der Aktion. Unter Berücksichtigung aller TVEinschaltquoten, aller Auflagen von Printanzeigen und sonstiger Zahlen zur Verbreitung aus sechs Jahren DSGA lässt sich festhalten, dass die Aktion statistisch gesehen allen Deutschen bekannt sein müsste. Zu den aktiv Beteiligten gehörten auch viele, von denen nicht zu erwarten war, dass sie sich für entwicklungspolitische Themen interessieren. Gerade jene Menschen aber entwickelten originelle Ideen bei der Organisation von lokalen Veranstaltungen, die in Erinnerung bleiben. Der Newsletter-Verteiler umfasste zu Beginn des Jahres 2011 insgesamt 119.000 Adressen. Allein im Jahr 2010 wurden für die TV-Spots mehr als 2.000 Ausstrahlungen auf 25 privaten TV-Sendern registriert – dies entspricht einer Einschaltquote von etwa 15,7 Millionen. Ermöglicht wurde diese breite öffentliche Anerkennung und Resonanz durch die Verbindung von fachlicher Expertise (VENRO für die entwicklungspolitischen Inhalte, Medien- und PR-Experten für die



Kommunikation) und Prominenz. So konnten komplexe und öffentlich sonst eher wenig wahrgenommene Themen einem heterogenen Publikum kommuniziert werden. Die Kombination der verschiedenen und für VENRO neuartigen Strategie-Elemente hat der Kampagne Profil gegeben. Dies war im Vorfeld mit einem hohen Risiko verbunden und hat Veränderungen zum Beispiel im finanziellen Bereich beim Verhältnis von Eigen- zu Drittmitteln mit sich gebracht, die nicht immer von allen Mitgliedern für gut befunden wurden. Auch die Kommunikation und Koordination bezüglich der DSGA-Aktivitäten liefen nicht immer reibungslos und kosteten viel Mühe und viele Nerven. Im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit wird seit einigen Jahren viel über Wirkungen diskutiert und Wirkungsorientierung steht immer ganz oben auf der Agenda, wenn es um die Entwicklung und Umsetzung von Projekten und Programmen geht. Welche Wirkung hat DSGA erzielt? Unbestritten ist, dass wir zeitweise gehörig Druck auf die Politik ausgeübt haben und zeigen konnten, dass Armutsbekämpfung kein Randthema ist, über das nur in Fachkreisen debattiert wird. Auch die Präsenz des Themas Entwicklung bei den G8-Gipfeln in Gleneagles und Heiligendamm kann als ein Erfolg verbucht werden, der ohne DSGA und vergleichbare Kampagnen in vielen anderen Ländern nicht möglich gewesen wäre. Gewiss konnte DSGA so auch dazu beitragen, die deutsche Quote der Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (ODA) zumindest geringfügig von 0,37 Prozent (2007) auf 0,38 Prozent (2008) zu erhöhen, auch wenn 2009 wieder ein Rückgang zu verzeichnen war und die Aussichten



für die kommenden Jahre ebenfalls nicht positiv sind. Deutschland bleibt nach wie vor weit hinter seinen Versprechungen, die Entwicklungszusammenarbeit zu stärken und effektiver zu machen, zurück. Fest steht leider auch, dass die zentrale Forderung nach der Umsetzung der MDG noch immer unerfüllt bleibt. Hier hätten wir uns größere Fortschritte gewünscht. Insgesamt hat die Aktion gezeigt, dass es den deutschen Wählerinnen und Wählern nicht gleichgültig ist, wie die Regierung mit den Themen Entwicklungszusammenarbeit und Armutsbekämpfung umgeht. Es gibt einen breiten Rückhalt dafür in der Öffentlichkeit. Und viele, besonders Jugendliche, sind bereit, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu engagieren. Auch anspruchsvolle Themen und Formate werden aufgegriffen. Wenn Entwicklungszusammenarbeit Spaß macht, konkret wird und zum Mitmachen einlädt, können Kräfte freigesetzt werden, die, wenn sie zudem international gebündelt werden, große Wirkungen entfalten können.



Dr. Claudia Warning ist Mitglied des Vorstandes des Evangelischen Entwicklungsdienstes (EED). Die promovierte Geografin war von 2001 bis 2009 Mitglied im VENROVorstand, von 2005 bis 2009 war sie Vorstandsvorsitzende.
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Eine Liebe auf den zweiten Blick



Verband Entwicklung und Humanitäre Hilfe deutscher NRO (VEHNRO). Dieser wurde von der Vorbereitungsgruppe mit dem Hinweis abgelehnt, der geplante Name sei sowieso schon zu lang und die Humanitäre Hilfe könne als „Teilsegment der Entwicklungszusammenarbeit“2 gesehen werden. Es waren in dieser Gründungsphase vor allem die Deutsche Welthungerhilfe und die Caritas, die beklagten, dass die Humanitäre Hilfe in den Aufgaben und Strukturen des neuen Verbandes nur marginal berücksichtigt werde und nicht den Stellenwert erhalte, der diesem wichtigen Arbeitsfeld zukomme. Bei der Gründungsversammlung am 19. Dezember 1995 gab es „keinen Vorschlag oder Antrag, einen eigenen Fachbereich für die Humanitäre Hilfe einzurichten“3, obwohl die Caritas und die Welthungerhilfe als Gründungsmitglieder anwesend waren. Gleichwohl hat der neugewählte Vorstand unter Prof. Dr. Peter Molt in seiner ersten Sitzung am 16. Januar 1996 dann beschlossen, eine Arbeitsgruppe „Humanitäre Nothilfe“ einzurichten. Erst ein Jahr später, nämlich Anfang 1997, kam es zur konstituierenden Sitzung des neuen Fachbereichs „Humanitäre Hilfe“ und zur Gründung der beiden Arbeitsgruppen „Träger der Humanitären Hilfe“ und „Personelle Mitarbeit und Qualifizierung in der Humanitären Hilfe“.4 Die Koordi-



VENRO und die Humanitäre Hilfe JÜRGEN LIESER



Bei der Gründung von VENRO Ende 1995 war umstritten, ob die Humanitäre Hilfe als eigenständiger Fachbereich und als wichtige Teilaufgabe einen Platz im Verband Entwicklungspolitik haben sollte. Die alte Streitfrage, ob Entwicklungshilfe und Humanitäre Hilfe1 zwei getrennte und von unterschiedlichen Zielen, Kriterien und Methoden bestimmte Handlungs- und Politikfelder sind oder ob es gemeinsame, übergreifende Interessen gibt – eine beide Themen gewissermaßen verbindende Klammer –, hat auch bei der Gründung von VENRO vor 16 Jahren die Gemüter bewegt. Im März 1995 trafen sich die damals bestehenden fünf deutschen Netzwerke der Nichtregierungsorganisationen (NRO), darunter auch die informelle Arbeitsgruppe der Nothilfeorganisationen, zur Vorbereitung der Gründung eines gemeinsamen NRO-Dachverbandes in Königswinter bei Bonn. Dort wurde über Satzung, Namensgebung, Ziele und Strukturen des neuen Verbandes diskutiert. Es gab zu diesem Zeitpunkt nur zaghafte Stimmen, die die „Not- und Katastrophenhilfe“ explizit als Aufgabe des Verbandes genannt wissen wollten und dafür in der neuen Struktur auch einen eigenen Fachbereich forderten. Für dieses Ansinnen gab es zunächst wenig Unterstützung. Auch eine entsprechende Erweiterung des geplanten Namens wurde verworfen. Im November 1995, kurz vor der Gründungsversammlung, hatte die Caritas dazu einen alternativen Namensvorschlag eingebracht:



nation oder Sprecherrolle für diesen neuen Fachbereich wurde in den ersten Jahren abwechselnd von Vertretern der Caritas und der Welthungerhilfe wahrgenommen. Seit 2001 wird sie durchgehend vom für Humanitäre Hilfe zuständigen VENRO-Vorstandsmitglied (und Autor dieses Beitrags) wahrgenommen. Diese Entwicklung in der deutschen NRO-Szene, nämlich die Zusammenführung von Organisationen der Entwicklungszusammenarbeit und der Humanitären Hilfe in einem gemeinsamen Dachverband, war damals nicht selbstverständlich, hat sich aber aus heutiger Sicht durchaus bewährt. Sie ist gerade im Blick auf die wachsende Zahl von Mitgliedsorganisationen, die sowohl in der Entwicklungszusammenarbeit als auch in der Humanitären Hilfe tätig sind, auch von praktischem Nutzen, erspart sie doch diesen Organisationen mit ihrer doppelten Zielsetzung die Mitgliedschaft in zwei Dachverbänden. Es soll aber auch nicht unterschlagen werden, dass die gemeinsame Struktur und Interessenvertretung gelegentlich zu strukturellen Brüchen, thematischen Überschneidungen oder unklaren Zuordnungen führt. So gibt es auf der europäischen Ebene anders als in Deutschland zwei getrennte NRO-Dachverbände: die European NGO Confederation for Relief and Development (CONCORD)5 für die Entwicklungsfragen, die



 „Humanitäre Hilfe“ wird als feststehender Begriff in diesem Beitrag durchgängig groß geschrieben. für den Begriff gibt es keine einheitliche, allgemein gültige Definition. Ich verwende ihn in der Regel in seiner zweifachen Dimension: zunächst im engeren, operativen Sinne als Nothilfe. Damit ist organisiertes Handeln gemeint, mit dem Menschen in akuten Notsituationen geholfen werden soll. Die zweite Dimension meint Humanitäre Hilfe in einem weiteren Sinne als Politikfeld mit einem komplexen Umfeld. 2 So in der von der Arbeitsgruppe „Neue NRO-Struktur“ verfassten Begründung des Satzungsentwurfs vom 2. Dezember , S. . 3 Reinhard Hermle in einem Schreiben vom 3. Januar  an den Leiter der Caritas-Auslandsabteilung.  Die Arbeitsgruppe „Personelle Mitarbeit“ wurde 2002 aufgelöst und in die Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ integriert.  CONCORD ist der europäische Dachverband von entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisationen (NRO). Ihm gehören 22 nationale Verbände und  internationale Netzwerke an, die zusammen mehr als .00 NRO in Europa repräsentieren.



Die damalige Bonner Oberbürgermeisterin Bärbel Dieckmann und Holger Baum auf einem VENRO-Informationstag zur Humanitären Hilfe











Voluntary Organisations in Cooperation in Emergencies (VOICE)6 für Humanitäre Hilfe. Auch auf Seiten der institutionellen Geber sind die beiden Bereiche in der Regel strikt getrennt. Für Entwicklungsfragen ist aufseiten der Bundesregierung das Ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) zuständiger Ansprechpartner und Gegenüber, für die Humanitäre Hilfe ist es das Auswärtige Amt. Ähnliches lässt sich für die Zuwendungsgeber und politischen Instanzen bei der EU sagen. Auf der bundesdeutschen parlamentarischen Ebene spiegeln die entsprechenden Ausschüsse ebenfalls eine getrennte Sicht von Entwicklungszusammenarbeit und Humanitärer Hilfe wider und verlangen damit für VENRO je nach Themenstellung die Ansprache unterschiedlicher Adressaten. Das ist solange kein besonderes Problem, wie sich die Themen tatsächlich klar dem einen oder anderen politischen Feld zuordnen lassen. Schwierig wird es bei übergreifenden Querschnittsthemen. Mit wem diskutieren wir Fragen der Verknüpfung von Nothilfe, Rehabilitation und Entwicklungszusammenarbeit – im Fachjargon LRRD (Linking Relief, Rehabilitation and Development) genannt? Wo genau ressortiert das Thema Sicherheit? Wohin gehören Fragen der zivilen Krisenprävention und Konfliktbearbeitung?7 Wie lässt sich das Thema „Menschenrechte“ zuordnen, zu dem es Berührungspunkte vonseiten sowohl der Entwicklungszusammenarbeit als auch der Humanitären Hilfe gibt?



Humanitäre Hilfe in der Strategie von VENRO Heute hat die Humanitäre Hilfe als eigenständiges Handlungs- und Politikfeld einen unbestrittenen und anerkannten Platz im Verband. Fragen der Humanitären Hilfe sind für die Mitgliedsorganisationen, die in diesem Feld tätig sind, aber auch für die politische Lobbyarbeit von hoher Relevanz. Die Diskussionen um Neutralität und Unabhängigkeit der Hilfe im Kontext von gewaltsamen Konflikten wie Kosovo, Irak oder Afghanistan und die zunehmenden Versuche, die Humanitäre Hilfe in sicherheitspolitische Überlegungen einzubinden oder sie für zivil-militärische Zusammenarbeit zu instrumentalisieren, haben deutlich gemacht, dass ein starker Verband notwendig ist, damit die einzelnen NRO dem Druck besser standhalten können. Obwohl die Themen und Publikationen der Humanitären Hilfe inzwischen einen breiten Raum in der VENRO-Arbeit einnehmen und die Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ mit großer Kontinuität und einer guten Beteiligung von regelmäßig 15 bis 20 Mitgliedsorganisationen arbeitet, scheint es nach wie vor nicht selbstverständlich, der Humanitären Hilfe neben der Entwicklungspolitik und globalen strukturpolitischen Fragen einen angemessenen Platz und Stellenwert einzuräumen, wenn es um Strategiediskussionen im Verband und die damit einhergehenden Festlegungen von Zielen und Arbeitsschwerpunkten geht. Immerhin lässt die Ende 2010 auf der Mitgliederversammlung verabschiedete, für die



6 VOICE ist der europäische Dachverband der Nothilfeorganisationen. 7 Immerhin gibt es seit dem Regierungswechsel 2009 zu diesem Thema einen eigenen Unterausschuss im Bundestag, der aber mit der Bezeichnung „Zivile Krisenprävention und Vernetzte Sicherheit“ leider eine unglückliche Verbindung von zwei sich konkurrierenden Konzepten beinhaltet.
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nächsten fünf Jahre gültige VENRO-Strategie keinen Zweifel daran, dass Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe gleichermaßen zu den Aufgaben des Verbandes gehören. So heißt es in dem neuen Strategiepapier etwa: „Entwicklungspolitik und Humanitäre Hilfe – und mithin unser Verband…“, oder an anderer Stelle: „Die Interessenvertretung betrifft alle entwicklungspolitischen Fragen und alle Fragen der Humanitären Hilfe“. Auch unter den Zielen kommt dies zum Ausdruck: „Wir betrachten Humanitäre Hilfe als Ausdruck von internationaler Solidarität und damit als wichtigen Bestandteil von Entwicklung“ (S. 4). Hier ist eine deutliche Weiterentwicklung gegenüber dem Vorgänger-Strategiepapier vom November 2007 zu verzeichnen. Damals wurde die Humanitäre Hilfe kaum explizit erwähnt und im Strategiepapier sehr stiefmütterlich behandelt; als Arbeitsfeld war sie unter der Überschrift „Sicherheit und Entwicklung“ und im Kontext von Krisenprävention und Friedenspolitik gut versteckt. Die Humanitäre Hilfe im Kreuzfeuer der Kritik Auch wenn die Zeit der pauschalen Vorbehalte und Vorurteile gegenüber der Humanitären Hilfe überwunden scheint: Es lohnt sich an dieser Stelle, nach den Gründen zu fragen, warum die Humanitäre Hilfe verbandsintern in der Gründungszeit so stiefmütterlich behandelt wurde und als Fachbereich anfangs zwar geduldet, aber neben der Entwicklungspolitik kaum als gleichberechtigt anerkannt war. Vermutlich haben die traditionellen Vorbehalte, die die „Entwicklungshelfer“ – um diesen politisch nicht ganz korrekten Terminus zu verwenden – gegenüber den „Humanitären Helfern“ pflegen,



in erheblichem Maße dazu beigetragen. Die selten offen ausgesprochene, aber fast immer latent mitschwingende Kritik lautete im Kern: Die kurzfristig orientierte, spektakuläre Katastrophenhilfe macht langfristige Entwicklungsanstrengungen zunichte, weil sie etablierte Partnerstrukturen überrollt und nicht nachhaltig ist. Den Katastrophenhilfeorganisationen wurde und wird von den Entwicklungsorganisationen gerne vorgeworfen, mit ihrem kurzfristigen, nur an der Soforthilfe und der schnellen Umsetzung der Hilfen orientierten Agieren gegen entwicklungspolitische Grundprinzipien wie Beteiligung der Betroffenen, langfristige Armutsbekämpfung und Stärkung lokaler Eigenverantwortung zu verstoßen. Klischeehaft gesagt: kultursensible, einfühlsame, partnerschaftlich agierende Entwicklungszusammenarbeit versus rambomäßigem Hauruck-Interventionismus. Leider ist diese Kritik nicht ganz von der Hand zu weisen, auch wenn sie bisweilen mehr von sorgfältig gepflegten Vorurteilen als von einer tieferen Kenntnis der humanitären Realität geprägt ist. Denn manche Akteure, die sich in der „humanitären Szene“ tummeln, tragen durch ihr Verhalten und ihr Vorgehen dazu bei, den Kritikern recht zu geben. Nicht alle selbst ernannten humanitären Helfer halten sich an die fachlichen Qualitätsstandards und Verhaltensregeln, zu denen sich die anerkannten Hilfsorganisationen verpflichtet haben. Gerade aus dieser Erkenntnis heraus hat die VENRO-Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ praktisch von Beginn ihrer Arbeit an einen Schwerpunkt auf das Thema „Qualität in der Humanitären Hilfe“ gelegt. Bereits 1999 erschien ein erstes Arbeitspapier mit dem Titel „Nachhaltigkeit in der Humanitären Hilfe“. Seitdem hat die Arbeitsgruppe mit zahlreichen Veran-



„



Die Hilfe hat ein staltungen, Trainings, Workshops und Publikationen die Verbesserung der Qualität in der Humanitären Hilfe zu einem zentralen Anliegen ihrer Arbeit gemacht. Dies hat sicher dazu beigetragen, dass die verbandsinterne Kritik an der Arbeitsweise der Humanitären Hilfe nachgelassen hat. Es gibt aber seit einigen Jahren auch eine lauter werdende Kritik externer Beobachter der humanitären Szene, vor allem von Medienvertretern. „Vorsicht, Hilfsorganisationen!“ titelte die FAZ vor einigen Jahren.8 Nach Großkatastrophen wie dem Erdbeben in Haiti oder den Überschwemmungen in Pakistan 2010 mehren sich die Stimmen, die vor den angeblichen Machenschaften der „Mitleidsindustrie“ warnen – so zum Beispiel Linda Polman, holländische Autorin des gleichnamigen Buches.9 In dieser und anderen Veröffentlichungen wird die organisierte Humanitäre Hilfe in einer sehr grundsätzlichen Weise infrage gestellt, vergleichbar mit der ebenfalls radikalen Kritik an Sinn und Nutzen der Entwicklungszusammenarbeit, wie sie schon 1985 von Brigitte Erler in ihrem Buch „Tödliche Hilfe“10 vorgetragen wurde und wie sie in jüngerer Zeit etwa von James Shikwati, Dambisa Moyo oder William Easterly („Wir retten die Welt zu Tode“)11 vertreten wird. Der Spiegel-Journalist Horand



PR-Problem.



“



Knaup war einer der ersten, der 1996 mit seinem Buch „Hilfe, die Helfer kommen“12 den Finger in die Wunden legte. Seitdem steht unter dem Stichwort „do no harm“ immer wieder neu die Frage im Raum, ob und in welchem Maße die Humanitäre Hilfe Bestandteil von Bürgerkriegsökonomien ist und ungewollt dazu beiträgt, Kriege und Konflikte zu verlängern. In einem Beitrag des Kulturmagazins „Du“ wird behauptet: „Die Hilfe hat ein PR-Problem. Weder ist Selbstkritik eine ihrer Stärken, noch versteht sie es, auf Kritik konstruktiv zu reagieren“.13 Das klingt gut, ist aber falsch. VENRO hat sich sehr wohl in den vergangenen Jahren mit dieser Kritik auseinandergesetzt und bei zahlreichen Veranstaltungen oder mit entsprechenden Publikationen versucht, ein differenziertes Bild von den Dilemmata der Humanitären Hilfe zu zeichnen. Letztlich geht es immer um die Frage: Wie können Qualität und Professionalität der Humanitären Hilfe, aber auch ihre Unabhängigkeit, in einem immer schwieriger werdenden Umfeld sichergestellt werden? Spätestens seit der ersten humanitär begründeten Militärintervention in Somalia im Jahre 1992 haben sich die deutschen NRO in internen Diskussionen, aber auch in öffentlichen Verlautbarungen mit der Frage



8 Edward Luttwak, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 23. November 2001. 9 Linda Polman: Die Mitleidsindustrie. Hinter den Kulissen internationaler Hilfsorganisationen, Frankfurt a.M./New York 2010. 10 Brigitte Erler: Tödliche Hilfe. Bericht von meiner letzten Dienstreise in Sachen Entwicklungshilfe, Freiburg i.Brsg. 1985. 11 William Easterly und Petra Pyka: Wir retten die Welt zu Tode. Für ein professionelleres Management im Kampf gegen die Armut, Frankfurt a.M. 2006. 12 Horand Knaup: Hilfe, die Helfer kommen. Karitative Organisationen im Wettbewerb um Spenden und Katastrophen, München 1996. 13 Georg Brunold: Die Hilfe braucht Hilfe, in: Du (Kulturmagazin), Ausgabe 813, Januar / Februar 2011, S. 58.











VENRO-Afghanistan-Konferenz 2009: Aziz Rafiee vom Afghanischen Forum der Zivilgesellschaft, die afghanische Parlamentsabgeordnete Shukria Barakzai und Jürgen Lieser von VENRO



beschäftigt, ob sie nicht zu nützlichen Idioten und Handlangern einer interessengeleiteten Interventionspolitik werden, wenn sie quasi „im Windschatten militärischer Interventionen“14 ihre humanitären Hilfsprogramme durchführen. Die Beteiligung der Bundeswehr an der NATO-Intervention im Kosovo 1999 wurde von der damaligen Bundesregierung explizit humanitär begründet, was in Deutschland zu einer intensiven Debatte über das Für und Wider des Menschenrechtsschutzes mit militärischen Mitteln geführt hat. Einige wenige deutsche Hilfsorganisationen, darunter Caritas international und die Diakonie Katastrophenhilfe, hatten sich damals öffentlich gegen die Intervention im Kosovo ausgesprochen. Bereits in den 1960er Jahren, also lange vor der Existenz von VENRO, hatten der Biafra-Krieg und die Rolle der Hilfsorganisationen in diesem Krieg eine Kontroverse über das Prinzip der Neutralität der Humanitären Hilfe – von manchen auch als „Heilige Kuh“ bezeich-



net – ausgelöst, die dazu führte, dass sich eine Gruppe von Ärzten vom Roten Kreuz und seinem unbedingtem Neutralitätsprinzip abwendeten und die Organisation Médecins sans Frontières (Ärzte ohne Grenzen) gründete. Angefeuert wurde die zunehmende öffentliche Kritik an den Hilfsorganisationen nach dem Genozid in Ruanda, bei dem nicht nur den Vereinten Nationen, sondern auch den zivilgesellschaftlichen Hilfsorganisationen massives Versagen vorgeworfen wurde. Diese Vorwürfe gipfelten in der Aussage, die Hilfsorganisationen würden in den Flüchtlingslagern in der Demokratischen Republik Kongo – damals noch Zaire – die dorthin geflüchteten Massenmörder durchfüttern. Ohne auf diese Debatte, die bis heute die Diskussionen um die Neutralität der Humanitären Hilfe bestimmt, hier näher eingehen zu können – sie hat eines der zentralen Dilemmata der Humanitären Hilfe deutlich gemacht und zu einer kritischen Auseinandersetzung mit den ungewollten Wirkungen der Hilfe geführt.



Beherrschende Themen: Zivil-militärische Zusammenarbeit und Afghanistan Neben der Debatte um Qualität und Professionalität gibt es zwei besonders herausragende Themen, die sich wie ein roter Faden durch die Arbeit von VENRO ziehen: zivil-militärische Zusammenarbeit und Afghanistan. Bedingt durch die Zunahme von Auslandseinsätzen der Bundeswehr haben sich die Beziehungen zwischen humanitären Akteuren und Militärs seit Anfang der 1990er Jahre verändert. Beim ersten humanitär begründeten Einsatz der Bundeswehr in Somalia 1992 gab es VENRO noch nicht, so dass die Problematik der zivil-militärischen Zusammenarbeit für VENRO erst mit dem Kosovo-Krieg 1999 ins Zentrum der Aufmerksamkeit rückte. Zu einem



Arbeitsschwerpunkt wurde das Thema dann mit dem deutschen Engagement in Afghanistan. In den Jahren 2001 und 2002 gab es im Rahmen des Koordinierungsausschusses „Humanitäre Hilfe“ des Auswärtigen Amtes den Versuch, Leitlinien für die Interaktion zwischen den deutschen Hilfsorganisationen und den Streitkräften zu entwickeln. VENRO und die im Koordinierungsausschuss vertretenen Hilfsorganisationen waren an der Ausformulierung der Leitlinien maßgeblich beteiligt. Am Ende scheiterte eine Verabschiedung daran, dass sich die beteiligten Ressorts (Auswärtiges Amt, Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und Verteidigungsministerium) nicht auf eine gemeinsame Position einigen konnten. Heute, fast zehn Jahre später, gibt es einen zweiten Anlauf, um zu solchen Leitlinien zu kommen. Erste Gespräche dazu haben zwischen VENRO und der Leitungsebene des Verteidigungsministeriums stattgefunden. Das 2003 erschienene Positionspapier „Streitkräfte als humanitäre Helfer? Möglichkeiten und Grenzen der Zusammenarbeit von Hilfsorganisationen und Streitkräften in der Humanitären Hilfe“, mit dem VENRO sich klar zu einer strikten Abgrenzung und Unabhängigkeit der Humanitären Hilfe von politischen und militärischen Interessen bekannte, markierte den Beginn einer bis heute andauernden intensiven politischen Auseinandersetzung zu Fragen der zivil-militärischen Zusammenarbeit. Seitdem haben sich viele Szenarien weiterentwickelt und das damalige Papier brauchte dringend eine Auffrischung. So steht heute das Konzept der Vernetzten Sicherheit



14 So der Titel einer von Misereor, Evangelischem Entwicklungsdienst und Brot für die Welt 2003 herausgegebenen Stellungnahme zur zivil-militärischen Zusammenarbeit.











im Zentrum der Debatte. Aber die zentralen Fragen und Probleme sind dieselben geblieben. Das gilt auch ohne Berücksichtigung der besonderen Situation in Afghanistan, wo die Frage der zivil-militärischen Zusammenarbeit unter dem Stichwort Vernetzte Sicherheit und „NROFazilität Afghanistan“ eine eigene Dynamik entwickelt hat, die 2010 zum offenen und öffentlichen Konflikt und Schlagabtausch zwischen VENRO und dem BMZ unter Minister Dirk Niebel führte.15 Dass Afghanistan sich zu einem Schwerpunkt der VENRO-Arbeit entwickeln würde und 2009 sogar zur Gründung einer eigenständigen Arbeitsgruppe „Afghanistan“ führte – ein Novum in der VENRO-Geschichte –, war im Oktober 2001, als der „Krieg gegen den Terrorismus“ mit der militärischen Intervention in Afghanistan seinen Anfang nahm, noch nicht unbedingt erkennbar. Anders als im Falle des drohenden und dann tatsächlich erfolgten Militärschlags gegen den Irak, wo der damalige Vorstandsvorsitzende Reinhard Hermle beispielsweise ein gemeinsames Pressegespräch mit der Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul und Thomas Gebauer, dem Geschäftsführer von medico international, veranstaltete, waren die Verlautbarungen zu Afghanistan anfangs doch sehr zurückhaltend. Afghanistan wurde aber bald wegen der immer dramatischeren Entwicklung und militärischen Eskalation im Laufe der Jahre zum Paradebeispiel und Musterfall dafür, wie zivil-militärische Zusammenarbeit im Kontext eines gewaltsamen Konflikts die Hilfsorganisationen kompromittieren kann, beziehungsweise sie zur physischen und rhetorischen Distanz zum Militär zwingt, wenn sie nicht ihre eigene Sicherheit und die ihrer Mitarbeiter gefährden wollen.



Mitte 2003, als die Bundesregierung die ersten deutschen regionalen Wiederaufbauteams (PRT) nach amerikanischem Vorbild plante, wurde die Kritik von VENRO an dieser Form der zivil-militärischen Zusammenarbeit lauter. Auch mit dem Afghanistan-Konzept der Bundesregierung setzte sich VENRO kritisch auseinander – sofern man zu diesem Zeitpunkt überhaupt von einem erkennbaren Konzept sprechen konnte. Im Oktober 2007 hat VENRO dann unter der Überschrift „Perspektiven für Frieden, Wiederaufbau und Entwicklung in Afghanistan“ erstmals von der Bundesregierung nachdrücklich einen Strategiewechsel in Afghanistan gefordert. Ein Jahr später, im Oktober 2008, wurde in einem weiteren Positionspapier konstatiert, dass kein Wechsel in der Afghanistan-Politik der Bundesregierung erkennbar sei, trotz einer sich verschlechternden Sicherheitslage. Im November 2009 veranstaltete VENRO in Berlin eine vielbeachtete Afghanistan-Konferenz und wiederholte dort seine politischen Forderungen.16 Eine weitere wichtige Veranstaltung, wenn auch unter ganz anderen Rahmenbedingungen und Vorzeichen, war die im Februar 2011 gemeinsam mit Organisationen der deutschen Friedensbewegung veranstaltete Afghanistan-Konferenz in Hannover unter dem Motto: „Stoppt den Krieg in Afghanistan – Perspektiven für Frieden und Entwicklung“. Ein gelungenes Experiment, bei dem naturgemäß nicht in allen Positionen und Forderungen Konsens erzielt werden konnte. In diesen dreieinhalb Jahren, zwischen Sommer 2007 und Frühjahr 2011, fanden außerdem zahlreiche Gespräche zu Afghanistan auf der politischen Ebene statt: mit dem zuständigen Staatsminister im Auswärtigen Amt, mit der BMZ-Leitung, mit der Bundeskanzlerin und mit



den einschlägigen Bundestagsausschüssen und Parteigremien, die sich mit Fragen der Afghanistan-Politik beschäftigen. Auch wenn VENRO-Forderungen im Afghanistan-Konzept der Bundesregierung wenig Niederschlag fanden, so kann doch festgestellt werden, das die NROStimme in der Öffentlichkeit und in den Parlamentsdebatten um die Verlängerung des Bundeswehrmandats und die Afghanistan-Politik zunehmend zur Kenntnis genommen wird. Politische Höhepunkte und andere Meilensteine Während Mitte der 1990er Jahre die Balkankriege und in diesem Kontext die Rolle der Humanitären Hilfe stark die Debatte bestimmten, war es 1999 der Kosovokrieg mit seiner Rechtfertigungsrhetorik der „Humanitären Intervention“, der viele Diskussionen, Aktivitäten und Aktionen der VENRO-Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ bestimmte. Gleich mehrere Veranstaltungen und Publikationen bestimmten die Arbeit der VENRO-Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ im Jahr 1999: etwa im Mai die maßgebliche Beteiligung am „Tag der Humanitären Hilfe“ auf dem Bonner Münsterplatz und kurz darauf, im Juni 1999, eine eigene Veranstaltung zum Kosovokrieg in Bonn. Ebenfalls im Mai 1999 erschien die Publikation „Die Kosovo-Krise. Humanitäre Hilfe am Scheideweg?“.



Und im November 1999 folgte eine weitere Diskussionsveranstaltung zum gleichen Thema. Was damals noch nicht gelang, nämlich eine gemeinsame VENRO-Position zum Kosovo-Krieg zu formulieren – nur einzelne Mitgliedsorganisationen sprachen sich öffentlich gegen die NATO-Intervention in Jugoslawien aus –, wurde dann im August 2001 im Falle des NATO-Einsatzes in Mazedonien und im Dezember 2002 im Zusammenhang mit der drohenden militärischen Intervention im Irak möglich: VENRO bezog öffentlich Stellung gegen diese militärischen Interventionen.17 Darüber hinaus gab es weitere wichtige Ereignisse, Gespräche und thematische Schwerpunkte, die die Arbeit der Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ prägten und bestimmten. Die wichtigsten seien hier wenigstens kursorisch genannt: • Januar 2002: Gemeinsam mit dem Wissenschaftszentrum Berlin veranstaltet VENRO eine vielbeachtete Konferenz zum Thema: „Politik oder Hilfe? Neue Herausforderungen für die Humanitäre Hilfe.“ Die Beiträge zu dieser Konferenz sind als Buch veröffentlicht worden.18 • Ab 2002 moderiert der VENRO-Sprecher der Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ alternierend mit dem Leiter des Arbeitsstabs „Humanitäre Hilfe“ im Auswärtigen Amt die Sitzungen des



15 Vergleiche VENRO-Stellungnahme zur Ausschreibung des BMZ zur NRO-Fazilität Afghanistan vom 30. Juni 2010, dazu BMZ-Pressemeldung vom 19. Juli 2010: Offener Brief von Bundesentwicklungsminister Dirk Niebel an Jürgen Lieser, Brief von Dirk Niebel an Ulrich Post vom 20. Juli 2010. 16 Was will Deutschland am Hindukusch? Hilfsorganisationen fordern grundlegenden Kurswechsel in der Afghanistan-Politik, VENRO-Positionspapier 7/2009, Bonn. 17 Im August 2001 veröffentlichte VENRO die Stellungnahme „Warum die entwicklungspolitischen und humanitären NRO gegen einen NATO-Einsatz in Mazedonien sind“ und am 5. Dezember 2002 erschien ein VENRO-Positionspapier zur drohenden militärischen Intervention im Irak. 18 Wolf-Dieter Eberwein, Peter Runge (Herausgeber) : Humanitäre Hilfe statt Politik? Neue Herausforderungen für ein altes Politikfeld, Berlin 2002.











Koordinierungsausschusses „Humanitäre Hilfe“, (die Aufnahme von VENRO als Mitglied in diesem Ausschuss erfolgte 2001). Diese Rolle hat dazu beigetragen, dass VENRO seitdem zunehmend von Regierung und Parlament als zentraler Ansprechpartner für Fragen der Humanitären Hilfe aus zivilgesellschaftlicher Perspektive gesucht wird. • Im März 2003, anlässlich der 50. Sitzung des Koordinierungsausschusses, Statement von VENRO zu den Herausforderungen und Perspektiven der Humanitären Hilfe aus der Sicht der deutschen NRO. • Im Juli 2004, auf dem Höhepunkt des Darfur-Konflikts, nimmt der Autor zusammen mit einer weiteren NRO-Vertreterin und einem weiteren NROVertreter auf Einladung des Auswärtigen Amts an einer Kurzreise von Außenminister Joschka Fischer in den Sudan teil; zusammen mit Staatsministerin Kerstin Müller werden Flüchtlingslager im Darfur besucht. • Oktober 2004: Die Klausurtagung des Koordinierungsausschusses Humanitäre Hilfe zum Thema: „Nie wieder? Zehn Jahre nach Ruanda – ein Völkermord und seine Folgen“, wird maßgeblich von VENRO vorbereitet und gestaltet. • März 2007: In Zusammenarbeit mit dem europäischen NRO-Dachverband VOICE veranstaltet VENRO einen runden Tisch zu dem Vereinte Nationen-Reformprozess der Humanitären Hilfe: „Global Humanitarian Reforms: What Impact on European NGOs?“ • Im gleichen Monat erhält VENRO die Einladung, beim „Informal HAC Meeting“, dem europäischen Treffen der EU-Regierungen zur Humanitären Hilfe, das anlässlich der deutschen EU-Präsidentschaft



in Berlin stattfindet, ein Statement zum „European Consensus on Humanitarian Aid“ abzugeben. Bei der Formulierung des Consensus trägt die VENRO-Arbeitsgruppe „Humanitäre Hilfe“ in enger Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt wichtige Aspekte bei.







• Ebenfalls 2007, im November, findet ein gemeinsamer Workshop von VENRO und Caritas international in Berlin statt zum Thema „Humanitäre Interventionen – Welche Rolle für die NRO?“ • Mai 2008: Zum gleichen Thema beziehungsweise zum Konzept der „Responsibility to Protect“ veranstaltet VENRO gemeinsam mit Menschenrechtsorganisationen einen Workshop, der sich speziell mit dem Darfur-Konflikt und mit der Frage beschäftigt, inwieweit die Thematisierung von Menschenrechtsverletzungen in diesem gewaltsamen Konflikt die Unabhängigkeit der humanitären Hilfsorganisationen infrage stellt. Dass dies keine nur akademische Fragestellung ist, wurde ein Jahr später deutlich, als die sudanesische Regierung mehrere NRO wegen angeblicher kritischer Äußerungen über die Regierungspolitik des Landes verwies. • Februar 2009: VENRO gestaltet auf der erstmals stattfindenden „World Conference on Humanitarian Studies“ in Groningen, Holland, ein Panel zum Thema „Professionalisierung in der Humanitären Hilfe“.



Fazit Die Humanitäre Hilfe und die damit zusammenhängenden Fragen und Themen sind heute unter dem Dach VENRO, auch wenn der Name des Ver-



Bundespressekonferenz zu Afghanistan 2011: Jennifer McCarthy von ENNA, Dr. Monika Hauser von medica mondiale und Ulrich Post von VENRO.



bandes das nicht von vorneherein vermuten lässt, gut vertreten. Der Verband bietet den in der Humanitären Hilfe aktiven Mitgliedsorganisationen, und das sind nicht wenige, ein Forum für Erfahrungsaustausch, Meinungsbildung und die Formulierung gemeinsamer Positionen zu politisch relevanten Fragen. Das betrifft sowohl die notwendige Auseinandersetzung mit der Kritik an der Hilfe und ihren negativen Auswüchsen als auch die politischen Debatten um Neutralität und Unabhängigkeit, „do no harm“ und Vernetzte Sicherheit und andere Themen. VENRO ist heute, 15 Jahre nach seiner Gründung, ohne Humanitäre Hilfe nicht mehr denkbar.



Jürgen Lieser war 30 Jahre lang für die Caritas in der Entwicklungszusammenarbeit und Humanitären Hilfe tätig. Seit 2001 ist Lieser Vorstandsmitglied von VENRO und seit 2005 stellvertretender Vorstandsvorsitzender.







NRO – Instrumente der Politik? Die Beziehungen zwischen der Europäischen Kommission und der Zivilgesellschaft JOACHIM LINDAU



Weit im Vorfeld der Gründung von VENRO hatte sich eine Gruppe deutscher entwicklungspolitischer Organisationen in der „Plattform-EU“ zusammengeschlossen und sich mit Fragen der europäischen Entwicklungspolitik sowie der Beziehungen zu den europäischen Institutionen befasst. Neben der Auseinandersetzung mit verschiedenen inhaltlichen Themen befand diese Gruppe über die Zusammensetzung der Delegationen zu den jährlichen Generalversammlungen des Liaison Committee of Non-Governmental Organizations to the European Union (LICO), beziehungsweise legte fest, wer die deutschen Non-Governmental Organizations (NGO) in dessen erweitertem Vorstand vertreten sollte. Mit dem Aufgehen der „Plattform-EU“ in VENRO gingen diese Aufgaben an den Verband über. Nolens volens wurde ab dem Jahre 2000 für geraume Zeit sehr viel der personellen Kapazität von VENRO vor allem dadurch gebunden, dass sich die Europäische Kommission und europäische Nichtregierungsorganisationen (NRO) in einer Beziehungskrise verhakten, die schließlich zur Auflösung des LICO und zur Gründung des Dachverbandes entwicklungspolitischer NRO in der Europäischen Union European NGO Confederation for Relief and Development (CONCORD) im Januar 2003 führte. Es lohnt ein Rückblick auf diese turbulenten Zeiten, weil sich viele der bis heute fortbestehenden miss-



lichen Probleme der NRO mit der Europäischen Kommission aus den damaligen Vorgängen erklären. Aus der Niederlage, die der NRO-Interessenvertretung in Brüssel 2000/2001 beigebracht wurde, beziehungsweise dem politischen ‚roll back’, das die Kommission in jenen Jahren bei dem Versuch inszeniert hat, eine ungefährdete Herrschaft der Bürokratie über die Zivilgesellschaft zu etablieren, sind noch viele Vorstellungen und Verfahren präsent – vor allem eine überwiegend instrumentelle Sicht zivilgesellschaftlicher Organisationen, die nicht mit gängigen Vorstellungen von zivilgesellschaftlicher Teilhabe an der Gestaltung von Entwicklungspolitik in Einklang zu bringen sind. Wie kam es zur Kooperation mit der EU? Die Beziehungen der europäischen entwicklungspolitischen NRO zur EU-Kommission reichen zurück bis in die 1960er Jahre. Es ist sicher kein Zufall, dass deren Gestaltung zunächst sehr stark derjenigen ähnelte, die im Staatsvertrag der deutschen Bundesregierung mit den großen Kirchen zur Errichtung und Förderung der kirchlichen Zentralstellen für Entwicklungshilfe aus dem Jahre 1962 festgeschrieben ist. Ganz im Sinne eines erweiterten Verständnisses von Subsidiarität ist darin festgelegt, dass es eine staatliche Verpflichtung sei, „entwicklungswich-



tige Vorhaben der Kirchen“ zu unterstützen. Dadurch wurde auch eine Rechtsauffassung transportiert, die nicht nur Ansprüche von Zivilgesellschaft legitimiert, sondern auch ein „Initiativrecht“ begründet. Bis 1967 war der Deutsche Walter Hallstein (ein enger Vertrauter Konrad Adenauers) Präsident der damaligen Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), und auch in den folgenden Jahrzehnten waren in der nachmaligen EU-Kommission Personen tätig, die ein ähnliches Verständnis von Subsidiarität hatten. Bis auf weiteres bleibt ungeklärt, weshalb Subsidiarität betreffend keine einschlägigen Spielregeln festgeschrieben wurden. Es kann vermutet werden, dass Entwicklungsförderung von zu geringer Bedeutung erschien oder der Umgang mit NRO so lange entkrampft blieb, wie diese keine besonderen Ansprüche stellten. Insgesamt waren die Beziehungen eher informell und es blieb dabei, dass Anträge auf finanzielle Unterstützung von europäischen NRO immer von diesen direkt bei der Kommission eingereicht wurden, auch dann noch, als ab 1976 mit dem LICO eine Interessenvertretung in Brüssel etabliert war. Bis Anfang der 1980er Jahre suchten Kommissionsmitarbeiter europäische NRO auf und warben dafür, EU-Mittel zu „weichen Konditionen“ für die Förderung von Projekten ihrer Partner im Süden in Anspruch zu nehmen. Es herrschte damals noch die Überzeugung, dass die Kommission keinesfalls Maßnahmen durchführen sollte, die durch private, gemeinnützige Organisationen besser zu realisieren erschienen. Die Praxis der anteiligen Kofinanzierung von Projekten, die von NRO und ihren Partnern im



globalen Süden gemeinsam geplant und durchgeführt wurden, blieb jahrzehntelang unumstritten. In einer Rückschau dürfen knappe Hinweise auf einige Rahmenbedingungen nicht fehlen, die für die Art des Verhältnisses zur EU-Kommission und deren Interessenlagen im Zeitablauf kennzeichnend waren: • Seit den 1970er Jahren kann von einer Art „korporatistischer“ Beziehung zwischen der Kommission und einem Teil der europäischen NRO gesprochen werden. Die Kommission verfolgte dabei das eher institutionelle Interesse, sich in der Entwicklungspolitik international zu etablieren, während die NRO primär an den politischen Perspektiven – unter anderem denjenigen der Jaunde- und Lomé-Verträge – interessiert waren. • Viele Ansätze der europäischen Entwicklungspolitik erschienen progressiver als die der nationalen Politiken der Mitgliedsländer. • Nach 1982 war die Entwicklungspolitik in Deutschland von konventionellen Ansätzen (zum Beispiel nachholender Industrialisierung) geprägt. NRO fanden die Zugänge zum Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) generell und die Antragsverfahren für finanzielle Unterstützung im speziellen zunehmend beschwerlich. Von der EU war Unterstützung einzelner Vorhaben auf dem Wege der Kofinanzierung sehr viel einfacher zu erreichen. • In der expansiven Phase der EU in den 1980er Jahren wurde die Entwicklungspolitik zu einer Art „Ersatz-Außenpolitik“.1



1 Der Kommission war sehr an „visibility“ gelegen. An kofinanzierten Gebäuden war zum Beispiel ein Hinweisschild auf die EU-Unterstützung anzubringen.











EU-Ratspräsidentschaft 2007: Dr. Claudia Warning und der damalige EU-Kommissar Louis Michel.



• Ende der 1980er Jahre bis Anfang der 1990er Jahre, (im Zusammenhang der Einheitlichen Europäischen Akte und des Maastrichter Vertrags zu erkennen), wurde – entgegen anders lautender Rhetorik – Partnerschaft (ein zentraler Begriff der Lomé-Verträge) mehr und mehr zugunsten neoliberal-begründeter, marktförmiger Beziehungen verdrängt. Durch partnerschaftliche Beziehungen legitimierte NRO passten immer weniger in die EU-Landschaft. • Um das Jahr 2000 schließlich begann schrittweise und konsequent der „Rückbau“ der Entwicklungspolitik zugunsten „echter“ Außenpolitik, nachzuvollziehen in den Tendenzen der Verträge von Amsterdam über Nizza bis Lissabon. Im Zuge



dieser Entwicklungen erschien die Aufrechterhaltung einer Art „privilegierter Partnerschaft“ mit NRO aus Sicht der EU-Bürokratie immer weniger angesagt.



Diese langen Linien der Politik und des wahrscheinlich unvermeidlichen Paradigmenwechsels waren in den Jahren vor dem Ende des LICO nicht in vollem Umfang zu erkennen. Bis heute, wird in einschlägigen offiziellen Dokumenten die herausragende Bedeutung der entwicklungspolitischen Rolle von NRO unterstrichen – ‚windowdressing’ pur. In einer wegweisenden Evaluierungsstudie aus dem Jahre 1996, die im Übrigen vom Fortbestand prinzipiellen Interessengleichklangs zwischen Kommission



und NRO ausgeht, wird zur Entstehung und zum ursprünglichen Zweck des LICO ausgeführt: „Das LICO-Netzwerk wurde 1976 in der Absicht eingerichtet, die Zusammenarbeit zwischen europäischen entwicklungspolitischen NRO zu erleichtern und zugleich die Effektivität der Arbeitsbeziehungen (finanziell und anderweitig) zwischen NRO und der Kommission der europäischen Gemeinschaften zu steigern. Die Idee, eine europäische Dachorganisation zu schaffen, entstand aufgrund konvergierender Interessen von leitenden Mitarbeitern der DG VIII [Generaldirektion VIII der EU-Kommission, Anmerkung des Verfassers] und einer begrenzten Anzahl von NRO. Die Kommission wollte Repräsentanten der NRO-Gemeinschaft nicht nur an der Einführung eines neu geschaffenen Instruments zur Kofinanzierung, sondern auch an der Festlegung des zugehörigen modus operandi beteiligen. Es gab außerdem die Erwartung, engere Zusammenarbeit mit NRO könne Konzeption und Praxis der offiziellen europäischen Entwicklungspolitik verbessern. Zusätzlich zu derlei pragmatischen Erwägungen bestand in gewissem Umfang auch der politische Wille, die konsultative Mitwirkung von NRO an Nord-Süd-Aktivitäten der Gemeinschaft sicherzustellen. Bei einer zunächst nur kleinen Anzahl europäischer NRO fand dies Zustimmung und weckte die Bereitschaft mitzuwirken. Sie waren begierig, ‚Europa zu entdecken’, sich zu diesem Zweck zusammenzuschließen und die Möglichkeiten der (finanziellen) Zusammenarbeit zu testen. Zu diesem Zeitpunkt bestand keine Absicht, eine ‚Bewegung’ zur Interessenvertretung der europäischen Zivilgesellschaft ins Leben zu rufen. Aus diesem



Grunde wurde einem informellen Netzwerk und einer genauso wenig institutionalisierten Schnittstelle (interface) gegenüber festen Strukturen der Vorzug gegeben. ‚Informalität’ ist vielleicht das richtige Wort, um das LICO-Netzwerk der Anfangszeit zu beschreiben. Die geringe Mitgliedszahl von NRO ermöglichte es, das Netzwerk wie ein kleines Familienunternehmen (‚einen Club’) zu managen und persönliche Beziehungen mit Kommissionsmitarbeitern zu schaffen. Dies erleichterte es dem LICO, zum allseits respektierten Gesprächspartner zu werden, in diskreter und effizienter Weise auf die Gestaltung der policy einzelner Förderbereiche (zum BeispielNahrungshilfe, Katastrophenhilfe, Freiwilligendienste, Development Education) Einfluss zu nehmen sowie Antworten auf schwierige Einzelfragen zu finden zum Beispiel die Zusammenarbeit mit Ländern wie Chile und Südafrika). Laut Aussage einiger interviewter Kommissionsmitarbeiter wurde das LICO als Verbündeter angesehen, mit dem es möglich war, pragmatisch auf informeller Basis tragfähige Übereinkünfte zu treffen“.2 Die Art der (Arbeits-)Beziehungen, die in den beiden Jahrzehnten nach 1976 bestanden, wurde im Nachhinein als ‚cosy relationship’ bezeichnet. Allerdings hat sich in allen diesen Jahren die Arbeit des LICO notwendigerweise formalisiert, nicht zuletzt weil die Zahl der Mitgliedsländer der EU gewachsen ist und damit die Anzahl der NRO, die es einzubeziehen galt. Die Aufgaben wurden ständig komplexer und dies erzwang nach und nach, Aufgaben, Rollen und Zuständigkeiten zu institutionalisieren. Als das LICO formell etabliert wurde, hatte die EU neun Mitgliedsländer. Als sich der Verband 2001



2 Jean Bossuyt und Etienne de Belder: Evaluation Report of the NGDO-EU Liaison Committee, Maastricht 1996, S.3 (Übersetzung durch den Verfasser).











selbst auflöste und in CONCORD überführt wurde, waren es 15 Mitgliedsländer. „Gremien wurden geschaffen (nationale Plattformen, Generalversammlung und der LICO-Verbindungsausschuss), ein geschäftsführender Vorstand (Bureau) und ständige Arbeitsgruppen, deren Aufgaben, Rechte und Pflichten in einer Satzung festgeschrieben wurden. Ein ständiges Sekretariat wurde 1982 eingerichtet, um Sitzungen vorzubereiten und Entscheidungen umzusetzen, die von den verschiedenen Gremien getroffen wurden. Während der 1980er Jahre wuchs dem Sekretariat schrittweise eine mehr exekutive Rolle zu, was sich in der Übernahme wichtiger Aufgaben bei der Vorbereitung politischer Entscheidungen, der Netzwerkpflege und der Informationenvermittlung niederschlug .“3 Die wegen der konzeptionell unterschiedlichen Positionen der Mitglieder recht zähen Bemühungen, die zahlreichen Empfehlungen der Evaluierungsstudie von 1996 umzusetzen, führten schließlich zur Einigung auf einen Strategieplan, der allerdings nicht in vollem Umfang verwirklicht werden konnte.4 Hier erscheint von Bedeutung zu rekapitulieren, welche Identität sich das LICO selbst zuwies: „Das LICO ist die repräsentative Struktur europäischer NRO [...], die innerhalb der Europäischen Union auf dem Gebiet der externen Entwicklungszusammenarbeit und der internationalen Solidarität tätig sind. Es ist ein demokratischer und pluralistischer Zusammenschluss individueller NRO, die sich in nationalen Plattformen in jedem der Mitgliedsstaaten zusammengefunden haben. Die Mitgliedschaft ist jeder NRO in einem der Mitgliedsländer der Europäischen Union – vermittelt über die jeweilige der 15 Nationalen Plattformen – freigestellt, die



auf den verschiedenen Gebieten internationaler Solidaritätsarbeit, insbesondere aber der Entwicklungsförderung, der Katastrophenhilfe und Development Education tätig ist“.5 Im Vertrauen darauf, dass die Kommission (aber auch der Ministerrat!) ernsthaft an der Umsetzung der entwicklungspolitischen Beschlüsse der Verträge von Maastricht (1992) und Amsterdam (1995) interessiert sei, intensivierte das LICO seine Bemühungen, die Förderung zivilgesellschaftlicher Vorhaben zu verstärken. Dazu gehörte natürlich auch das Bemühen, als ‚watchdogs’ auf Abweichungen von Buchstaben und Geist der genannten Verträge hinzuweisen. Immer wieder wurde an die zentrale Bedeutung des Kohärenzgebots6 erinnert, das so neu nicht war und schon im EG-Vertrag (1957) stand. Ebenso war mangelnde Komplementarität der eingesetzten Mittel in der europäischen Entwicklungspolitik immer wieder Gegenstand kritischer Auseinandersetzungen mit der EU-Kommission.



tritt der Santer-Kommission im Frühjahr 1999 verschärften.7 Durch diesen Rücktritt kam mit Poul Nielson ein Entwicklungskommissar ins Amt, der nicht nur als kein Freund von NRO („free birds“, so pflegte er sie zu bezeichnen) bekannt war, sondern auch Diskussionen um Verfahrensänderungen, die im Kern auf einen paradigmatischen Wandel der Beziehungen hinausliefen und in wechselnder Intensität seit etwa 1995 im Gange waren, in radikaler Weise vorantrieb. Zwar bemühte sich die Europäische Kommission in öffentlich zugänglichen Materialien und offiziellen politischen Dokumenten noch lange, ihr positives NRO-Bild aufrechtzuerhalten. In anderen Verlautbarungen aber kündigte der zuständige Kommissar an, „die Europäische Kommission plane NRO als ‚sub-contractors’ zu nutzen, wobei Richtlinien und Prioritäten von der Kommission vorgegeben würden; NRO würden eingeladen, (Aufgaben) zu exekutieren. Die Formalisierung einer konsultativen Rolle für NRO (oder von NRO-Netzwerken) käme nicht in Betracht“.8 Nicht zuletzt darum war es aber in jahrelangen, bisweilen frustrieren-



Vorboten eines fatalen Konflikts Die Veränderung der Perzeption des LICO durch die Kommission ab etwa Mitte der 1990er Jahre ist sehr schwer greifbar. Sie drückte sich zunächst nur in atmosphärischen Störungen aus. Die völlig veränderten Rollenzuweisungen an die NRO waren eher zu fassen, weil sich Spitzenfunktionäre der Kommission gelegentlich nicht nur in den üblichen diplomatischen Lobpreisungen der Zivilgesellschaft ergingen, sondern konkrete Erwartungen aussprachen. Unstrittig ist, dass sich die Ton- und Gangart nach dem, aufgrund von Korruptionsvorwürfen erfolgten Rück-



den Diskussionen nach 1995 gegangen. In einem anderen Interview führte der Kommissar aus, es gehe darum, NRO für die Aufgaben fit zu machen, die die Kommission für sie vorgesehen habe.9 Ein Trend wurde deutlich, der sich eigentlich bereits aus den Veränderungen administrativer Vorgänge in den Jahren zuvor hätte ablesen lassen.10 Vereinfachend lassen sich drei Ebenen der Auseinandersetzungen mehr oder weniger voneinander abgegrenzt unterscheiden: • Eine konzeptionell-ideologische Ebene, die gekennzeichnet war durch Divergenzen bezüglich der Gestaltung entwicklungspolitischer Fördermaßnahmen und des Umgangs mit sogenannten Zielgruppen. Dabei trafen einerseits der partizipativ- partnerschaftliche Anspruch der NRO und andererseits der zunehmend neoliberal geprägte Ansatz der Kommission, Beziehungen „marktförmig“ zu gestalten, aufeinander. Marktförmigkeit zivilgesellschaftlicher Aktivitäten war schwer vorstellbar und auch Marktförmigkeit mit dem Kohärenzgebot in Einklang zu bringen, war für NRO ein mehr als frag- und kritikwürdiges Unterfangen.



3 Ebenda, S. 4 (Übersetzung durch den Verfasser). 4 Vergleiche: Liaison Committee of Development NGO’s to the European Union (Herausgeber): NGO-Handbook, Part I, Brüssel 1999, S. 11–15. 5 Jean Bossuyt und Etienne de Belder am angegebenen Ort, S. 9 (Übersetzung durch den Verfasser ). Das Postulat, „die“ repräsentative Struktur darzustellen, entsprach zum Zeitpunkt seiner Formulierung nur noch begrenzt der Realität. Es gab bereits zahlreiche andere auf der Brüsseler Bühne, die allerdings weit weniger Mitglieder aufweisen konnten. 6 In Abstimmung mit dem LICO wurde zum Beispiel von APRODEV veröffentlicht: John Madeley: Brussels’ blind spot – the lack of coherence between poverty eradication and the European Union’s other policies; Brüssel, Oktober 1999. Dass die Verträge auch andere Interpretationen zu Prioritäten und Vorgehensweisen zuließen –spätestens seit dem Vertrag von Amsterdam (1999) – wurde von den NRO nicht ernst genug genommen. 7 Nach damals geltender Rechtslage musste die Kommission als Ganzes zurücktreten, obwohl nur ein einzelnes Mitglied unlauterer Machenschaften bezichtigt wurde. 8 IPS-Terra Viva Europe – Brussels Daily Journal, 29. November 2000. 9 Vergleiche: Interview mit Giles Merrit, HAR - Humanitarian Affairs Review No. 12/15. Januar 2001- (Übersetzung durch den Verfasser). 10 Vergleiche Georg Sticker, und Joachim Lindau: Tatort Brüssel – Beitrag zur EU-Entwicklungspolitik und Nichtregierungsorganisationen, unveröffentlichtes Manuskript, Mai 2002.











Insbesondere in den Monaten vor, während und nach der deutschen Ratspräsidentschaft des ersten Halbjahrs 1999 war VENRO im Rahmen der Kampagne zur EU-Präsidentschaft, intensiv an der kritischen Bewertung der Reformansätze der EU-Entwicklungspolitik beteiligt.11 Mit der neuen Kommission verkürzten sich die Intervalle zwischen immer zahlreicheren neuen Papieren zu verschiedenen Reformbereichen der EU-Entwicklungspolitik, die dem LICO und seiner Mitgliedschaft zur Kommentierung zugestellt wurden. Aus Sicht des LICO hatten die Bitten um Mitwirkung allerdings eher Alibicharakter. Hinzu kam, dass die Papiere häufig alles andere als untereinander kohärent und in sich stringent waren, weshalb sich vielfältige Interpretationsspielräume eröffneten.12 • Eine weitere Ebene bezieht sich auf die administrativen Probleme, die bereits ab etwa 1995 zunehmend die Zusammenarbeit erschwerten, wobei sich natürlich im administrativen Gebaren und in einzelnen Begründungen der paradigmatische Wandel der Konzeption mit der Zeit immer deutlicher abbildete. LICO und VENRO hielten daran fest, dass – begründet im Subsidiaritätsprinzip – die NRO einen Anspruch auf Unterstützung ihrer Vorhaben geltend machen könnten. Dies traf zunehmend auf Unverständnis bei der Administration, die sich als Unterstützung gewährende oder verweigernde Instanz eigenen Rechts verstand, auch wenn sich das LICO stets bemühte, immer neue Generationen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der EU-Verwaltung in die Geheimnisse der NRO-Welt einzuweihen, die ihnen zumeist über-



haupt nicht vertraut war. Die radikalen Änderungen der Verfahren kam im Mai 2000 letztlich überraschend und wurden unter der Schlagzeile „Commission shakes up management of external assistance“ nach Meinung vieler Beobachter ‚par ordre du Mufti’ verkündet.13 Die Umstellung auf Ausschreibungsverfahren und die schrittweise Außerkraftsetzung der Kofinanzierung markiert am deutlichsten die obrigkeitsstaatliche Distanz, die an die Stelle von ‚cosy relationship’ trat.



organisationen und der EU. Kennzeichnend für diese Phase waren heftige Kritik und nicht zu überwindende Divergenzen, die zu massiven Konflikten und schließlich zum Zusammenbruch der Beziehungen zwischen der EUKommission und LICO führten sowie das Ende von LICO provozierten.



• Die dritte Ebene betraf die juristischen Auseinandersetzungen um eine Reihe von ernsthaften Schwächen – sowohl beim LICO selbst als auch bei einigen seiner Mitglieder – und letztlich um den grundsätzlichen Fortbestand des LICO.



Die dramatisch eskalierende Situation wurzelte stimmungsmäßig vermutlich unter anderem in der jahrelangen pauschalen und nicht selten überzogenen Kritik an der staatlich bilateralen und multilateralen Entwicklungsförderung, die auch die Mitarbeiter der Kommission zum Teil als sehr unangemessen empfanden. Die Schwierigkeiten nahmen zu. Seit 1995 kam es immer häufiger zu verzögerter Bereitstellung von Mitteln aus der Budgetlinie zur Kofinanzierung von NGO-Vorhaben und schleppender Finanzierung der Haushalte des LICO, was dazu führte, dass es Verwaltungs- und Programmkosten des jeweiligen ersten Halbjahres mit Bankkrediten vorfinanzieren musste, ohne dass die Kommission die entstehenden Mehrkosten beglichen hätte. Neben der sehr schleppenden Bearbeitung von Anträgen kam es wiederholt zu einseitigen und unvermittelten Änderungen der Spielregeln („changing the goal poles during the match“). Anfang 1999 sah das LICO den Zeitpunkt als günstig an, bei der Kommission eine Finanzprüfung anzuregen und dies mit dem Wunsch zu verbinden, aufgestaute Probleme mit der Kommission zu bereinigen sowie Verhandlungen über eine Mehrjahresförderung aufzunehmen. Diese kam zu dem Ergebnis, die LICOVerfahren zur ordnungsgemäßen Finanzkontrolle seien



• Dabei ging es um rechtlich umstrittene Verfahren hinsichtlich Erwerb, Finanzierung und Betrieb des LICO-Bürogebäudes, die generelle handwerkliche Schwäche der Finanz-verwaltung – sowohl bei LICO als auch bei einer Reihe nationaler Plattformen – sowie die Unfähigkeit des LICO, Mitgliedsbeiträge der nationalen Plattformen einzutreiben, nachdem die Phase der Bezuschussung ihres Aufbaus mit Mitteln der EU von Plattformen vorüber war. Spiegelbildlich zeigte dies natürlich die mangelnde Identifikation von Plattformen mit dem LICO.



Gerade die juristischen Auseinandersetzungen markieren sicherlich eines der dunkelsten Kapitel der Beziehungen zwischen zivilgesellschaftlichen Entwicklungs-



11 Vergleiche zum Beispiel: VENRO (Hrsg.): Memorandum zur deutschen EU-Präsidentschaft, Bonn, 14. Januar 1999. 12 Vergleiche VENRO (Hrsg.): Die Reform der EU-Entwicklungspolitik – Aufbruch oder Abbruch?, VENRO Arbeitspapier Nr. 9, Bonn, Oktober 2000. 13 DN:IP/00/480 vom 16. Mai 2000; Kommission legt durchgreifende Reform der Verwaltung der EU- Auslandshilfe vor. 14 European Commission – SCR-Common Service for External Relations: Final Audit Report (Preliminary Phase – Risk Assessment), Brüssel, 22. Juni 2000, S. 14 (Übersetzung durch den Verfasser).



Ende und Neuanfang



„Gegenstand kreativer Buchführungspraktiken [gewesen], die für die Transparenz der Informationen über die Jahre schädlich seien“.14 So verschlüsselt und zusammen mit anderen apokryphen Formulierungen wurde der Anfangsverdacht der systematischen Unterschlagung in die Welt gesetzt. Nach weiteren Prüfungen wurden jedoch Missbrauch, Unterschlagungen oder Ähnliches seitens des LICO explizit ausgeschlossen. Dennoch hielt die Europäische Kommission Rückzahlungsforderungen aufrecht und schränkte die Finanzierung des LICO drastisch ein. So war 2001 das Ende des LICO besiegelt! Eine formelle gerichtliche Klärung fand nicht statt und wäre für das LICO auch nicht durchzustehen gewesen. Zwei Jahre lang dauerte es, bis mit CONCORD eine Nachfolgestruktur der NRO-Interessenvertretung auf europäischer Ebene gefunden war, die imstande sein sollte, die Abhängigkeit von der Kommission zu verringern.



Joachim Lindau war von 1973 bis 2004 im kirchlichen Entwicklungsdienst tätig als Abteilungsleiter für Projekte und Programme bei Brot für die Welt. Von 2000 bis 2001 war er Präsident des LICO in Brüssel. Lindau war Sprecher der VENRO-AG Europäische Entwicklungspolitik.















Abschlusskonferenz zur Afrika-EU-Strategie im November 2010 in Berlin. Bild Mitte: Michèle Auga (Friedrich-Ebert-Stiftung), Philippe Darmuzey (Europäische Kommission), Prof.Dr.



Partnerschaft auf Augenhöhe Eine Bilanz der beiden Afrika-EU-Projekte ANKE KURAT UND Prof. Dr.h.c. CHRISTA RANDZIO-PLATH



Christa Randzio-Plath (VENRO), Jürgen Maier (Forum Umwelt und Entwicklung), Walter Lindner (Auswärtiges Amt) und der namibische Parlamentsabgeordnete Prof. Peter Katjavivi.



Selbst eingefleischte Praktiker aus den Reihen der VENROMitglieder hoben den Geist der partnerschaftlichen Zusammenarbeit hervor. Das VENRO-Projekt zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007



Die beiden deutschen EU-Ratspräsidentschaften 1999 und 2007 waren für VENRO herausragende Gelegenheiten, sich in der europäischen Entwicklungspolitik zu positionieren und ein stärkeres entwicklungspolitisches Engagement der Bundesregierung auf europäischer Ebene einzufordern. Lag der Schwerpunkt der Kampagne 1999 auf der Zukunft des Lomé-Abkommens, der Zusammenarbeit mit osteuropäischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) und der Politikkohärenz, so setzte sich das VENRO-Projekt „Afrikas Perspektive – Europas Politik“ 2006/2007 und auch das gleichnamige Nachfolgeprojekt 2008/2009 vor allem mit den Beziehungen der Europäischen Union (EU) zu Afrika auseinander. Im Fokus dieses Beitrags stehen die beiden Projekte zur Afrika-EU-Partnerschaft. Mit ihnen hat VENRO



sowohl inhaltlich als auch methodisch neues Terrain beschritten. Mit dem Schwerpunkt auf Afrika beschäftigte sich der Verband erstmals mit einem regionalen Thema. Aus Gründen der Glaubwürdigkeit war dafür eine intensive Zusammenarbeit mit Südpartnern der VENRO-Mitglieder zwingend. NRO kritisierten die ungleichgewichtigen GeberNehmer-Beziehungen zwischen Europa und Afrika und die darauf aufbauende eurozentrische Sichtweise in der Zusammenarbeit. Im Gegensatz dazu sollten die beiden Projekte die Europäische Politik aus dem Blickwinkel afrikanischer Partnerorganisationen der VENRO-Mitglieder bewerten und so zu einem neuen partnerschaftlichen Verhältnis beitragen. Die Projekte hatten einen besonderen Charme: Sie waren vorausschauend und der Politik einen Schritt voraus.



Bereits im Oktober 2005 beschloss die VENROAG Europäische Entwicklungspolitik, Afrika in den Fokus ihres Projekts zur Begleitung der deutschen EUPräsidentschaft zu stellen. Mehrere Gründe führten zu diesem Entschluss: Erstens hatte die Europäische Union 2005 einseitig eine Afrika-Strategie beschlossen, die auf afrikanischer Seite nicht auf Akzeptanz stieß und auch von den Zivilgesellschaften in Afrika und Europa kritisiert wurde. Zweitens war Subsahara-Afrika weit davon entfernt, die Millenniumsentwicklungsziele (MDG) zu erreichen. Und schließlich: VENRO war frühzeitig von der Europäischen Kommission aufgefordert worden, ein Jahr vor Projektbeginn Themen und Finanzierungsbedarf zu benennen. Das Projekt sollte



bereits ab Oktober 2006 über einen Antrag finanziert werden. Einige Monate bevor die Bundesregierung Anfang Dezember 2006 ankündigte, dass sowohl bei der deutschen EU-Ratspräsidentschaft als auch bei der gleichzeitigen G8-Präsidentschaft Afrika ein zentrales Thema sein würde, hatte VENRO somit bereits seinen politischen Rahmen gesetzt und die deutsche EU-Präsidentschaft aufgefordert, Afrika in den Fokus ihrer Politik zu stellen. Gemeinsam denken, formulieren und fordern Wer eine gleichberechtigte Partnerschaft der Kontinente, Länder und Regierungen fordert, sollte diesen Grundsatz auch auf die Zusammenarbeit zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen in Europa und Afrika anwenden. Deshalb war es wichtig, dass Vertreterinnen und Vertreter der deutschen und afrikanischen Zivilgesellschaft gemeinsam Themen, Herausforderungen und Positionen formulierten, die auf der







europäischen Entwicklungsagenda vorrangig vorangebracht werden sollten. Die deutschen NRO verzichteten auf vorformulierte Papiere, die dann von afrikanischer Seite nur noch hätten kommentiert werden können. Vielmehr galt das Prinzip: „Gemeinsam denken, formulieren und fordern“. In der aktiven Beteiligung der afrikanischen Partnerorganisationen von VENRO-Mitgliedern und auch der VENRO-Mitglieder selbst lag der Schlüssel zum Erfolg. Die VENRO-Mitglieder schlossen sich unter Einbeziehung afrikanischer Partner über bestehende Arbeitsgruppen hinaus zu Arbeitskreisen zusammen, um gemeinsam Aktivitäten zu planen und die politische Arbeit voranzubringen. Im Rahmen zahlreicher Workshops und hochrangiger Konferenzen mit afrikanischer und deutscher beziehungsweise europäischer Beteiligung wurden gemeinsame Positionspapiere erarbeitet und mit politischen Entscheidungsträgern diskutiert. Drei Ereignisse verdienen dabei besondere Aufmerksamkeit: Das Entwicklungspolitische Manifest, die Internationale Konferenz im März 2007 und die Konsultation zur Afrika-EUStrategie. Das Entwicklungspolitische Manifest Das Entwicklungspolitische Manifest wurde auf einem zweitägigen Workshop im Oktober 2006 erarbeitet. Die Arbeitsgruppen setzten sich aus afrikanischen und deutschen beziehungsweise europäischen Experten zusammen. VENRO verstand sich im Rahmen der EURatspräsidentschaft als Motor der deutschen und europäischen NRO. Aus diesem Grund wurde die Zusammenar-



beit mit dem Forum Umwelt und Entwicklung im Bereich Energie und mit dem Europäischen Dachverband European NGO Confederation for Relief and Development (CONCORD) forciert. Die Themenpalette, die bearbeitet wurde, war breit ausgelegt. Inhaltlich ging es um die entwicklungsfreundliche Ausgestaltung unterschiedlicher Politikbereiche. Ein Thema war die EU-Handelspolitik. Die Bundesregierung hatte sich vorgenommen, während ihrer Ratspräsidentschaft den Abschluss der umstrittenen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) zu fördern, die von den europäischen und afrikanischen NRO sehr kritisch gesehen wurden. Diskutiert wurden aber auch das Konzept „Menschliche Sicherheit“, Perspektiven der Klima- und Energiepolitik, Geschlechtergerechtigkeit, Anforderungen an eine Armen-orientierte Gesundheitspolitik sowie die Rolle von NRO in der europäischen Entwicklungspolitik. Ein wichtiger Maßstab zur Bewertung der unterschiedlichen Themen war die Umsetzung des entwicklungspolitischen Kohärenzgebotes. Mit der Verabschiedung der zwölf Kohärenzverpflichtungen durch den Europäischen Rat im Mai 2005 und eines entsprechenden Arbeitsprogramms boten sich vielfältige politische Ansatzpunkte. Afrikanische und deutsche NRO forderten von der Bundesregierung, für eine armutsorientierte europäische Entwicklungspolitik einzutreten und die MDG zu erfüllen. Eine Mindestanforderung dafür war die Umsetzung des EU-Stufenplans zur Entwicklungsfinanzierung und das Festhalten am 0,7-Prozent-Ziel bis 2015. Die Bundesregierung sollte die EU-Ratspräsidentschaft nutzen, um eine solide Finanzierungsstrate-







Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Partnerkonferenz zur Afrika-EU-Strategie in Nairobi 2009



gie für die europäische Entwicklungszusammenarbeit zu vereinbaren. Die NRO beschäftigten sich auch intensiv mit ihrer Rolle in der europäischen Entwicklungspolitik. Immer wieder hatte sich gezeigt, dass die Europäische Kommission die NRO primär als Durchführungsorganisationen europäischer entwicklungspolitischer Interessen betrachtete. Besonders deutlich wurde dies durch die Einführung des Begriffs der „non state actors“. Da-



mit wurde die Unterscheidung zwischen Zivilgesellschaft und privatwirtschaftlichen Akteuren aufgehoben. Für NRO ist hingegen entscheidend, dass zwischen gewinnorientierten und gemeinnützigen Akteuren unterschieden wird. Von besonderer Bedeutung war auch die Forderung nach einer verstärkten institutionellen, organisatorischen und finanziellen Unterstützung der NRO in Afrika. Schließlich braucht Demokratie die aktive Zivilgesellschaft.







Entwicklungspolitisches Manifest zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft von afrikanischen und deutschen Organisationen der Zivilgesellschaft • Gerechter Handel: Vorfahrt für Entwicklung in regionalen Handelsabkommen sicherstellen • Menschliche Sicherheit: Prävention gewaltsamer Konflikte und Friedenskonsolidierung in den Vordergrund stellen • Energiewende: Erneuerbare Energie ausbauen und zugunsten von Entwicklung nutzen • Klimawandel: Afrika bei der Anpassung an den Klimawandel unterstützen • HIV/Aids: Universellen Zugang zu Prävention, Behandlung und Pflege gewährleisten • Gender: Geschlechtergerechtigkeit und die Förderung von Mädchen und Frauen als Querschnittsaufgabe umsetzen • Rolle der Zivilgesellschaft: Als eigenständige politische Kraft stärken



EU-Entwicklungskommissar Louis Michel zu Gast bei VENRO-Konferenz Eines der zentralen politischen Ereignisse der deutschen EU-Ratspräsidentschaft war das informelle Treffen der EU-Entwicklungsminister auf dem Petersberg im März 2007. VENRO veranstaltete aus diesem



Anlass einen Tag zuvor eine internationale Konferenz. Es war gelungen, zentrale politische Akteure des Petersberger Dialogs wie Bundesentwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul, EU-Entwicklungskommissar Louis Michel und auch die Staatssekretäre Portugals und Sloweniens, João Cravinho und Andrej Šter, für eine Teilnahme an der Konferenz zu gewinnen. Portugal und Slowenien hatten zusammen mit Deutschland ein gemeinsames Trio-Präsidentschaftsprogramm vereinbart. Mehr als 250 Personen verfolgten die politisch hochkarätigen Podiumsdiskussionen mit Vertreterinnen und Vertretern der afrikanischen und deutschen Zivilgesellschaft im Haus des Senders Deutsche Welle in Bonn, der als Medienpartner der Konferenz fungierte. Besonders heftige Kontroversen gab es um die Ausrichtung der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen. Die Konsultation zur Afrika-EU-Strategie Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft konkretisierten sich auch die Planungen für den Afrika-EU-Gipfel in Lissabon, der Ende 2007 unter der Präsidentschaft Portugals stattfinden sollte. Die Kritik der afrikanischen Staaten an der einseitig von der EU formulierten Afrika-Strategie hatte die Konzeption einer gemeinsamen Partnerschaft gefördert. Im Rahmen der Gipfelvorbereitungen sollte eine Konsultation mit den Zivilgesellschaften in Europa und Afrika stattfinden, mit deren Durchführung die Europäische Kommission das wissenschaftliche Institut European Centre for Development Policy Management (ECDPM) mitbeauftragte.











Diesem Vorhaben stand die europäische Zivilgesellschaft aufgrund der sehr kurzen Zeitspanne für die inhaltlichen Planungen und die aus ihrer Sicht dringend gebotenen zivilgesellschaftlichen Konsultationen in Europa und Afrika zunächst kritisch gegenüber. Als das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) im Frühjahr 2007 an VENRO mit der Bitte herantrat, die Konsultation federführend mit ECDPM zu organisieren, geriet der Verband in eine diplomatische Zwickmühle. Nach sorgfältiger Abwägung des Für und Wider entschied sich VENRO, Mitveranstalter zu werden. Dafür sprach, dass es besser sei, mitzureden und mitzugestalten als den Prozess unbegleitet einfach laufen zu lassen. Die anfänglichen Verstimmungen legten sich bald, da die Konferenz ausreichend Raum für Kritik bot, die auch von VENRO eingebracht wurde. Nach dem Afrika-EU-Gipfel wandelte sich dann auch die Position der europäischen Zivilgesellschaft. Die Gemeinsame AfrikaEU-Strategie (JAES) wurde nun aktiv begleitet. So kam es, dass die einzige zivilgesellschaftliche Konsultation in Europa, die auch zur Hälfte afrikanische Partnerinnen und Partner umfasste, im rheinischen Bad Honnef stattfand. Darüber hinaus gab es einige Konsultationen in Afrika. Das Nachfolgeprojekt zur Gemeinsamen AfrikaEU-Strategie Das VENRO-Projekt zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft endete im September 2007. Mehrere Argumente sprachen für eine Fortführung des Projekts mit



veränderter Schwerpunktsetzung. Zum einen stand die Umsetzung der JAES im Raum, deren Entstehung VENRO intensiv begleitet hatte. Zum anderen legte auch die außerordentlich rege und fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den VENRO-Mitgliedern sowie ihren afrikanischen Partnerorganisationen eine Fortführung der Zusammenarbeit nahe. Schließlich schien auch die Finanzierung kein Problem zu sein, da Louis Michel selbst angeboten hatte, VENRO-Mittel für eine Anschlussveranstaltung in Afrika zur Verfügung zu stellen. Dieses Angebot realisierte sich zwar nicht, doch unterstützte die Leitung des BMZ die Fortführung der Arbeit, weil sie die zivilgesellschaftliche Begleitung für notwendig hielt und es neben VENRO und seinen Mitgliedern nur wenige andere zivilgesellschaftliche Akteure gab, die tief in der Thematik verwurzelt waren.. Das Anschlussprojekt startete Anfang 2008 mit zwei wesentlichen Änderungen im Vergleich zum Ausgangsprojekt. Zum einen fand eine Konzentration auf die Themenfelder statt: Energie, Handel/ Regionale Integration und Geschlechtergleichheit als Teil des Good Governance Prozesses. Dafür sprach, dass die Bundesregierung selbst auf Ebene der EU-Mitgliedsstaaten die Federführung für die Themen Energie und Good Governance übernommen hatte. Das Handelsthema war wichtig, weil es die meisten Kontroversen in sich barg und hier große Inkohärenzen zur Entwicklungspolitik auftraten. Die zweite Änderung war, dass zwei der geplanten Projektmaßnahmen in Afrika selbst stattfanden: in Nairobi und Addis Abeba. Die afrikanischen Partner hatten darum gebeten und VENRO ist dem gerne nachgekommen.



Grundidee der Gemeinsamen Afrika-EU-Strategie Es ist richtig und wichtig, dass Afrika und Europa gemeinsam für Menschenrechte, Demokratie und eine Partnerschaft auf Augenhöhe eintreten. Die 27 EUMitgliedsstaaten und 53 afrikanischen Staaten haben sich dieses auf dem Afrika-EU-Gipfel in Lissabon im Jahr 2007 feierlich versprochen und ein erstes Aktionsprogramm verabschiedet. „Unsere gemeinsame Zukunft verlangt ein kühnes Vorgehen, das uns erlaubt, voller Zuversicht die Herausforderungen der Globalisierung zu bewältigen,“ heißt es in der Lissabon-Erklärung von 2007. Die Strategie will eine breit angelegte und an der Zivilgesellschaft orientierte Partnerschaft. Deswegen wird der Zivilgesellschaft in Europa und Afrika eine wichtige Rolle zugeschrieben. Die Zivilgesellschaft auf beiden Kontinenten hat die Aufgabe der Beobachtung und Überwachung staatlichen Handelns. Sie will aber auch Einfluss nehmen auf die Durchführung und Weiterentwicklung der gemeinsamen Strategie. Sie sieht richtigerweise in den gemeinsamen Expertengruppen bereits Plätze für NRO vor. Das VENRO-Projekt „Afrikas Perspektive – Europas Politik“ hatte zum Ziel, die Beteiligung der Zivilgesellschaft an der Partnerschaft voranzubringen und dazu bildungspolitische Maßnahmen und Öffentlichkeitsarbeit zu nutzen. Außerdem sollte es die Verbindung sowie Kohärenz zwischen der JAES und entwicklungspolitischen Versprechen und Zielen einfordern. Zu den Projektmaßnahmen gehörten zwei Konferenzen in Afrika, acht Konferenzen in Deutschland, eine Projekt-Webseite, regelmäßige Pressemitteilungen, eine Beilage in der Süddeutschen Zeitung, ein monatlicher
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Newsletter sowie Strategie- und Positionspapiere. Durch diese Maßnahmen sollte die JAES in Afrika und Europa bekannter gemacht und die zivilgesellschaftlichen Organisationen in Deutschland und vor allem auch in Afrika in den Prozess einbezogen werden.







Die acht Partnerschaften der Gemeinsamen Afrika-EU-Strategie 1) Die Partnerschaft zu Frieden und Sicherheit umfasst einen verstärkten Dialog und die Unterstützung afrikanisch geführter Friedensoperationen 2) Die Partnerschaft zu demokratischer Regierungsführung und Menschenrechten mit dem Ziel von Good Governance gründet sich auf das von dem Bekenntnis zu gemeinsamen Werten geprägte Verhältnis von EU und AU. 3) Die Partnerschaft zu Handel und regionaler Integration umfasst auch die Entwicklung der Infrastruktur, klammert die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen aus 4) Die Partnerschaft zur Erreichung der Millenniumsziele der UNO in der Bekämpfung von Armut und Unterentwicklung ist Teil der neuen Partnerschaft und ihrer Aktionsprogramme 5) Die Partnerschaft zu Energie mit den Zielen Energiesicherheit und Energiezugang, auch zu erneuerbaren Energien 6) Die Partnerschaft zum Klimawandel mit Maßnahmen gegen zunehmende Trockenheit und Wüstenbildung hat eine besonders ehrgeizige Agenda 7) Die Partnerschaft zu Migration, Mobilität und Beschäftigung ist schwach ausgeprägt und zielt vor allem auf Maßnahmen gegen die illegale Zuwanderung nach Europa und den Kampf gegen den Menschenhandel ab 8) Die Partnerschaft zu Wissenschaft, Informationsgesellschaft und Weltraum soll den Aufbau einer Informationsgesellschaft in Afrika unterstützen und die Zusammenarbeit bei der Nutzung von Satelliten verstärken



Europäische und afrikanische NRO fordern Richtungswechsel Ausgangspunkt für die gemeinsame Position afrikanischer und deutscher NRO zur JAES und ihren Aktionsplänen war die Anfang April 2009 organisierte Partnerkonferenz in Nairobi. Ziel war es, das Strategiedokument und die Aktionspläne der JAES, die thematisch im Fokus des Projekts standen, gemeinsam mit afrikanischen Partnern zu analysieren und daraus Forderungen an die afrikanische und europäische Politik abzuleiten. Die zahlreichen darauf folgenden Workshops, Studien, Positionspapiere und Konferenzen fußten auf den in Nairobi gewonnenen Erkenntnissen und entwickelten sie weiter. Die Vertreterinnen und Vertreter der NRO stellten fest, dass auch in der Strategie und im Aktionsplan die Interessen der EU dominierten. Von daher forderten die afrikanischen und europäischen NRO einen Richtungswechsel in der JAES-Armutsbekämpfung und eine stärkere Betonung der ländlichen Entwicklung. Schließlich leben mehr als 80 Prozent der unter Armut leidenden afrikanischen Bevölkerung in ländlichen Gebieten. Weitere Forderungen waren die Revision der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen, die Umsetzung der Kopenhagen-Versprechen zum Klimawandel sowie die Förderung von Demokratie, Menschenrechten und Geschlechtergerechtigkeit. In Kooperation mit dem Forum Umwelt und Entwicklung wurden Studien und Vorschläge zu den dringend erforderlichen zukunftsfähigen Energiesystemen ausgearbeitet, mit denen die Abhängigkeit von



fossilen Energieträgern überwunden werden kann. Die Partnerschaft sollte sich viel stärker für den Ausbau dezentraler erneuerbarer Energien einsetzen. Dazu sollten sowohl die Afrika-EU-Energiepartnerschaft (AEEP) als auch die Internationale Agentur für Erneuerbare Energien (IRENA) genutzt werden. Es war ein Erfolg, dass sich IRENA und die AEEP als Institutionen, die erneuerbare Energien fördern, an der VENRO-Konferenz beteiligten. „Erneuerbare Energien gegen Armut“ war eine Devise der deutschen und afrikanischen Zivilgesellschaft, die neben den bekannten erneuerbaren Energien auch auf Biomasse und moderne dezentrale Energieversorgung setzten. Vor allem ging es der Zivilgesellschaft um Energiesicherheit im Rahmen der JAES, die nicht auf die europäische, sondern auf die afrikanische Energiesicherheit setzt. Der Schwerpunkt Gender führte zu außerordentlich fruchtbaren Dialogen zwischen der deutschen und afrikanischen Zivilgesellschaft. Gerade in afrikanischen Staaten führen Strategien zu Geschlechtergerechtigkeit, Frauenförderung, Quotierungen, Gender-Mainstreaming und Gender-Budgeting zu mehr Partizipation selbst auf lokaler Ebene. Hier kann Europa von Afrika lernen, gerade auch im jetzigen „Jahrzehnt der Frauen“ in Afrika. Brücken bauen in Addis Abeba Eine der Limitierungen in der Zusammenarbeit zwischen den Zivilgesellschaften in Europa und Afrika lag jedoch auch in der jeweiligen unterschiedlichen institutionellen Verfasstheit. Die afrikanische Steuerungsgruppe



ist eng an den Wirtschafts-, Sozial- und Kulturrat (Economic, Social and Cultural Council ECOSOCC) der Afrikanischen Union (AU) angebunden, also an eine staatliche Struktur. Die europäische Steuerungsgruppe ist ein offenes Bündnis von interessierten Netzwerken und Verbänden außerhalb der europäischen Institutionen - VENRO ist dort Mitglied. Die Zusammenarbeit war darum zentrales Thema des Workshops, der Mitte Juli 2010 in Addis Abeba zusammen mit dem Consortium of Christian Relief and Development Association (CCRDA), dem mit über 350 Mitgliedern größten Dachverband von Nichtregierungsorganisationen in Äthiopien, durchgeführt wurde. Auch wenn die zivilgesellschaftliche Vertretung in der EU und in der AU sehr unterschiedlich ist, müssen sich die Zivilgesellschaften in ihrer organisatorischen Verfasstheit respektieren und die unterschiedlichen Strukturen anerkennen. VENRO konnte in diesem Prozess der Annäherung eine Mittlerfunktion einnehmen. Dadurch wurde erreicht, dass es Ende 2010 vor dem Afrika-EUGipfel in Tripolis zu der Gemeinsamen Erklärung der Zivilgesellschaften Europas und Afrikas kam. Errungenschaften und Grenzen VENRO hat als eine der wenigen Dachorganisationen auf europäischer Ebene eine meinungsbildende Rolle übernommen und eine wichtige Mittlerrolle in Bezug auf die zivilgesellschaftlichen Beziehungen in der EU und in der AU eingenommen. Dadurch wurde es möglich, die zivilgesellschaftlichen Positionen den politischen Entscheidungsträgern glaubwürdig als gemeinsame Positionen zu vermitteln.











In Zukunft wird aber auch der europäische Dachverband zur Entwicklungspolitik CONCORD stärker gefragt sein. Die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen der europäischen und afrikanischen Zivilgesellschaft liegt auch in der Verantwortung der EU und ihrer Mitgliedsstaaten, die bisher weder politisch noch finanziell den Aufbau einer „people-topeople“- Partnerschaft ausreichend unterstützt haben. Kritisch ist festzustellen, dass im Gegensatz zum VENRO-Präsidentschaftsprojekt das Interesse der VENRO-Mitgliedsorganisationen an der Strategie aus Gründen der begrenzten Kapazitäten und anderer Prioritäten sehr stark zurückging. Diese Zurückhaltung ist bedauerlich, aber auch erklärlich. Sie hat ihre Ursache in dem geringen politischen Engagement deutscher und afrikanischer Akteure, dem nicht vorhandenen Medieninteresse, dem Mangel an Öffentlichkeit und auch in der Komplexität des Prozesses. Der von der Zivilgesellschaft geforderte Strategiewechsel in der JAES ist bisher nicht erfolgt. Dies zeigen deutlich die Umsetzung des ersten Aktionsplans und die Fassung des zweiten Aktionsplans. Es fehlt an einem politischen Interesse der europäischen und afrikanischen Staaten, die JAES zum Erfolg zu führen. Es verwundert nicht, dass insbesondere technische Vereinbarungen, wie im Bereich Handel, in der Wissenschaft oder im Bereich der technischen Zusammenarbeit neben den sicherheitspolitischen Fortschritten so erfolgreich sind. Das Gesamtziel des VENRO- Projekts, aktive zivilgesellschaftliche Beiträge zur einer gleichberechtigten Afrika-EU-Partnerschaft zu leisten und in den Umsetzungsprozess einzubringen, wurde erreicht.



Festzuhalten bleibt: Ohne die VENRO-Initiativen wäre in Deutschland und auch in der europäischen und teilweise der afrikanischen Zivilgesellschaft kein öffentliches Interesse an der JAES hergestellt worden, wenngleich dieses im Wesentlichen auf eine Fachöffentlichkeit und auf besonders an Entwicklungen in Afrika Interessierte beschränkt blieb. Von daher war das Engagement des VENROProjekts für eine Aufwertung der zivilgesellschaftlichen Beteiligung der Nord- und Süd-NRO von großer Bedeutung. Ausblick Die Gemeinsame Afrika-EU-Strategie JAES konnte bisher die Erwartungen an eine neue Partnerschaft der beiden Kontinente nicht erfüllen. Allerdings ist ein komplexes Netzwerk von Expertengremien sowie AU- und EU-Kommissionssitzungen entstanden. Eine Partnerschaft auf Ebene der Zivilgesellschaften gibt es bis heute nicht. Der interkontinentale Dialog der Zivilgesellschaft ist jedoch unentbehrlich für die Partnerschaft der Völker. Die Bundesregierung und die anderen EU-Regierungen bleiben in ihrem Engagement hinter allen Erwartungen der Zivilgesellschaft zurück. Viele afrikanische Regierungen misstrauen der Strategie und halten sie nur für eine Maßnahme, die der Europäischen Union gegenüber China, Indien und Brasilien eine aussichtsreiche Verhandlungsposition zur Erschließung von Ressourcen oder abgestimmten außen- und handelspolitischen Erfolgen verhelfen soll. Die EU steht in Afrika in einer Art Defensive, weil sie im Gegensatz zu anderen Ländern oder



Regionen auf Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in der Zusammenarbeit und den Verträgen besteht. Das ist richtig, jedoch leidet ihre Glaubwürdigkeit an der wenig entwicklungsfreundlichen und mit der Entwicklungspolitik wenig kohärenten Handelspolitik, wie sie insbesondere in den von VENRO und den afrikanischen Partnerorganisationen kritisierten Wirtschaftsabkommen zum Ausdruck kommt. Es besteht die Gefahr, dass die JAES einen schleichenden bürokratischen Tod stirbt. Die Chance wäre, dass die Europäische Union und die Afrikanische Union in dieser Zeit der globalen Herausforderungen, der fortbestehenden extremen Armut in der Welt sowie der Klima- und Energiekrise ihr gemeinsames Interesse und ihre gemeinsame Verantwortung begreifen. Es geht dabei auch um die Anerkennung der wichtigen Rolle der Zivilgesellschaft, die immer noch zu wenig respektiert und gefördert wird. Die Zivilgesellschaft in Afrika und Europa besteht auf ihrer Unabhängigkeit und der eigenen Definition ihrer Rolle. Die Breite und Vielfalt der Zivilgesellschaft ist ihre Stärke und muss erhalten und respektiert werden. Auch nach dem Ende des Projektes „Afrikas Perspektive – Europas Politik“ wird VENRO die Umsetzung der JAES im Blick behalten, vor allem im Rahmen der europäischen Zivilgesellschaft und des Dachverbandes CONCORD. Ein wichtiges Themenfeld, das sich aus den Projekten entwickelt hat, ist die Kommentierung des ressortübergreifenden Afrika-Konzepts der Bundesregierung. Die JAES muss auch auf nationaler Ebene Berücksichtigung finden. VENRO kann dabei inhaltlich auf seine Positionen, die in den beiden Projekten entwickelt wurden,



zurückgreifen. Dabei gilt es deutlich zu machen, dass die deutsche Afrika-Politik die Partnerschaft auf Augenhöhe nicht dadurch konterkarieren darf, dass sie sich vor allem auf Ressourcensicherung und Außenwirtschaftsförderung konzentriert.
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Transparenz schafft Glaubwürdigkeit Zur Debatte und Bedeutung des VENRO-Verhaltenskodex BERND PASTORS UND JANA ROSENBOOM



Am 13. Mai 2008 tagte die neu gegründete „Ad hoc AG Verhaltenskodex“ zum ersten Mal. Die Teilnehmer der Arbeitsgruppe (AG) diskutierten die Bestandteile des Kodexes, benannten die thematischen Inhalte, gründeten hierzu einzelne Themenarbeitsgruppen und verständigten sich über den Prozess. Die auf einem vorangegangenen Mitgliederworkshop vorgeschlagenen sieben Themenfelder konnten auf fünf reduziert werden: Organisationsführung, Kommunikation, Betriebsführung und Wirkungsbeobachtung. Zudem entstand ein Themenarbeitskreis zur Formulierung der Rahmenbedingungen in Form einer Präambel, Maßnahmen der Qualitätssicherung und Kontrollmöglichkeiten. Der „VENRO-Verhaltenskodex Transparenz, Organisationsführung und Kontrolle“ wurde noch im selben Jahr fertig gestellt und auf der Mitgliederversammlung am 10. Dezember 2008 verabschiedet. Der Prozess der Verabschiedung, Weiterentwicklung und Überprüfung ist eine Besonderheit in der Geschichte von VENRO, da weder vorher noch nachher so viele Mitglieder je einen Prozess gemeinsam gestaltet und bestritten haben. Wenige Themen haben es zudem vermocht, die NRO-Gemeinschaft auf eine so harte emotionale Probe zu stellen. Anfang 2008 zog die UNICEF-Krise eine breite mediale Aufmerksamkeit auf sich: Grund dafür war, dass UNICEF quasi per Handschlag für die Vermittlung von Spendengeldern sehr hohe Provisionen gezahlt hatte. Von diesem Verfahren hatte der UNICEF-Vorstand durch eine anonyme E-Mail erfahren, aber nicht gehandelt. Als Fol-



ge der öffentlichen Kritik waren die damalige Vorsitzende Heide Simonis und der Geschäftsführer Dietrich Garlichs zurückgetreten.1 Im Verlauf dieser öffentlichen „Vertrauenskrise“ gerieten besonders die Leitungs- und Aufsichtsstrukturen von UNICEF immer wieder in die Kritik. Die Fragen nach „guter Organisationsführung“ und einer transparenten Arbeit von Nichtregierungsorganisationen (NRO) waren folgerichtig auch die zentralen Aspekte, mit denen sich der VENRO-Verhaltenskodex auseinandersetzte. Auch wenn die UNICEF-Krise Auslöser der Debatte gewesen sein mag, so sind weitere nationale und internationale Prozesse zu berücksichtigen: Die Frage nach „Governance in Unternehmen“ wurde in Deutschland seit Jahren diskutiert, daran war der ‚Non-Profit’-Sektor bis zu diesem Zeitpunkt aber nur wenig beteiligt: 2002 verfasste eine Regierungskommission den Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK), der bereits bestehende gesetzliche Vorschriften aufgriff und das Deutsche Corporate Governance System zusammenfasste, um es auf diese Weise transparenter und nachvollziehbarer zu machen. Der Governance-Kodex sollte nur für börsennotierte Unternehmen Gültigkeit haben, dennoch merkte die zuständige Regierungskommission schon damals an, dass „rechtspolitischer Diskussionsbedarf vor allem hinsichtlich solcher Vereine besteht, die steuerliche Privilegien in Anspruch nehmen [und] Spenden einsammeln“.2 Zentraler Diskussionspunkt sowohl im deutschen Governance-Kodex als auch im VENRO-Verhaltenskodex ist die Gestaltung eines „dualen Führungssystems“. Dem-



nach müssen Leitung und Aufsicht organisatorisch voneinander getrennt werden. Ein unabhängiges Aufsichtsgremium berät den Vorstand und überwacht ihn. Im Gegensatz zur deutschen Debatte wurde auf internationaler Ebene die Frage guter Organisationsführung von NRO bereits seit langem diskutiert: Zahlreiche ‚Codes of Conduct’ wurden in den 1990er Jahren erarbeitet, die neben Fragen zu Standards der Rechnungslegung, der Kommunikation mit der Öffentlichkeit und Regelungen zur Offenlegung der Finanzen auch Standards einer guten Personal- und Managementpraxis besprechen. Der VENRO-Verhaltenskodex entwickelte sich in Anlehnung an den Deutschen Corporate GovernanceKodex und an internationale Vorbilder. Dabei stand der Verband nicht zuletzt vor der Herausforderung, der Heterogenität bezüglich Größe, Struktur und Zielsetzungen seiner Mitglieder gerecht zu werden: werden große Hilfsorganisationen, mit Gesamtaufwendungen in dreistelliger Millionenhöhe, wie Unternehmen geführt, so arbeiten die Vorstände in kleinen Organisationen zumeist ehrenamtlich und überwiegend in ihrer Freizeit. Einige der kleineren VENRO-Mitglieder verfügen nicht einmal über eine eigene Webseite. Im Verlaufe des Prozesses einigte man sich schnell auf die zentralen inhaltlichen Prinzipien. Dagegen wurde die Frage der Verbindlichkeit von Beginn an kontrovers diskutiert: sollte der Kodex Verpflichtungen für die VENRO-Mitglieder benennen oder lediglich Empfehlungen enthalten? Wie könnte eine mit sechs Mitarbeitern besetzte Geschäftsstelle die Einhaltung der Standards garantieren und sollte sie dieses überhaupt?



Nach einem Jahr intensiver Arbeit, in deren Verlauf sich mehr als 120 Personen aus 80 verschiedenen VENRO-Mitgliedsorganisationen an der Erstellung beteiligten, konnte ein Textvorschlag der Mitgliederversammlung noch im selben Jahr zur Verabschiedung vorgelegt werden. Strittig blieb bis zum Schluss die Frage der Verbindlichkeit beziehungsweise möglicher Sanktionen im Falle einer Verletzung des Kodexes. Zwar sprach sich eine Mehrheit für verbindliche Prinzipien aus, doch ein im Kodex integriertes Beschwerdeverfahren war zunächst nicht durchsetzbar. So kam es, dass auf der Mitgliederversammlung am 10. Dezember 2008 zwei abweichende Anträge vorlagen, die sich hinsichtlich ihrer Forderung nach einem Kontrollverfahren unterschieden. Trotz der inhaltlichen Differenzen stand aber zu keinem Zeitpunkt das gemeinsame Ziel, die Verabschiedung der Prinzipien in einem Kodex, infrage. Der schließlich gefundene Kompromiss sah vor, die Prinzipien und die diese konkretisierenden Standards als verbindlich zu verabschieden. Zugleich wurde eine Übergangsfrist von zwei Jahren beschlossen, in der die Praxistauglichkeit der Standards geprüft und eine Lösung für einen ausstehenden Beschwerde- und Sanktionsprozess gefunden werden musste. Außerdem wurde eine ‚Comply-or-Explain’-Regelung integriert, die es den Mitgliedern erlauben sollte, solche Punkte, bezüglich derer sie nicht mit den Regelungen des Kodex übereinstimmten, öffentlich darzulegen und zu erläutern. So sollte auch dem Bedürfnis nach Transparenz durch eine informierte Öffentlichkeit Rechnung getragen werden.



1 Spiegel online vom 20. Februar 2008, http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,536641,00.html. 2 Vergleiche Bericht der Regierungskommission Corporate Governance, 2001, S. 5.











Umsetzung des Kodex



VENRO-Kodizes



VENROVerhaltenskodex



VENRO-Kodex



VENRO-Kodex zu Kinderrechten



Transparenz Organisationsführung Kontrolle



Entwicklungsbezogene Öffentlichkeitsarbeit



Schutz von Kindern vor Missbrauch und Ausbeutung in der EZ und Humanitären Hilfe



Aus der Mitgliederversammlung 2008 ging der Auftrag an die AG „Verhaltenskodexes“, den Prozess der Umsetzung zu begleiten und eine Lösung für den Umgang mit Beschwerden und Verstößen gegen den Kodex zu finden. Auf Grundlage einer ersten Umfrage erarbeitete die Arbeitsgruppe zunächst ein Selbstzertifizierungsinstrument, welches im weiteren Verlauf die Basis für zwei Evaluierungen des Kodexes darstellte. Zugleich wurden die Sitzungen der Arbeitsgruppen dazu genutzt, bestehende Umsetzungsschwierigkeiten zu diskutieren und ‚Best Practice’-Beispiele auszutauschen. Auf dieser Grundlage wurde eine Handreichung geplant und umgesetzt. Eine weitere Unterarbeitsgruppe erklärte sich verantwortlich für die Erarbeitung eines konsensfähigen Beschwerdemechanismus. Konkrete Herausforderungen, die in der zweijährigen Probezeit diskutiert wurden, waren beispielsweise ‚Best Practice’-Vorbilder für die Vermeidung von Interessenkonflikten zwischen einzelnen Organisationsorganen, die Institutionalisierung einer Ombudsperson, die Erhaltung eines lesbaren und angemessenen Jahresberichts, der gleichzeitig alle relevanten Informationen enthalten sollte, die Definition eines „angemessenen Fundraisingbudgets“, die angemessene Darstellung von Organisationsherausforderungen, die öffentliche Darstellung von Vergütung und angemessene Instrumente der Planung, Steuerung und Kontrolle. Die Evaluierungen zeigten, dass deutliche Fortschritte in Bezug auf die Organisationsführung und die Kommunikation gemacht werden konnten. So hatten nach Ablauf der zwei Jahre alle großen Organisationen ein unabhängiges Aufsichtsgremium oder befanden sich in einem Prozess, ein solches zu gründen. Auch viele mittlere Organisatio-



nen beschäftigten sich mit der Frage. Einige gründeten ein Aufsichtsgremium, obwohl dies für sie nicht verbindlich gefordert wurde. Insbesondere die Umsetzung der Prinzipien im Bereich „Wirkungsorientiertes Arbeiten“ befand und befindet sich auch jetzt noch bei vielen Organisationen im Aufbau. Diskussionsbedarf gab es vor allem bei der geforderten transparenten Information über Fundraisinginstrumente sowie bei der Herausgabe von Informationen über die Zusammenarbeit mit freien Beratern. Trotz ausdauernder Diskussionen und anfänglicher Bedenken erwiesen sich aber fast alle Prinzipien und Standards als praxistauglich. Insbesondere solche Prinzipien, die anfänglich als schwer umsetzbar kritisiert wurden, stellten sich im Laufe des Prozesses als gute Arbeitshilfen dar. Dennoch zeigten die Evaluierungen auch, dass eine nicht unerhebliche Anzahl von Standards noch nicht vollständig umgesetzt werden konnte. Als Herausforderung erwies sich auch die nachlassende Teilnahme von VENRO-Mitgliedern am Prozess nach der Verabschiedung. Beteiligte sich an der Erstellung noch eine Zweidrittelmehrheit, so nahm an den Evaluierungen und den Arbeitsgruppensitzungen in den darauffolgenden Jahren nur ein kleiner Teil der VENRO-Mitglieder teil. 2009 waren es immerhin noch 33 Organisationen, 2010 nur noch 18 Organisationen. Dabei lassen sich große Unterschiede zwischen den größeren und kleineren Mitgliedsorganisationen erkennen: An den Evaluierungen beteiligten sich jeweils 90 Prozent der großen VENRO-Mitglieder (Gesamtetat über zehn Millionen Euro im Jahr), aber nur fünf Prozent der mittleren und kleinen Mitglieder. Das nachlassende Interesse an dem Prozess bei den kleinen Mitgliedern lässt sich nicht nur mit den mangelnden Personalkapazitäten erklären. Es hängt, nach Analyse der zuständigen Arbeitsgruppe, auch











eng mit dem noch geringen Bekanntheitsgrad des Kodexes und dem damit nachlassenden öffentlichen Druck zusammen: Die wenigsten VENRO-Mitglieder haben den Kodex auf der eigenen Webseite stehen, kaum eine Fachzeitschrift diskutierte den Kodex und persönliche Gespräche zeigten, dass er außerhalb der VENRO-Mitgliedschaft kaum bekannt ist. Die Unterarbeitsgruppe „Schlichtungsstelle und Sanktionsmechanismen“ empfahl der VENRO-Mitgliederversammlung, ein geplantes Beschwerdeverfahren für Verstöße gegen den Kodex einzurichten. Dieses sollte aber, anders als in der ersten Vorlage, nicht Bestandteil des VEN-



„



Organ der Selbstkontrolle



“



RO-Verhaltenskodexes sein und für alle Kodizes gelten. Konkret wurde vorgeschlagen, die Geschäftsordnung der bestehenden VENRO-Schlichtungsstelle so zu ändern, dass ein eindeutiges, faires und transparentes Beschwerdeverfahren allen Mitgliedern zur Verfügung stünde. Zudem empfahl die Gruppe der Mitgliederversammlung, die „Schlichtungsstelle“ in „Schiedsstelle“ umzubenennen, da dieser Stelle im Falle einer gescheiterten Schlichtung die Aufgabe zufallen sollte einzuschätzen, ob Verstöße gegen den VENRO-Verhaltenskodex vorliegen und wie schwer diese zu bewerten sind. Ein Anrecht auf Anrufung der Schiedsstelle haben nur VENRO-Mitglieder. Die Gruppe distanzierte sich davon, auch Nichtmitgliedern oder der allgemeinen Öffentlichkeit ein solches Recht einzuräumen. Sollte



ein Fall ohne Zutun eines VENRO-Mitglieds an die Öffentlichkeit gelangen, so ist es dem VENRO-Vorstand nach eigenem Ermessen überlassen, wie und ob er reagiert. Diese Funktion soll die Organisationen und den Verband auch vor Missbrauch durch die Medien schützen. Laut Geschäftsordnung ist die Schiedsstelle „Organ der Selbstkontrolle“. Ihr kommt die Aufgabe zu, im Hinblick auf Verstöße gegen Verhaltensregeln oder Kodizes, welche die Mitgliederversammlung beschlossen hat, eine Klärung herbeizuführen, zwischen streitenden Parteien eine Lösung zu vermitteln und nach geeigneten Maßnahmen für eine gegebenenfalls notwendige Schadensbegrenzung zu suchen“.4 Der Schiedsstelle kommt auch die Aufgabe zu, dem Vorstand ein Votum über weitere Maßnahmen zu übermitteln. Der Vorstand kann dann mit dem beschuldigten Mitglied nach einer Lösung suchen oder – bei „schweren Verstößen“ – der Mitgliederversammlung „den Ausschluss des Mitglieds vorschlagen und darüber abstimmen lassen“.5 Ob es sich um einen schweren oder leichten Verstoß handelt, wird der Beurteilung der Schiedsstelle und des Vorstandes überlassen. Sowohl die Geschäftsordnung als auch der VENRO-Verhaltenskodex weisen aber immer wieder auf den Lern- und Prozesscharakter aller Dokumente hin. Inhaltlich hatte der Kodex nach diesen zwei Umsetzungsjahren seine erste Prüfung bestanden: So berichteten alle AG-Mitglieder von positiven Veränderungen, die in ihren Organisationen aufgrund des Kodexes ausgelöst wurden. Viele Veränderungen befinden sich auch jetzt noch im Prozess. Eine Formulierung von Anpassungsempfehlungen konnte in der AG zur Mitgliederversammlung 2010 einvernehmlich vorgenommen werden. Dabei wurde der Kodex bei der endgültigen Verabschiedung kaum verändert. Hinzugekommen ist die Ausbuchstabierung des internen



Beschwerdeverfahrens, welches sowohl Rechtssicherheit für die Mitglieder als auch eine Handhabe für den Umgang mit groben Verstößen gegen den VENRO-Verhaltenskodex bieten soll. Einordnung in die aktuelle Debatte zu Transparenz Die AG „Verhaltenskodex“ hatte mit der Mitgliederversammlung 2010 ihr Mandat erfüllt. Zur selben Zeit hat sich auch das Verbandsumfeld geändert: Neu entstehende Transparenzinitiativen drängen NRO vermehrt, bestimmte Informationen offen zu legen (zum Beispiel Phineo und Initiative Transparente Zivilgesellschaft). Internationale Kampagnen machen Druck auf die Geberländer, damit diese selbst transparenter aufzeigen, wie es um die Verwaltung der Projekte und Mittel steht, und verschärfte nationale Gesetze formulieren, nach denen auch die Zivilgesellschaft sich diesen Standards unterwerfen soll (zum Beispiel OpenAid und Financial Action Task Force on Money Laundering FATF). Das Web 2.0 verstärkt den Trend, da das Tool Web 2.0 an sich geradezu auf Offenlegung und Informationszugang ausgerichtet ist (zum Beispiel CharityWatch und betterplace). Nicht zu vergessen die bereits seit längerem bestehenden „Transparenzhüter“, deren Einfluss sich in den kommenden Jahren voraussichtlich noch vergrößern wird (DZI und PricewaterhouseCoopers PwC). Diese Initiativen treten an den Verband und seine Mitglieder heran, um ihre Arbeit zu bewerten, mit ihnen zusammenzuarbeiten, sie zu kontrollieren oder ihnen Leistungen und Dienste anzubieten. Viele der Initiativen haben 4 Geschäftsordnung der VENRO-Schiedsstelle vom 16. Dezember 2010, §1. 5 ebenda, §7.



bereits jetzt einen Beitrag zur Verbesserung der NRO-Arbeit leisten können. Aber einige verbreiten auch, zum Teil aus Unwissen oder Unverständnis, schädliche und falsche Informationen. In diesem Umfeld war es ein Anliegen des Verbandes, die Arbeit zum Verhaltenskodex nicht abzuschließen, sondern weiter voranzutreiben. Für die kommenden zwei Jahre hat die Arbeitsgruppe daher ihr Mandat verlängert und ausgeweitet. Die Evaluierungen haben gezeigt, dass insbesondere bei kleinen und mittleren Organisationen noch Handlungsbedarf besteht. Die Begleitung der weiteren Umsetzung soll sich daher in den kommenden Jahren speziell auf diese Organisationen ausrichten. Zugleich setzt sich die Arbeitsgruppe intensiv mit den anderen „Transparenzinitiativen und Spendendienstleistern“ auseinander und wirbt in diesem Umfeld für die NRO eigenen Standards. Eine vergleichende und bewertende Webseite aller Transparenzinitiativen ist geplant. Damit verfolgt VENRO das Ziel, für die Mitglieder und andere Spenden sammelnde Organisationen eine Übersicht zu erstellen und Empfehlungen auszusprechen, sich an den für sie passenden Angeboten zu beteiligen oder nicht zu beteiligen. De facto gibt es sehr unterschiedliche Transparenzarten. Nicht alle, wie beispielsweise das DZI-Spendensiegel oder die Grundsätze des Spendenrates und auch der VENRO-Verhaltenskodex konzentrieren sich zudem allein auf das Thema Transparenz. Weitere wichtige Themen sind Organisationsführung (insbesondere DZI und VENRO) und Wirksamkeit (insbesondere Phineo und Social Reporting Standards).











Welche Bedeutung kann in diesem Zusammenhang noch eine selbstregulierte Transparenz, wie der VENROVerhaltenskodex sie anstrebt, haben? Alle genannten Transparenzprojekte verfolgen zwei Zielrichtungen: eine externe (öffentliche Vergleichbarkeit, „Qualitätsgarantie“ für den Spender) und eine interne (Weiterentwicklung der Organisation, Organisationslernen). Das Interesse einer Organisation an einem Siegel oder an einem Preis ist vor allem ein externes: Das Siegel soll das Vertrauen der Öffentlichkeit in die eigene Arbeit stärken. Durch die externe Kontrolle muss der Spender sich nicht einmal inhaltlich mit den zugrundeliegenden Prinzipien und Standards auseinandersetzen. Ein Siegel vermittelt „Sicherheit auf einen Blick“. Anders verhält es sich mit Selbstverpflichtungen oder der Darstellungen von Informationen auf der eigenen Webseite (direkte Transparenz). Im Gegensatz zur geprüften Transparenz wird eine Selbstverpflichtung nicht erst nach ihrer Erstellung unterschrieben (beziehungsweise beantragt), sondern in einem gemeinsamen Aushandlungsprozess verabschiedet. So findet bereits im Vorfeld ein organisationsinterner Lernprozesses statt. Der VENROVerhaltenskodex ist deshalb ein Instrument zum Erlernen von Transparenz und Organisationsführung sowohl für die Organisation als auch für den Spender. Im Gegensatz zur externen Siegelvergabe garantiert es aber eine Identifikation mit den zugrundeliegenden Standards und eine Nachhaltigkeit der angestrebten Veränderungsprozesse. Aus unserer Sicht ergänzen sich die verschiedenen Transparenzarten: der Spender, der sich ernsthaft mit der Frage auseinandersetzen will, welches für ihn die beste Organisation ist, wird ganz sicher fündig, es wird aber von ihm auch ein gewisses Eigenengagement verlangt. Zugleich hel-



fen Selbstverpflichtungen und manchmal auch öffentlicher Druck, den Prozess der Selbstreflexion nie aus den Augen zu verlieren und sich stetig für eine Verbesserung der eigenen Arbeit einzusetzen. Gerade in Bezug auf den letzten Punkt ist dem Verband mit dem VENRO-Verhaltenskodex ein einmaliger Prozess gelungen. Der Kodex ist von seiner inhaltlichen Dichte und seinem Anspruch her ein international herausragendes Dokument. Dennoch stellen Transparenz und Organisationsführung bleibende Aufgaben dar.
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Entwicklungspolitik beginnt zu Hause Die Inlandsarbeit des Verbandes Dr. jur. KAMBIZ GHAWAMI



Kongress Bildung 21 im September 2000 in Bonn, Dr. Ulla Mikota und Dr. Kambiz Ghawami



„Wenn wir einen Dachverband gründen, so ist es doch selbstverständlich, dass wir uns auch um die Inlandsarbeit kümmern und uns als Lobbyverband gegenüber der Regierung positionieren müssen. Genauso wichtig sollte es für uns sein, durch unsere Bildungsarbeit einen Beitrag dazu zu leisten, dass die Akzeptanz bei den Menschen für Veränderungs-



prozesse in Deutschland erhöht wird, da es nur durch Veränderungen bei uns eine Entwicklungschance im Süden geben kann,“ so lautete die einhellige Meinung bereits auf der Gründungsveranstaltung von VENRO im Dezember 1995. Entwicklungspolitische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit gehört traditionell zum Grundbestand der



Aktivitäten entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen (NRO). Nicht zuletzt die Erfahrungen mit der ARD-Kampagne „Eine Welt für Alle“ aus dem Jahre 1990, die von Mitgliedsorganisationen des Bensheimer Kreises1 und anderen NRO gemeinsam mit dem damaligen NDR-Direktor Rolf Seelmann-Eggebert durchgeführt wurde, hatten gezeigt, dass eine so breite Berichterstattung in den Medien – (in dieser Form bis heute leider einmalig) – durch eine intensive Begleitung in Schulen und außerschulischen Bildungseinrichtungen flankiert werden muss. Dies führte unter anderem zu der Idee, einen bundesweiten Bildungskongress durchzuführen, der 1990 zum Thema „Der Nord-Süd-Konflikt – Bildungsauftrag für die Zukunft“ in Köln stattfand.2 Über 600 Teilnehmer aus West- und Ostdeutschland – (der Kongress fand unmittelbar vor der Deutschen Wiedervereinigung statt) – diskutierten nicht nur den aktuellen Stand der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit, sondern richteten einen Neun-Punkte-Forderungskatalog an Bund und Länder zu Reform und Ausbau der entwicklungsbezogenen Bildungsarbeit als Teil einer globalen Strukturpolitik. Aber auch eine Selbstverpflichtung an die im Bildungswesen Tätigen wurde in sieben Punkten festgeschrieben. Aufbauend auf diesen Grundlagen war es daher fast schon eine Selbstverständlichkeit, dass bei der



Gründung von VENRO im Rahmen des Fachbereichs Nord eine Arbeitsgruppe (AG Bildung) zu den Themenfeldern Entwicklungspolitische Bildungsarbeit, Bewusstseinsbildung, Medienarbeit, Spendenwesen und -werbung eingerichtet wurde. In den ersten Jahren ging es dieser Arbeitsgruppe um einen organisierten Erfahrungsaustausch der Bildungsreferentinnen und -referenten der VENRO-Mitgliedsorganisationen untereinander sowie um die Argumentationsentwicklung zu dem Spannungsfeld „Bildungsarbeit“ und „Öffentlichkeitsarbeit und Spendenwerbung“ – bis heute ein Spagat. Aber auch die Förderung des Aufbaus von entwicklungspolitischen Landesnetzwerken in Bundesländern, in denen es sie noch nicht gab,3 und die Strukturförderung der Landesnetzwerke standen von Anbeginn auf der Agenda der AG Bildung. Dies führte bereits 1997 zu einer entsprechenden Initiative des VENRO-Vorstandes gegenüber dem Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ). Thematischer Schwerpunkt der AG Bildung war in den Anfangsjahren auch die Diskussion über die Empfehlung der Kultusministerkonferenz (KMK) „Dritte Welt“ aus dem Jahre 1988 und die Notwendigkeit, diese durch eine grundlegend neue Empfehlung zu ersetzen. Gespräche hierzu wurden unter anderem mit den für die Entwicklungszusammenarbeit zuständigen Regierungsstellen



1 1976 in Bensheim als Gesprächskreis gegründeter Zusammenschluss von entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisationen; eine von mehreren Vorläuferorganisationen von VENRO. Siehe auch Ludger Reuke, George Arickal und Rosi Gollmann: „Die Vielfalt spricht mit einer Stimme: Zwanzig Jahre „Bensheimer Kreis“ (1976-1996)“ Karl Kübel Stiftung 1996, (ISBN 3-9800703-1-X). 2 „Der Nord-Süd-Konflikt – Bildungsauftrag für die Zukunft“, Dokumentation des Kongresse vom 29.9.–1.10.1990 in Köln, veranstaltet vom World University Service (WUS) in Zusammenarbeit mit der deutschen Stiftung für internationale Entwicklung (DSE), dem NRO-Projekt „Eine Welt für alle“, mit Unterstützung des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) und der Wirtschafts- und Kultusministerien der Bundesländern, herausgegeben vom World University Service (WUS), (ISBN 3-922845-15-0). 3 Zum Beispiel in Bayern, Bremen, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Thüringen.
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Teilnehmer des NRO-Kongresses „Global Learning, Weltwärts and Beyond“ im Jahr 200.



der Bundesländer geführt, hier insbesondere mit dem Vorsitzenden der AG Bildung des Bund-Länder-Ausschusses, Herrn Gunther Hilliges, Leiter des Bremer Landesamtes für Entwicklungszusammenarbeit, und der KMK. Diese Gespräche führten zu der Idee, zehn Jahre nach dem ersten Bildungskongress eine Folgekonferenz zu veranstalten. Diese fand im Jahr 2000 in Bonn unter dem Titel statt: „Bildung 21 – Lernen für eine gerechte und zukunftsfähige Entwicklung“. Die AG Bildung war seitens des VENRO-Vorstandes mit der Vorbereitung des Kongresses beauftragt worden. Als Kooperationspartner konnte der World University Service (WUS) gewonnen werden. Das BMZ und die 16 Bundesländer beteiligten sich – wie bereits 1990 – hälftig an der Finanzierung des Kongresses und erstmalig gelang eine gemeinsame inhaltliche Trägerschaft zwischen staatlichen Stellen (BMZ und Länder) und der Zivilgesellschaft (VENRO).4 In der Abschlusserklärung forderten die über 700 Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Kongresses, dass „die Bildung von gestern den Aufgaben von morgen nicht mehr gewachsen ist und wir daher keine Bildungsoffensive brauchen, sondern vor allem eine Bildungswende“. Sie folgten damit Überlegungen des langjährigen Sprechers der AG Bildung, Dr. Klaus Seitz. Die Erklärung dieses Bildungskongresses war für die AG Bildung Grundlage und Fahrplan für die weitere Arbeit und die damit einhergehende Umsetzung des politischen Forderungskatalogs. Darauf aufbauend verabschiedete die Arbeitsgruppe auch das VENRO-Arbeitspapier „Globales Lernen als Aufgabe und Handlungsfeld entwicklungspolitischer Nichtregierungsorganisationen. Grundsätze, Probleme und Perspektiven der Bildungsarbeit des VENRO und seiner Mitgliedsorganisationen“.5



Die AG Bildung sah in der Folge auch eine große Chance, dass durch die UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ (BNE 2004-2014) die Diskrepanz zwischen „Umweltbildung“ und „Entwicklungsbezogener Bildung“ überwunden und die Themenfelder auch in Deutschland als „Globales Lernen“ zusammengeführt werden könnten. Jedoch erwies sich die Ausgangslage als sehr kontrovers und es bedurfte und bedarf erheblicher Überzeugungsarbeit sowohl der Pädagogen unter- und miteinander als auch der beteiligten Ministerien (BMZ – BMBF – BMU), um eine größere Kohärenz des Regierungshandelns zu erreichen. Zwar wurde VENRO mit einem Vertreter in das Nationalkomitee der UN-Dekade berufen, aber bei deren Umsetzung steht in Deutschland nach wie vor die Umweltbildung stärker im Vordergrund. Wie breit und vielfältig das Angebot der VENRO-Mitgliedsorganisationen ist, zeigt das von VENRO in das Nationalkomitee eingebrachte Diskussionspapier „Kurs auf eine nachhaltige Entwicklung – Lernen für eine zukunftsfähige Welt“.6 Auch das erstmalig 2007/2008 aufgelegte VENRO-Jahrbuch „Globales Lernen“ dokumentierte die Breite der NRO-Angebote im Kontext des Globalen Lernens.7 Als die UNESCO die Einladung der Bundesregierung annahm, die Halbzeitkonferenz der UN-Dekade BNE 2009 in Bonn durchzuführen, entschloss sich die



AG Bildung dazu, diese durch eine vorgelagerte internationale NRO-Konferenz zu begleiten. VENRO wollte damit die Sichtweise der Zivilgesellschaft aus Afrika, Asien, Lateinamerika und Europa zur Halbzeit der UN-Dekade sicht- und hörbar machen und lud, dank einer BMZFinanzierung, 175 Vertreterinnen und Vertreter von 121 Nichtregierungsorganisationen aus 51 Staaten nach Bonn



„



Going beyond weltwärts – Ansätze für eine erfolgreiche Integration des Globalen Lernens und eines Reverse-Programmes



“



ein. In Form von NRO-Schattenberichten gelang es, den Stand der Umsetzung der UN-Dekade in den 51 Staaten aus NRO-Sicht zu dokumentieren und in einer Sechs-PunkteAbschlusserklärung8 die Anliegen der NRO den Regierungsvertretern der UNESCO-Halbzeitkonferenz mit auf den Weg zu geben. Und in der Tat finden sich wesentliche



 Dokumentation „Bildung 2 – Lernen für eine gerechte und zukunftsfähige Entwicklung“, veranstaltet von VENRO in Zusammenarbeit mit dem BMZ, den Kultusministerien der Länder und den für Entwicklungszusammenarbeit zuständigen Ressorts der Landesregierungen, Kooperationspartner World University Service (WUS), zu beziehen bei VENRO.  VENRO-Arbeitspapier Nr. 0, Dezember 2000 , zu beziehen bei VENRO.  VENRO-Arbeitspapier Nr.  „Kurs auf eine nachhaltige Entwicklung – Lernen für eine zukunftsfähige Welt“, 200, zu beziehen bei VENRO.  Jahrbuch Globales Lernen 200/2008, herausgegeben von VENRO, (vergiffen). 8 Global Learning, weltwärts and beyond“, herausgegeben von VENRO, World University Service (WUS), 200. (ISBN: 8-3-228--).
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Punkte der Abschlusserklärung des VENRO-Kongresses auch im Abschlussdokument der Regierungskonferenz wieder. Zur Vorbereitung der Halbzeitkonferenz verfasste die AG Bildung das VENRO-Diskussionspapier „Halbzeit der UN-Dekade ‚Bildung für nachhaltige Entwicklung“9 mit zehn Kernforderungen an den Bund und die Länder sowie an NRO, das heißt auch an die VENRO-Mitglieder. Kurz nach Weihnachten 2006 kündigte Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul überraschend die Gründung eines entwicklungspolitischen Freiwilligendienstes für 10.000 junge Menschen an. Noch im Herbst 2006 hatte es geheißen, dass die Bundeskanzlerin auf dem G8-Gipfel in Heiligendamm im Sommer 2007 ein internationales Freiwilligenprogramm als Teil eines umfassenden Programms zu Gunsten von Entwicklungsländern vorstellen wolle. Nun war ihr Bundesministerin Wieczorek-Zeul zuvorgekommen und überraschte nicht nur ihre eigenen BMZ-Mitarbeiter sondern auch die VENRO-Mitgliedsorganisationen. Nachdem absehbar war, dass das BMZ zwar das Gespräch mit zivilgesellschaftlichen Kräften zur Entwicklung des Programms suchte, aber deren Empfehlungen in der Konzeption wohl nicht berücksichtigte, erstellte VENRO ein Zehn-PunktePapier. Darin trat der Verband für eine Entlastung der Südpartner, die Unterstützung kleiner Nord-Süd-Initiativen, klare Qualitätsstandards, Integrationsmaßnahmen für Rückkehrer, einen inländischen Freiwilligendienst und ein Reverse-Programm ein. Bis heute sind die wesentlichen VENRO-Forderungen zum Freiwilligendienst



„weltwärts“ des BMZ nicht aufgegriffen worden, obwohl es der Anspruch des BMZ war, ein Freiwilligenprogramm in Kooperation mit der Zivilgesellschaft zu entwickeln und durchzuführen. Trotz des Widerspruchs zwischen Anspruch und Wirklichkeit, der auch auf den bisherigen Sitzungen des „weltwärts“-Beirates offen zutage traten, hat VENRO mit der Vorlage des Diskussionspapiers „Going beyond weltwärts – Ansätze für eine erfolgreiche Integration des Globalen Lernens und eines Reverse-Programmes in entwicklungspolitischen Freiwilligendiensten“ aufgezeigt, wie ein gesellschaftlicher Mehrwert durch „weltwärts“ erreicht werden kann. Als in den 1980iger Jahren das BMZ plante, die Mittelbewirtschaftung für NRO-Auslandsprojekte an die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) auszulagern, hatte sich der Bensheimer Kreis erfolgreich dafür eingesetzt, dass diese Aufgabe aus ordnungspolitischen Grundsätzen keinem Träger übergeben werden sollte, der auch aktiver Akteur in der Auslandsarbeit ist. Stattdessen gelang es, die „Beratungsstelle für private Träger in der Entwicklungszusammenarbeit“ (bengo) zu schaffen, die beim Paritätischen Wohlfahrtsverband als neutralem Träger und „Treuhänder“ angesiedelt wurde. 2010 gelang es VENRO nicht, diesen ordnungspolitischen Gedanken bei der Auslagerung der Inlandsförderung des BMZ durchzusetzen, so dass nun das BMZ eine neue staatliche Institution (Servicestelle für bürgerschaftliches und kommunales Engagement) gründen wird. Trotz gut gemeinter Vereinbarungen und Zusicherungen



9 VENRO-Diskussionspapier „Halbzeit der UN-Dekade „Bildung für nachhaltige Entwicklung“, 2009, zu beziehen bei VENRO. 10 VENRO-Diskussionspapier 2/2009 „Going beyond weltwärts“ – Ansätze für eine erfolgreiche Integration des Globablen Lernens und eines Reverse-Programme in entwicklungspolitischen Freiwilligendiensten“, zu beziehen bei VENRO.



seitens der BMZ-Leitung gab und gibt es immer noch seit 2002 strukturell angelegte Reibungsverluste mit staatlichen Einrichtungen, die einerseits Akteur sind und andererseits „Treuhänder“, wie es bis Ende 2010 im Rahmen der entwicklungspolitischen Bildungsarbeit in Deutschland mit InWEnt der Fall gewesen war. Dies wird sich nun auch in der vom BMZ festgelegten hundertprozentig staatlichen Trägerschaft der neuen Servicestelle fortsetzen, wenn es nicht gelingt, diese strukturell angelegten Reibungsverluste durch effektive zivilgesellschaftliche Mitbestimmung auszugleichen. Die von VENRO entwickelte Idee einer „Stiftung Inlandsarbeit“ wurde trotz guter Argumente und intensiver Bemühungen des Vorstandes zur Einwerbung des notwendigen Stiftungskapitals wegen der Zurückhaltung sowohl des BMZ als auch einiger VENRO-Mitgliedsorganisationen nach über fünfjähriger Befassung aufgegeben. Auf europäischer Ebene hat die AG Bildung sowohl eng mit dem Development Education Forum von CONCORD (European NGO Confederation for Relief and Development) als auch mit dem Nord-Süd-Zentrum des Europarates in Lissabon zusammengearbeitet. Auf Einladung von VENRO fand die Summer School „Entwicklung und Sport“ des Development Education Forum im Vorfeld der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland statt. Wenn im Jahre 2026 abermals eine Chronik zum 30jährigen Jubiläum von VENRO erscheinen sollte, wird (hoffentlich) zu lesen sein, dass die Inlandsarbeit der NRO und des Verbandes weitere wichtige Beiträge zum Bewusstseinswandel in Deutschland, zu mehr Gerechtigkeit, Solidarität und Teilhabe und somit auch zu einem Umdenken im Verhältnis zwischen Nord und Süd geleistet hat.







Kongress „Bildung 21“ im Jahr 2000
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Zivilgesellschaft als Global Player1 VENRO auf dem Parkett globaler Strukturpolitik Dr. GEORG STOLL



„So, you are a protester.“ Der Grenzpolizist am Flughafen im kanadischen Calgary schaute abwechselnd in meinen Pass und in mein Gesicht. Der Klang seiner Stimme war nicht frei von Zweifeln. Unter einem „protester“ stellte er sich offenbar etwas anderes vor. Andererseits saß seinen Chefs, den Sicherheitsverantwortlichen der einladenden Regierung des G7/8-Gipfels 2002, noch der Schrecken von den Tumulten drei Jahre zuvor in Genua in den Gliedern.2 Damals waren Proteste von „Globalisierungsgegnern“ beim Gipfel zu gewalttätigen Auseinandersetzungen eskaliert. Die Polizei hatte Demonstranten durch die Straßen gejagt, ein Jugendlicher war ums Leben gekommen. Dass ich – nach penibler Gepäckkontrolle – doch noch durchgelassen wurde, hatte ich vielleicht auch dem Umstand zu verdanken, dass ich als Aufenthaltsort eine Ordensgemeinschaft in der Stadt angeben konnte. Die Szene ist bezeichnend für die große Verhaltensunsicherheit, mit der die Politik der relativ neuen Spezies der Nichtregierungsorganisationen (NRO) begegnete und – teilweise noch immer begegnet –, die sich zunehmend in „ihre“ Angelegenheiten einmischte. „NichtRegierungs-Organisation“ – das ist ja schon die Begriff gewordene Antithese zu den Regierenden, die es in G7/8, Weltbank, Internationalem Währungsfond (IWF), Pariser



Club, World Trade Organization (WTO), Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und so weiter Jahrzehnte lang gewohnt waren, diskret unter ihresgleichen zu debattieren, zu verhandeln und dann Entscheidungen zu treffen, die anschließend von den Medien veröffentlicht und kommentiert wurden. Dass Menschen, die keine Mandatsträger, keine Journalisten und nicht einmal Wissenschaftler sind, allein unter Berufung auf ihren Status als Bürgerin und Bürger bei Fragen der hohen Politik mitreden wollen, zu Themen wie der Verschuldung von Entwicklungsländern, der Verwendung von Landminen oder Handelsabkommen, das war auch einige Jahre nach der Gründung von VENRO für viele noch gewöhnungsbedürftig. Und dass diese Verwischung der Grenzen zwischen Regierenden und Regierten eigentlich nicht vorgesehen war, wird auch daran deutlich, dass NRO-Vertreterinnen und -Vertreter sich bis vor einigen Jahren nur mit einem Trick Zutritt zu den Frühjahrsund Jahrestagungen von Weltbank und IWF verschaffen konnten: indem sie sich einen Presseausweis besorgten. Inzwischen hat sich einiges geändert. Bei den Tagungen der Bretton-Woods-Institutionen werden NROVertreterinnen und -Vertreter heute einige Wochen vorher per E-Mail an ihre Online-Akkreditierung erinnert.



1 Ich danke Klaus Wardenbach für die kritische Durchsicht und hilfreiche Kommentierung dieses Beitrags. 2 Da die G7-Staatengruppe sich nur schrittweise und partiell (unter weitgehendem Ausschluss von Finanzthemen) für Russland öffnete, ist im Folgenden je nach Kontext von G7/8 oder nur von G7 die Rede.



Während der Tagungen selbst gibt es ein großes Angebot von Veranstaltungen, die NRO zum Teil gemeinsam mit Regierungsdelegationen oder Vertretern von Weltbank und IWF durchführen. Auch die Transparenz und der Zugang zu Informationen ist, unter Zuhilfenahme der technischen Möglichkeiten, insbesondere des Internets, erheblich besser als noch vor zehn Jahren. Eigene Kontaktstellen und Veröffentlichungen pflegen den Umgang mit NRO. Die Weltbank hat seit ein paar Jahren ein Büro in Berlin, von dem aus sie VENRO gezielt Kontakte anbietet oder auf Konsultationen hinweist. Ohne die ständige Nachfrage zivilgesellschaftlicher Organisationen und Verbände wie VENRO wäre es allerdings wohl kaum zu diesen Veränderungen im Kommunikationsstil gekommen – wobei derzeit noch offen bleiben muss, ob damit auch inhaltlich schon eine größere Offenheit für die Anliegen zivilgesellschaftlicher Gruppen erreicht wurde. NRO werden wachsam bleiben müssen, wie ernsthaft der Dialog im Einzelnen gemeint ist, oder ob die Inszenierung im Vordergrund steht – eine Versuchung, der gegenüber sie im Übrigen ja auch nicht immer immun sind. Demokratisierung in globalem Maßstab Für den neuen Dachverband VENRO war von Anfang an klar, dass die schöne neue Welt der beschleunigten Globalisierung neben all ihren Verheißungen auch jede Menge Probleme – insbesondere für Entwicklungsländer mit sich bringt und dass diese Probleme mit den überkommenen Mitteln internationaler Politik nicht angemessen behandelt werden können. Dass die Reichen und Mächtigen in G7/8, Weltbank, IWF und WTO über das Schicksal von Millionen armer Menschen in



Entwicklungsländern entscheiden, ohne dass diese sich einbringen können, wurde und wird als elementares demokratisches Defizit der herrschenden Welt(un)ordnung empfunden. Die Politikerinnen und Politiker der „Geberländer“, die ansonsten gerne die Bedeutung „guter Regierungsführung“ (in „Empfängerländern“) betonen, scheinen von einer eigenartigen Sehschwäche und Lähmung erfasst, wenn es um diesen Mangel bei der globalen Regierungsführung geht. Solange die Probleme sich nicht im eigenen Land zuspitzen (etwa durch Migration, Terrorismus oder die Finanzmarktkrise), sehen sie keinen wirklichen Handlungsbedarf zur Weiterentwicklung der politischen Strukturen. So hat bislang erst die Pädagogik der Katastrophen zu markanteren Schritten geführt, etwa der politischen Aufwertung der G20Staatengruppe als Reaktion auf die sich global ausbreitende Finanzkrise. Welchen Anteil zumindest bei der Vorbereitung solcher politischen Entscheidungen die Kritik spielt, die über Jahre hinweg von der Zivilgesellschaft etwa an der mangelnden Legitimität der G7/8 vorgebracht wurde, ist nur schwer auszumachen. Das gilt auch deshalb, weil die Beobachtung und Kommentierung von Politik durch zivilgesellschaftliche Organisationen nicht mehr aus der öffentlichen Debatte wegzudenken ist. In Deutschland ist VENRO ein Teil dieser sich verändernden politischen Kultur. Die Gründung des Verbandes fällt in die Zeit der ersten großen, global ausgerichteten politischen „Kampagnen“ der Zivilgesellschaft seit der Friedensbewegung: des weltweiten Marsches gegen Kinderarbeit, der Landminen-Kampagne und der Erlassjahr-Bewegung, die sich für einen weitgehenden Schuldenerlass und eine Änderung der internationalen Regeln bei der Verschuldung











Dr. Werner-Schuster-Symposium 2008 in Bonn, Ulrike Herrmann (taz), Joel Nsengiyaremye (Pax Christi) und Prof. Dr. Peter Molt



von Staaten einsetzt. Das entwicklungspolitische Mandat, das VENRO für sich in Anspruch nimmt, war von Anfang an international und zivilgesellschaftlich ausgerichtet. Zivilgesellschaftlich, weil man sich natürlich nicht an die Stelle der Abgeordneten, Regierungsvertreterinnen und -vertreter und Ministerialbeamtinnen und -beamten setzen wollte wohl aber die inhaltliche Auseinandersetzung mit ihnen auch zwischen den Wahlkämpfen suchte. International, weil Entwicklungspolitik gerade nicht als nationale Almosenvergabe verstanden wird, sondern als globale Struktur- und Ordnungspolitik. Dieses Verständnis und dieser Anspruch erfuhren nach der Bundestagswahl von 1998 in Deutschland auch offizielle Unterstützung. Die neue rot-grüne Bundesregierung und insbesondere die neue Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul suchten



von Anfang an den Dialog mit der Zivilgesellschaft und leiteten auch einen programmatischen Wechsel eben im Sinne einer globalen Strukturpolitik ein, der die Entwicklungspolitik aus ihrer Ressortnische von Entwicklungshilfe herausführen und im Interesse einer kohärenten Gesamtpolitik als Querschnittsaufgabe etablieren sollte. Unabhängig davon, für wie erfolgreich man diese Ausrichtung von Entwicklungspolitik in Inhalt und Stil heute bewertet, hat sie den Politikdialog von VENRO über fast die gesamte Zeit des Bestehens des Verbandes maßgeblich mitgeprägt. Dass bei diesem Selbstverständnis die Auseinandersetzung mit der internationalen Finanzarchitektur zum Kernbestand der Arbeit von VENRO gehörte, bedurfte keiner gesonderten Überzeugungsarbeit. Im Jahre 1997, im zweiten Jahr des Bestehens des Verban-



des, wurde diese Aufgabe in der Arbeitsgruppe „Internationale Finanzinstitutionen“ (AG IFI, seit 2009 Arbeitsgruppe Internationale Finanzarchitektur und Armutsbekämpfung, AG IFA) gebündelt. Seither trifft sich die Gruppe, die mit fünf bis zehn Mitgliedern eher klein ist, mit hoher Kontinuität ungefähr dreimal im Jahr. Dazu kommen weitere Zusammenkünfte zu Veranstaltungen, im Rahmen eines mehr oder weniger regelmäßigen Dialogs mit Vertreterinnen und Vertretern des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und des Bundesministeriums der Finanzen (BMF), mit den jeweiligen deutschen Exekutivdirektorinnen oder -direktoren bei der Weltbank sowie mit den zuständigen Regierungsbeauftragten für Treffen der G7/8- und inzwischen auch der G20-Staatengruppen, der so genannten „Sherpas“. Eine Besonderheit der AG IFA besteht darin, dass von Anfang an auch Nicht-VENRO-Mitglieder in ihr aktiv waren. Diese Zusammenarbeit verlief bislang völlig unkompliziert und wird von allen Beteiligten angesichts der knappen NRO-Ressourcen zu Finanzthemen als Bereicherung erfahren. In ihrer Arbeit zu Finanzthemen haben VENRO und die AG IFA in der Regel einen pragmatischen Weg beschritten: Innerhalb der Arbeitsgruppe versucht man, von Synergieeffekten dadurch zu profitieren, dass die Gruppe sich die Expertise und Kontakte ihrer Mitglieder zu bestimmten Themen zunutze macht, wenn es gilt, Positionen für den Verband zu entwickeln. Innerhalb des Verbandes wird in der Kommunikation zwischen Arbeitsgruppe und Vorstand sowie der Geschäftsstelle auf möglichst kurze und unbürokratische Wege geachtet – wobei sowohl die Rolle des Vorstands als auch



eine gewisse Unabhängigkeit der AG in ihrer Agenda zu wahren sind. Ähnliches gilt für die gelegentliche Zusammenarbeit mit anderen VENRO-Arbeitsgruppen oder -Projekten wie beispielsweise „Poverty Reduction Strategy Paper“ (PRSP)-Watch oder „Deine Stimme gegen Armut“. In externen Kooperationen mit anderen Bündnissen und Verbänden wiederum kann VENRO ebenso pragmatisch entweder eine Leitfunktion übernehmen, etwa bei Themen wie Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA), PRSP (Armutsbekämpfungsstrategien) und Aid Effectiveness, oder aber eher unterstützend und ergänzend tätig werden, wie beispielsweise bei den Themen Entschuldung, Klimafinanzierung oder Finanztransaktionssteuer. Die stärkere Formalisierung der Arbeit der AG-IFA in den letzten Jahren – etwa durch die Erstellung eines Statuts und eine regelmäßige Jahresarbeitsplanung – hat dieser Flexibilität bisher keinen Abbruch getan. Entwicklungsfinanzierung – weit mehr als ODA Thematisch spiegelt die Arbeit der AG die großen Themen der Entwicklungsfinanzierung, die auf der Tagesordnung von G7, (die bei diesem Thema mehr und mehr von der G20 abgelöst wird), Weltbank, IWF und UNO jeweils zur Verhandlung anstanden: Entschuldung (einschließlich Insolvenzordnung und Armutsbekämpfungsstrategien), die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit ODA (die leidige 0,7-Prozent-BNP-Verpflichtung, aber auch immer wieder die Frage, was eigentlich genau als ODA gelten soll), Konditionalitäten (und insgesamt die Rolle von Weltbank und IWF), Innovative Finanzinstrumente (Flugticketabgabe, International Finance Facility,











Devisen- und Finanztransaktionssteuer), Wirkungssteigerung von Entwicklungshilfe (Pariser Erklärung), „Good Governance“, Klimafinanzierung, Steuergerechtigkeit, Reform der internationalen Finanzarchitektur nach der Finanzkrise (Spekulation, Währungssystem, Wachstumsdebatte). Der Verband hat, immer wieder auch in nationalen und internationalen Kooperationen, versucht, solche Debatten aus seiner Perspektive zu beeinflussen. Diese Perspektive war und ist gekennzeichnet durch die Betonung von Transparenz und demokratischer Legitimierung internationaler politischer Prozesse und Institutionen sowie durch das Bemühen, den hier weitgehend abwesenden Menschen aus dem Süden Gehör zu verschaffen. Die Entschuldung von Entwicklungsländern war eines der dominanten Finanzthemen in den ersten Jahren der AG IFI. 1999 hatten die G7-Staaten auf ihrer Gipfelkonferenz in Köln die Erweiterung der Entschuldungsinitiative für hochverschuldete arme Länder (HIPC) verkündet. Ein Jahr später lieferte die Erklärung des Millennium-Gipfels der Vereinten Nationen und die anschließende Formulierung der Millenniumsentwicklungsziele (MDG) eine Grundlage für Bedarfsrechnungen zur Armutsbekämpfung, deren Einbeziehung NRO bei der Festlegung der erforderlichen Entschuldungshöhe forderten. Zur gleichen Zeit sorgte Argentinien mit der Einstellung der Bedienung seiner Staatsschulden für erhebliche Unruhe. Das südamerikanische Land war im Unterschied zu den meisten HIPC-Staaten auch im globalen Maßstab ein Großschuldner. Außerdem zeigte sich hier erstmals eine neue problematische Entwicklung, die sich im Zuge der Ausdehnung und Liberalisierung der internationalen Finanzmärkte angebahnt hatte: das starke Engagement privater Gläubiger außerhalb



des Bankensektors, die hochverzinsliche argentinische Staatspapiere erworben hatten. Diese Situation führte in den Jahren 2002 und 2003 zu einer unerwarteten Belebung der Frage nach einem internationalen Insolvenzverfahren. Die Hauptforderung entwicklungspolitischer NRO war angesichts der schwierigen Einbeziehung einer unüberschaubar gewordenen Vielfalt von Gläubigern mit einem Male auch für den IWF attraktiv geworden – auch wenn dessen Vorschlag Ende 2003 auf Druck der USA und einiger großer Schwellenländer erst einmal wieder in der Schublade verschwand. Mehr Erfolg hatten entwicklungspolitische -NRO mit ihrem ständigen Drängen auf eine Einbeziehung der multilateralen Schulden in das HIPC-Programm. Hatten der IWF und die multilateralen Entwicklungsbanken einschließlich der Weltbank zuvor immer auf ihren bevorzugten Gläubigerstatus gepocht, so führte der G7/8Gipfel im britischen Gleneagles 2005 zu einer überraschenden Wende: Die Staats- und Regierungschefs einigten sich auf eine weitgehende Einbeziehung der Schulden von HIPC-Ländern bei diesen Institutionen in den Schuldenerlass. Mit der Umsetzung dieser Beschlüsse, (VENRO kritisierte dabei die Praxis der Weltbank, die ihren Erlassanteil mit ihrer Entwicklungshilfe verrechnet, so dass die Kosten am Ende bei Entwicklungsländern und bilateralen Gebern hängen bleiben), wurde es langsam stiller um die Schuldenproblematik. Mit der Finanzkrise steht sie allerdings wieder im Scheinwerferlicht der öffentlichen Aufmerksamkeit. Dass der Fokus dabei im Moment vor allem auf den Schuldenproblemen von Industrieländern liegt, darf nicht den Blick dafür verstellen, dass sich auch für Entwicklungsländer wieder bedrohliche Szenarien zusammenbrauen. Nicht nur,



dass etliche von ihnen erneut an den Grenzen der finanziellen Tragfähigkeit ihrer Auslandsverschuldung stehen – es zeichnen sich weitere neue Belastungen ab. So ist noch offen, wie sich China als inzwischen großer Gläubiger bei Zahlungsschwierigkeiten seiner Kreditnehmer verhalten wird. Ebenso ungeklärt ist die Frage, wie die enormen Kosten der Klimawandeladaption sich auf die öffentlichen Haushalte der besonders betroffenen Entwicklungsländer auswirken werden. Die NRO-Forderung nach einer strukturellen Antwort auf das Dilemma von Verschuldung und Armutsbekämpfung jedenfalls ist so aktuell wie eh und je.



„



Instrument dafür war die Datenbank PRSP-Watch, die VENRO mit finanzieller Unterstützung des BMZ und in Kooperation mit dem Institut für Entwicklung und Frieden (INEF) einrichtete, um länderbezogene Dokumente und Informationen zur zivilgesellschaftlichen Beteiligung bei der Erstellung der Armutsbekämpfungsstrategien zu sammeln und zugänglich zu machen. Bei der Frage der Konditionalitäten setzte sich VENRO für mehr politischen Spielraum der Entwicklungsländer und gegen deren Erpressung im Interesse einer einseitig an der Zurückdrängung des Staates orientierten Wirtschaftspolitik ein. Neben der geradlinigen



VENRO thematisierte diesen Skandal im Wahlkampf 2002 öffentlich. Das verärgerte zwar einige auf der Regierungsbank, doch der Trend konnte umgekehrt werden.



Im Zusammenhang mit der Entschuldung von Entwicklungsländern haben sich VENRO und die AG IFI zu zwei weiteren Themen immer wieder eingebracht: den Armutsbekämpfungsstrategien (PRSP) und den Konditionalitäten, das heißt der Verknüpfung von Schuldenerlassen (und Entwicklungshilfe) mit wirtschaftspolitischen Auflagen. Die Armutsbekämpfungsstrategien, die einen integralen Bestandteil der HIPC-Entschuldung bilden, lagen VENRO und vielen Mitgliedsorganisationen deshalb besonders am Herzen, weil sie eine besondere Möglichkeit zivilgesellschaftlicher Beteiligung bieten, die es zu fördern und zu schützen gilt. Ein wichtiges



“



Ablehnung rigider Liberalisierungs- und Privatisierungsauflagen brachte die Auseinandersetzung um Konditionalität allerdings auch Differenzierungen mit sich, die zu Diskussionen in Kreisen entwicklungspolitischer NRO führten. So forderten zahlreiche NRO bei Umweltschutz und Menschenrechten ein stärkeres Engagement sowohl der multilateralen als auch der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit. Hier wurde eine Bindung dieser Themen auch an die finanzielle Zusammenarbeit durchaus befürwortet. Seit mehreren Jahren werden solche Themen ebenso wie die Wirtschaftspolitik unter dem Titel der Good Governance verhandelt. Entwicklungshilfe,











vor allem im Sinne finanzieller Zusammenarbeit, sei demnach nur dann sinnvoll, wenn auf der Empfängerseite diese „gute Regierungsführung“ vorausgesetzt werden könne. Angesichts der Verschwommenheit dieses Begriffs, der leicht missbraucht werden kann, besteht VENRO in der Debatte um Governance-Konditionalitäten auf der Wahrung der entscheidenden Unterschiede: die Einhaltung einer UN-Menschenrechtskonvention hat einen anderen (Selbst-)Verpflichtungsgrad als die Vorgabe der Liberalisierung von Grundversorgungsmärkten. Und konkrete wirtschaftspolitische Vorschriften sind etwas anderes als die Bindung von Kooperation an demokratische Verfahrensstandards. Diese in der Konditionalitätendebatte geschärfte Wahrnehmung kann gegenwärtig auch in den Auseinandersetzungen um das Pro und Contra von Budgetfinanzierung hilfreich sein. Ein Thema mit Dauerkonjunktur war und ist die öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA). Die ersten zehn Jahre des Bestehens von VENRO standen dabei insbesondere unter dem Vorzeichen der auf 1970 zurückreichenden Selbstverpflichtung der Industrieländer, 0,7 Prozent ihres Bruttonationaleinkommens (BNE) für Aufgaben der Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung zu stellen. Die rot-grüne Bundesregierung war in diesem Punkt zur großen Überraschung entwicklungspolitischer NRO zunächst eine herbe Enttäuschung. Nicht nur der BNE-Anteil der Entwicklungshilfe ging in ihrer ersten Legislaturperiode zurück, sondern sogar auch der Anteil des Entwicklungsressorts am Bundeshaushalt. Finanziell stand die Bundesrepublik am niedrigsten Punkt ihres Engagements für Entwicklungszusammenarbeit. VENRO thematisierte diesen Skandal im Wahlkampf 2002 öffentlich. Das verärgerte zwar einige



auf der Regierungsbank, doch der Trend konnte umgekehrt werden. Noch vor der Wahl unterstützte die Bundesregierung im Vorfeld der internationalen Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung im mexikanischen Monterrey eine EU-Regelung, wonach bis 2010 eine Mindestquote von 0,51 Prozent zu erreichen sei. Zuvor hatte die deutsche Seite in den Vorverhandlungen monatelang gebremst. Der Umfang der deutschen Entwicklungshilfe ist dennoch nicht von der Tagesordnung verschwunden. Zum einen gilt es, immer wieder Schein und Sein voneinander zu trennen, wenn die offiziellen Zahlen veröffentlicht werden. Zum anderen drohen im Zuge der Finanzkrise und einer von manchen politischen Kreisen



„



Eine Hauptmotivation für Regierungen, sich mit diesem Thema zu befassen, liegt darin, Lösungen für die Erfüllung ihrer ODA-Quote zu finden.



“



geförderten Fundamentalskepsis gegenüber öffentlicher Entwicklungszusammenarbeit die ODA-Quoten wieder zurückzugehen. Das oben erwähnte 0,51-Prozent-Ziel beispielsweise wurde im Jahr 2010 deutlich verfehlt. Die aktuelle Regierung hält es offenbar nicht einmal mehr für nötig, auch nur den Schein der Erfüllung dieser Selbstverpflichtung aufrecht zu erhalten.







Vorbereitung der Wahlinitiative „0,7 Prozent“ im Jahr 2002



Neuere Entwicklungen Zur Diskussion um die Quantität gesellt sich seit einigen Jahren zunehmend die Frage nach der Qualität von Entwicklungshilfe. Die bereits erwähnten Fragen, ob und wie finanzielle Zusammenarbeit in Beziehung zu „guter“ Regierungsführung stehen kann und ob direkt in den öffentlichen Haushalt von Entwicklungsländern gezahlte Budgethilfe ein gutes Mittel darstellt, gehören in diesen Zusammenhang. Den überwölbenden politischen Prozess in diesem Bereich der Entwicklungsfinanzierung bildet die Pariser Erklärung zur Wirksamkeit von Entwicklungshilfe aus dem Jahr 2005. Das aus dieser Erklärung entwickelte Arbeitsprogramm konzentriert sich auf die Verbesserung der Kooperation von Geberund Empfängerregierungen (einschließlich wechselseitiger Rechenschaftspflicht) sowie auf die Stärkung institutioneller Voraussetzungen (zum Beispiel Rechnungshöfe und parlamentarische Haushaltskontrolle) und politischer Spielräume in Entwicklungsländern. Die Zielvorgaben dieses Prozesses stehen 2011 zur abschlie-



ßenden Auswertung an. Die AG IFA hat diesen Prozess aufmerksam begleitet, da er neben Chancen auch Risiken für die zivilgesellschaftliche Beteiligung in Entwicklungsländern birgt. Ein Thema mit vielen Hochs und Tiefs, das VENRO und die AG IFA beschäftigt, ist das der sogenannten innovativen Finanzquellen. In den Jahren nach der Monterrey-Konferenz wurden zahlreiche Studien dazu verfasst und Initiativen ergriffen. Insbesondere Frankreich und Großbritannien waren dabei aktiv. Die Vorschläge reichten von Lotterieeinnahmen über eine Vorverlagerung künftiger ODA-Ausgaben (die International Finance Facility, IFF der Briten) bis zu einer Flugticketabgabe, (insbesondere von Frankreich vorangetrieben). Auch der Vorschlag einer Devisentransaktionssteuer („Tobin Tax“), den das BMZ in modifizierter Form auf der Monterrey-Konferenz selbst einbrachte, wurde dabei diskutiert. Manche Ideen sind sang- und klanglos verschwunden, andere wurden nach einiger Zeit wiederentdeckt (so die Finanztransaktionssteuer). Einige Vorschläge wurden







VENRO-Vorstand 2001 Von links nach rechts: Peter Mucke, Georg Sticker, Dr. Claudia Warning, Eberhard Neugebohrn, Dr. Reinhard Hermle, Eberhard Bauer, Hannes Philipp, Wilfried Steen



in eher bescheidenem Umfang umgesetzt (so die IFF und die Flugabgabe), neue kamen und kommen bis heute dazu (beispielsweise die Verwendung von Einnahmen aus CO2-Zertifikaten). Eine Hauptmotivation für Regierungen, sich mit diesem Thema zu befassen, liegt darin, Lösungen für die Erfüllung ihrer ODA-Quote zu finden, die den laufenden Haushalt möglichst wenig belasten. Dabei kommt es dann auch immer wieder zu dem Versuch, private Mittel ODA-fähig zu machen, etwa bei Rücküberweisungen von Arbeitsmigranten. Das Interesse von NRO an innovativen Finanzinstrumenten deckt sich damit nur zum Teil. Auch sie machen sich Gedanken darüber, wie das Geld zur Armutsbekämpfung aufgebracht werden kann. Dabei helfen allerdings nur wirklich zusätzliche Mittel und keine Tricks zur Verschönerung von ODAStatistiken. Darüber hinaus spielen für NRO auch systemische Wirkungen neuer Finanzquellen eine wichtige Rolle. Das gilt beispielsweise für Umweltsteuern für den Flug- oder Schiffsverkehr oder auch für die Finanztrans-



aktionssteuer. In dieser Richtung gingen und gehen auch die Einlassungen der VENRO-AG IFA zu diesem Thema. Innovative Finanzquellen sollten zusätzliche Mittel generieren und dabei zugleich die Stärkung der einheimischen Finanzbasis in Entwicklungsländern und eine nachhaltige und gerechte Nutzung globaler öffentlicher Güter fördern. Dann sind sie wirklich innovativ. Auch jenseits der Finanzierungsfrage haben „grüne“ Themen in der Arbeit und dem Politik-Dialog der AG IFA von Anfang an einen Ort gehabt. Dafür hat vor allem die Zusammensetzung der Gruppe Sorge getragen, in der sowohl Organisationen mit einem Entwicklungsschwerpunkt als auch solche mit einem Umweltschwerpunkt vertreten sind. Waren die Interventionen in der Vergangenheit eher anlassbezogen, so hat sich inzwischen die Klimaveränderung als ein wichtiges überwölbendes Thema herausgebildet. Klima- und Entwicklungsfragen aufeinander zu beziehen, ist eine wichtige aktuelle Herausforderung für einen Dachverband wie VENRO, die gerade auch auf dem Feld der Finanzierung angegangen



werden muss. Der bereits erwähnte Zusammenhang zwischen Klimafinanzierung und Verschuldung ist ein Beispiel dafür. Daneben sind in den letzten Jahren weitere Fragen in den Vordergrund getreten, die sich in dieser Form und Dringlichkeit bei der Gründung von VENRO noch nicht gestellt haben: die Rolle von Schwellenländern, die Gestaltung der Finanzmärkte angesichts der Finanzkrise, die Preisvolatilität auf den Rohstoff- und Nahrungsmittelmärkten, die Folgen von internationalem Steuerwettlauf und Steuerflucht für Entwicklungsländer, die Rolle von Unternehmen und privaten Stiftungen und so weiter. Viele dieser Fragen münden in eine neue Nachdenklichkeit über die Zukunftsfähigkeit und Gerechtigkeit unseres globalen Wirtschaftssystems. Das ist zwar nicht neu, sondern wurde bereits Mitte der 1990er Jahre im Nachgang zur Rio-Konferenz lebhaft diskutiert, doch die politischen und ökonomischen Großtrends haben diese Debatten zunächst wieder weitgehend verdrängt. Mit der multiplen Krise des Klimawandels, der Rohstoff- und Nahrungspreise und der Finanzmärkte meldet sich das Verdrängte jetzt wieder zurück. Wie werden sich VENRO und die AG IFA diesen Fragen und Herausforderungen stellen? Die Umbenennung der Arbeitsgruppe ist ein Indikator dafür, dass tief greifende Veränderungen vorgenommen werden. Die beiden großen Finanzinstitutionen Weltbank und IWF, die zwischenzeitlich von erheblichem Bedeutungsverlust bedroht waren, stehen nicht mehr so im Mittelpunkt der Finanzierung von Entwicklung, wie das vor zehn, fünfzehn Jahren noch der Fall war. Der Rahmen ist weiter geworden, durch neue Akteure wie Schwellenländer und Stiftungen, vor allem aber auch durch eine zunehmende Vielfalt und Komplexität der



Faktoren, von denen die Möglichkeiten eines Landes abhängen, seine Entwicklung zu finanzieren. Hier wird sich der Blick stärker auf die Rolle privater Unternehmen und ihrer Verbände richten müssen. In der Vergangenheit lag der Fokus des Dialogs vor allem bei politischen Gesprächspartnern. Die globalen Krisen haben jedoch deutlich gemacht, in welchem Ausmaß insbesondere transnationale Unternehmen Einfluss auf die Gestaltung der Spielregeln nehmen – zumal angesichts der bereits angesprochenen Defizite im Bereich einer „good global governance“. Die Zusammenhänge sind dabei häufig indirekt und nicht gleich offensichtlich – etwa bei der Frage nach den Auswirkungen hypertrophierter Finanzmärkte auf Nahrungsmittelpreise, auf Umweltbelastungen, auf Arbeitsbedingungen in Entwicklungsländern, auf Steuerflucht und Steuervermeidung. Das macht die Lobby- und Kampagnenarbeit nicht einfacher. Aber als zivilgesellschaftlicher Dachverband ist VENRO nicht nur ein Gegenüber für die Politik, sondern auch für die Wirtschaft.



Dr. Georg Stoll ist seit 2001 Referent bei Misereor in der Abteilung Entwicklungspolitik. Er ist Ko-Sprecher der VENRO-Arbeitsgruppe Internationale Finanzarchitektur und Armutsbekämpfung.







kommunikative Vernetzung und die globalen Krisen die Auseinandersetzung mit entwicklungspolitischen Sachthemen intensiver als früher. Die dramatischen Probleme der Welternährung, „Landraub“, steigende Rohstoffpreise, Chinas Aktivitäten in Afrika, Naturkatastrophen und andere Folgen des Klimawandels, Migration oder der Krieg in Afghanistan, aber auch neue Mittelschichten oder Fair Trade: All diese sowie viele weitere Themen haben auch entwicklungspolitische Implikationen und werden intensiver als früher in den Medien diskutiert und in großen Reportagen verhandelt.







Am 12. Dezember 2005 hat VENRO in Berlin sein zehnjähriges Bestehen gefeiert. Zu den Gästen gehörten Journalistin Christiane Grefe, Herbert Grönemeyer und die damalige Ministerpräsidentin von Schleswig-Holstein Heide Simonis



„Schärfere Töne könnten nicht schaden“ Interview mit Christiane Grefe



Sie beschäftigen sich schon lange mit entwicklungspolitischen Themen. Welche Bedeutung haben diese in den Medien? Das ist natürlich ganz unterschiedlich, je nachdem, welche Medien man in den Blick nimmt, und hängt stark von Themenkonjunkturen ab. Ich kenne dazu keine empirischen Untersuchungen, kann daher nur meinen persönlichen, ambivalenten Eindruck wiedergeben, bezogen auf die politischen Tages- und Wochenzeitungen, Radio- und Fernsehprogramme: Da hat es die reine Entwicklungspolitik, die im Bundesministerium für wirt-



schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und im Haushaltsausschuss, in der EU-Kommission und der Weltbank ausgefochten wird, einerseits nach wie vor schwer. In Zeiten, in denen selbst manche Fachmedien dem rasenden Druck der Aktualität, Knappheit und Personalisierung nachgeben, fallen entwicklungspolitische Initiativen und Prozesse mit ihren komplexen Fragestellungen zu oft durch den Rost. Zusätzlich behindert sie ihr spezifischer, ja hermetischer Jargon. Im Zweifelsfall erfährt dann die Mütze des Ministers mehr Aufmerksamkeit als seine Projekte. Doch das ist nur die eine Seite, denn andererseits erzwingen die wachsende wirtschaftliche und



Hat es in den letzten Jahren einen Bedeutungswandel gegeben? Die Globalisierung hat nicht nur – wie schon gesagt – die Klima- und Ressourcenkrisen verstärkt, sie hat auch das Machtgleichgewicht in der Welt völlig verändert. China, Brasilien, Indien und andere neue Mächte und Schwellenländer sind heute selbst entwicklungspolitisch aktiv. Diese „tektonischen Verschiebungen“, wie das oft genannt wird, haben das Selbstbewusstsein der Empfänger steigen lassen. Die Europäer fordert der Wandel dazu heraus, ihre Prioritäten und ihre Rolle zu überdenken. Leider sind sie damit noch nicht sehr weit gekommen, sondern agieren eher mehr als weniger mit nationalen Scheuklappen. Neu ist auch, dass die Entwicklungspolitik in der Regierung und in den Parlamenten die engen Fachzirkel verlassen hat. Heute werden Umwelt-, Militär- oder Wissenschaftspolitiker stärker mit entwicklungspolitischen Fragen konfrontiert – das spitzt den oft beklagten Mangel an politischer Kohärenz weiter zu. Aber auch in der Gesellschaft ist die Ent-



wicklungspolitik der Bevölkerung näher gerückt. Viele Menschen sind gereist, sie haben im Betrieb mit Kollegen zu tun, die für dasselbe Unternehmen in anderen Kontinenten denselben Job unter ganz anderen Bedingungen machen, oder die Kinder gehen mit Migranten aus Entwicklungsländern zur Schule. Deshalb wissen sie mehr über die Lebenssituationen in den Armutsregionen; auch, dass es dort mehr gibt als nur Armut, zum Beispiel Menschen, die ganz ähnliche Wünsche haben wie man selbst. Nach meiner Beobachtung ist auch mehr Menschen in Deutschland klar, dass die Zunahme des Hungers oder die wachsende Konkurrenz um Ressourcen in vielen südlichen Ländern nicht nur deren Zukunft betrifft, sondern auch ihre eigene. Dass es um mehr geht als Charity. Darauf deutet der hohe Stellenwert, den Entwicklungspolitik in Umfragen genießt. Auch die immer noch marginalen, aber laufend steigenden Absatzzahlen von Fair-Trade-Produkten zeigen, dass das Interesse daran zunimmt, selbst entwicklungspolitisch Einfluss zu nehmen. Vor 15 Jahren wurde VENRO als Dachverband der entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) gegründet. Wo kamen Sie mit ihm in Berührung? Wie haben Sie ihn wahrgenommen? Wir Journalisten nehmen regelmäßig die politischen Stellungnahmen aller Akteure der Entwicklungspolitik zur Kenntnis – so auch die von VENRO. Im schnellen Tagesgeschäft ist es für uns unter anderem ganz einfach praktisch, wenn die entwicklungspolitischen Gruppen als Gegenüber der Regierenden mit











einer Stimme sprechen. Das gilt besonders vor Großereignissen wie den G8- oder G20-Gipfeln oder wichtigen entwicklungspolitischen Konferenzen. Manchmal spürt man allerdings auch, dass hinter den gemeinsamen Positionen interne Meinungsverschiedenheiten stehen. Etwas weniger diplomatisch gesagt: VENRO könnte manchmal noch offensiver sein.



Werden die jeweiligen Akteure diesem Rollenverständnis gerecht? Wenn nicht oder unzureichend, welches sind die Gründe? Im Allgemeinen funktioniert das demokratische Rollenspiel, aber die finanziellen Abhängigkeiten der NRO führen manchmal auch zu Distanzverlusten zwischen ihnen und dem BMZ. Dass beide gleichermaßen dazu neigen, die Entwicklungspolitik zu überschätzen, während sie von außen eher unterschätzt wird, intensiviert noch das Gefühl, verkannt „im selben Boot zu sitzen“. Die daraus resultierende, manchmal zu große Nähe zwischen Zivilgesellschaft und Ministerien führt dann nicht selten zu Beißhemmungen bei Kontroversen. Dabei sind die NRO in der Mediengesellschaft stärker denn je. Andererseits nehmen aber Regierungen die Stimme der Wirtschaft am Ende trotzdem meist ernster als die der NRO. Da mochte Heidemarie Wieczorek-Zeul noch so früh für eine Tobin-Steuer streiten: Die fehlenden Kontrollmechanismen in der Finanz- und Welthandelspolitik sind von den großen Parteien und Parlamentsfraktionen sowie den Bundesregierungen jahrelang trotz Warnungen aus der Zivilgesellschaft unterschätzt und erst wahrgenommen worden, als die Krise bereits drastisch sichtbar wurde und viele Opfer gefordert hatte. Ähnliches gilt für das Ausmaß des Klimawandels oder auch die dramatische Ernährungskrise. Fazit: Schärfere Töne auf der einen Seite, mehr gemeinwohlorientierte Aufmerksamkeit auf der anderen könnten nicht schaden.



Welches sind Ihrer Ansicht nach die Rollen von Politik und NRO und wie sollten sie sich zueinander verhalten? NRO kämpfen für spezifische Ziele wie den Natur- oder Klimaschutz, die Einhaltung der Menschenrechte, die Transparenz politischer Entscheidungen oder Bekämpfung der Armut. Sie verleihen jenen eine Stimme, die im Streit der Interessen sonst nicht gehört werden. Die Rolle „der Politik“? Das kommt darauf an, ob man von Parteien, Parlamenten oder der Exekutive spricht ... Bei allen werben NRO für ihre Standpunkte, speisen ihre sonst oft übersehene, eigene Expertise und Vorschläge ein und sollten zugleich „watchdogs“ sein, die kontrollieren, ob die anderen Akteure ihren Rollen gerecht werden. Gemeint ist aber mit „Politik“ vermutlich vor allem die Bundesregierung. Deren Aufgabe ist es, die Ziele zu verfolgen, für die sie gewählt wurde, dabei aber auch den Kompromiss mit den verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren und langfristige internationale Verpflichtungen im Blick zu haben. Bei der Entwicklungspolitik kommt als spezifische Rollenbeziehung hinzu, dass NRO häufig mit Geldern der Bundesregierung arbeiten. Dass sie gefördert werden, ist aus vielen Gründen wichtig und sinnvoll – doch schafft es auch Abhängigkeiten.



Hat VENRO bisher einen guten Job gemacht? Feier 10 Jahre VENRO in Berlin



Was gewiss gelang, ist das Agenda Setting vor entscheidenden Konferenzen der UN oder G8 beziehungsweise











Roger Willemsen auf der Feier 10 Jahre VENRO in Berlin im Jahre 2005



G20. Da hat VENRO mit den verschiedensten Mitteln Informationen zu den jeweils brisanten Themen in die Debatte einspeisen, Aufmerksamkeit und politischen Druck mobilisieren können, ob zum Thema Hunger oder den Millenniumsentwicklungszielen (MDG). Mir fällt auch auf, dass es in letzter Zeit deutlichere politische Stellungnahmen gibt, etwa zum Spannungsverhältnis zwischen Militäreinsätzen und Entwicklungsorganisationen in Afghanistan oder dem Fehlen einer „Willkommenskultur“ in der Migrationspolitik. VENRO ist aber nach meinem Eindruck noch immer zu sehr auf den Kampf um das 0,7-Prozent-Ziel bei der Quote der Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (ODA) konzentriert. So wichtig es ist, auf der Einhaltung dieser Versprechung zu bestehen, steht sie neben anderen inhaltlichen Dringlichkeiten zu sehr im Vordergrund. Besonders bei Diskursen, die nicht unmittelbar entwicklungspolitisch scheinen, aber doch erhebliche Auswirkungen für die armen Länder haben, ist VENRO zu schwach. Zum Beispiel beim Thema Klimawandel: Da wies jüngst Transparency International, nicht VENRO, auf die Korruptionsproblematik beim Emissionshandel in Entwicklungsländern hin. Auch die teils problematischen Auswirkungen mancher Klimaschutzinvestitionen für die Ressourcengrundlagen der einheimischen Bevölkerung sind ein lange unterschätztes Konfliktfeld zwischen Entwicklungs- und Umweltschutzorganisationen. Oder das Beispiel Agrarpolitik: Zumindest bisher findet sich VENRO nicht als Unterstützer der NRO-Plattform, die auf eine andere EU-Landwirtschaftspolitik drängen will. Die Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“, die auch eine Debatte über nachhaltige Lebensstile anstoßen wollte, wurde vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie,



dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), der evangelischen Entwicklungsorganisation „Brot für die Welt” sowie dem Evangelischen Entwicklungsdienst (EED) getragen, nicht von VENRO. Wollte man sich nicht unbeliebt machen? Verstärkt bemühen sich NRO, auch VENRO, um die Unterstützung von prominenten Persönlichkeiten. Wie finden Sie diese Entwicklung? Das ist in der Mediengesellschaft ein legitimes Mittel, Aufmerksamkeit auch über die „üblichen Verdächtigen“ hinaus zu mobilisieren. Die entscheidenden Kriterien dabei bleiben, ohne dass ich an konkrete Fälle denke: Geht die Botschaft der Prominenten über Charity und emotionale Empörung hinaus? Und: Sind sie glaubwürdig? Wer instrumentalisiert wen? Es darf nicht der Eindruck entstehen, dass die Künstler vor allem ein positives Image als Armutsbekämpfer abstauben wollen. Dass das Verhältnis zwischen NRO und Künstlern durchaus fruchtbar gespannt sein kann, wurde seinerzeit beim zehnten VENRO-Geburtstag sichtbar: auf der einen Seite das problematische Unverständnis des Rock-Musikers Herbert Grönemeyer, dem die demokratischen Abstimmungsprozesse, die in so einem Verband zwingend sind, offenbar zu zäh erschienen, auch seine etwas pauschal wirkende Kritik an „den Politikern“, mit denen zu reden seine Aufgabe nicht sei. Andererseits schien mir Grönemeyers Haltung, dass er mit klarem Bewusstsein für seine besondere Rolle als Rockmusiker auf Distanz zu den Regierungen bleiben, aufrütteln und von außen Druck machen will, auch plausibel.



Wie sehen Sie die Rolle von VENRO in den nächsten 15 Jahren? Der Verband sollte noch stärker deutlich machen, wie relativ die entwicklungspolitischen Ansätze gegenüber Wirtschafts- und Handelsstrukturen, Klimaund Finanzpolitik sind. Überdies scheint es mir wichtig, einem schleichenden Abschied vom Multilateralismus entgegen zu wirken, der sich nicht nur in Deutschland abzeichnet. Die Fragen stellte Dr. Reinhard Hermle



Christiane Grefe ist Reporterin im Berliner Büro der ZEIT. Zusammen mit Harald Schumann ist sie Autorin des Buches Der Globale Countdown – Gerechtigkeit oder Selbstzerstörung.











Eine starke Stimme für die Schwachen THILO HOPPE



Seit 2002 bin ich Mitglied des Deutschen Bundestages und habe aus dieser Perspektive knapp neun der bisherigen 15 VENRO-Jahre miterlebt. Zum Glück bewahrheitete sich nicht, was man mir in einer Art „Schnellkurs Entwicklungspolitik“ über VENRO zugeraunt hatte: Der Verband sei von der SPD dominiert. Dies erwies sich als Vorurteil – wie man nicht zuletzt an den VENRO-Prüfsteinen und Empfehlungen für die Bundestagswahlen 2005 und 2009 erkennen konnte. Ich habe VENRO stets als einen starken und unabhängigen Verband erlebt, der nicht die Interessen seiner Mitglieder in den Vordergrund stellt, sondern sich in erster Linie für „die Sache“ stark macht und den Schwächsten der Weltgesellschaft eine Stimme gibt. „Die Sache“, das sind die Erreichung der Millenniumsentwicklungsziele (MDG), die unteilbaren Menschenrechte in ihrer vollen Bandbreite – also ausdrücklich auch die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte – sowie eine gerechte Weltwirtschaftsordnung, die vom Geist der Solidarität geprägt ist und die natürlichen Lebensgrundlagen auch für nachfolgende Generationen erhält. Ein besonders großes Herz hat VENRO für die Verletzlichsten, die leider oft durch das Raster der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit fallen: Aidswaisen, alte Menschen, Behinderte, indigene Minoritäten, Kleinbäuerinnen und -bauern, die in marginalisierten Regionen unter härtesten Bedingungen Subsistenzlandwirtschaft betreiben, sowie die Ausgegrenzten und Ver-



gessenen, die in den Favelas und Slums dieser Welt unter unmenschlichen Bedingungen leben. VENRO versuchte und versucht immer wieder, gerade auf die Ärmsten der Armen hinzuweisen, auf die untere Milliarde, und dafür zu streiten, dass ihnen ein Leben in Würde ermöglicht wird. Dies ist gerade in der heutigen Zeit wichtiger denn je, denn ein viel zu geringer Anteil der Leistungen der Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (ODA) dient direkt oder indirekt der Stärkung (empowerment) dieser Zielgruppe. Entwicklungszusammenarbeit wird leider immer stärker in den Dienst der Außenwirtschaftsförderung gestellt. Aber die Ärmsten der Armen sind als Kunden unserer Industriegüter uninteressant. Winwin-Situationen lassen sich besser in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Mitteleinkommens- beziehungsweise Schwellenländern erreichen und deshalb gehen die ärmsten Staaten, die so genannten LDC (Least Developed Countries, am wenigsten entwickelte Länder) im Rahmen der staatlichen deutschen Entwicklungszusammenarbeit oft leer aus oder werden vernachlässigt. Eine Trendverschiebung, die VENRO zu Recht anprangert. Kein Blatt vor dem Mund Überhaupt ist mit Respekt zu quittieren, dass VENRO kein Blatt vor den Mund nimmt und das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) auch heftig kritisiert, wenn es sach-



lich geboten ist – egal von welcher Farbe das Ministerium sich auf eine Person zu einigen, die das breite NRO-Spekgerade geprägt ist. Klassische Lobbyverbände schmeitrum in den Bundestagsanhörungen vertrat – egal ob es cheln sich gern ein, um bei der Mittelvergabe gut bedacht um die Entwicklungsdimension der Verhandlungen der zu werden. Nicht so VENRO. Der Verband hat sogar das Welthandelsorganisation (WTO) ging, um die Bilanz der BMZ für eine Strategie kritisiert, die – wenn es VENRO Milleniumsentwicklungsziele (MDG) oder um konkrete rein egoistisch sehen würde – im Interesse seiner MitLänderbeispiele. glieder liegen müsste: die Abkehr von der multilateralen Und nach meinem Eindruck ging es dabei fast imhin zur bilateralen Entwicklungszusammenarbeit. VENmer oder meistens fair zu: mal ein evangelischer, mal ein RO streitet für ein gutes, ausgewogenes Miteinander der katholischer und mal ein Experte oder eine Expertin aus bi- und multilateralen Akteure und steht auch der (vom einer säkularen Mitgliedsorganisation. BMZ) viel gescholtenen Budgethilfe aufgeschlossen geDiese Fairness habe ich auch in allen Debatten genüber. mit den VENRO-Vorstandsvorsitzenden erlebt und beAls Vorsitzenwundert – egal, ob der des Ausschusses sie Reinhard Hermfür wirtschaftliche le, Claudia Warning Zusammenarbeit und oder Ulrich Post VENRO streitet für ein gutes, ausgewoEntwicklungdes Deuthießen. genes Miteinander der bi- und multilaschen Bundestages Nicht zuletzt teralen Akteure und steht auch der viel (AwZ), der ich von bedanken möchte gescholtenen Budgethilfe aufgeschlossen 2005 bis 2009 war, ich mich für all die gegenüber. konnte ich mich stets vielen und phantaauf VENRO verlassen, sievollen Aktivitäwenn es darum ging, ten der von VENRO bei aktuellen Unterinitiierten und verrichtungen und Anhörungen im Entwicklungsausschuss antworteten Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“. schnell Sachverständige zu bekommen, die die zu diskuSie beflügelt zur Zeit auch den bemerkenswerten Schultierenden Themen auch aus kritischem NRO-Blickwinkel terschluss aller Entwicklungspolitikerinnen und -pobetrachten konnten und damit die Ausschussberatungen litiker des Deutschen Bundestages, die sich fraktionsbereicherten. übergreifend für die Erreichung des 0,7-Prozent-Ziels Ich habe ja nie mitbekommen, was sich mögeinsetzen und – teilweise (noch) gegen den Widerstand licherweise intern bei VENRO abspielt – war aber oft ihrer Fraktionsvorsitzenden – für den Haushalt 2012 beeindruckt, wie es diesem Verband trotz seiner großen mindestens 1,2 Milliarden Euro mehr für Entwicklungsund heterogenen Mitgliederschaft immer wieder gelang, zusammenarbeit und Humanitäre Hilfe fordern. Dass
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nicht nur alle Mitglieder des AwZ, sondern mittlerweile 345 – und damit eine deutliche Mehrheit – der Bundestagsabgeordneten den Aufruf zu einem „Entwicklungspolitischen Konsens“ nach britischem Vorbild unterschrieben haben, ist auch ein Verdienst von VENRO und seiner Kampagne, die die Bürgerinnen und Bürger dazu anstiftete, ihre jeweiligen Bundestagsabgeordneten im Wahlkreis zu besuchen und zur Unterschrift zu bewegen. Ich hoffe, dass es uns Entwicklungspolitikerinnen und -politikern aller Fraktionen gelingt, mit Unterstützung von VENRO die Operation des ODA-Lückenschlusses zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen – und dass VENRO und seine Mitglieder in Zukunft die Entwicklungszusammenarbeit und die entwicklungspolitische Debatte genauso beleben und bereichern werden wie in den letzten 15 Jahren.







Glückwunsch und alles Gute für die weitere Arbeit!



Thilo Hoppe Der Journalist und Religionspädagoge Thilo Hoppe ist seit 2002 Mitglied des Deutschen Bundestages und ehemaliger Vorsitzender des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (AwZ).



„Deine Stimme gegen Armut“ hat im September 2011 20.852 Unterschriften an die Entwicklungspolitiker aller Fraktionen des Bundestages übergeben







Aktiv und konstruktiv







Zivilgesellschaft und Entwicklungspolitik Dr. CHRISTIAN RUCK



Zivilgesellschaftliche Beteiligung Die Ereignisse im Nahen Osten und in Nordafrika in diesem Jahr lehren uns, was passiert, wenn die Zivilgesellschaft von politischen Entscheidungsprozessen ausgeschlossen ist. Aus vermeintlich übergeordneten Gründen von der westlichen Welt mehr oder weniger toleriert, konnte die undemokratisch regierende Klasse in der Region ihren eigenen finanziellen und machtpolitischen Interessen nachgehen. Sie hat die Bedürfnisse der Bevölkerung ignoriert und jeden Widerstand gewaltsam unterdrückt. Bildung, Ausbildung, die Schaffung von Arbeitsplätzen für die junge und stark wachsende Bevölkerung wurden vernachlässigt, dafür der Überwachungs- und Unterdrückungsapparat ausgebaut und Gelder illegal ins Ausland geschafft. Bei systematischer Beteiligung der Zivilgesellschaft an Entscheidungsprozessen wäre es so weit nicht gekommen. Sie wird zwar auch nicht immer die optimale Lösung für alle Probleme finden, jedoch werden die Möglichkeiten für Misswirtschaft und eine Politik gegen die Interessen der Bevölkerung stark reduziert. Was hat das alles mit VENRO und mit Deutschland zu tun? Wir wählen doch hier in fairen und freien Wahlen auf verschiedenen Ebenen unsere Regierung, die wir wieder abwählen können, wenn sie eine Politik gegen unsere Bedürfnisse macht? Das ist zwar richtig, aber auch eine gewählte Regierung bedarf der Beob-



achtung und Begleitung ihrer Politik, der Kritik bei Fehlentwicklungen, der Anstöße zu Reformen und zum Handeln, wenn sie selbst Probleme nicht erkennt oder von sich aus zum Handeln nicht willens ist. Bezogen auf die Entwicklungspolitik bündelt VENRO die Meinung wichtiger Teile der organisierten Zivilgesellschaft und bringt sie im Dialog mit der Bundesregierung in die Entscheidungsprozesse ein. VENRO erfüllt damit eine zentrale Aufgabe für gelebte Demokratie und Transparenz. Dies ist VENRO in den fast 16 Jahren seines Bestehens gut gelungen. Viele öffentliche und in den Medien beachtete Kongresse und Studientage zu aktuellen Fragen der bilateralen und multilateralen Entwicklungspolitik zeugen von der bei VENRO vertretenen Wissensbreite und Kompetenz. Sie ermöglichen es, das Thema Entwicklung in die Öffentlichkeit zu tragen und im besten Sinne Lobbyarbeit gegenüber den verschiedenen Bundesregierungen zu betreiben, sei es zur Welternährung, zur Arbeit der Weltbank, zur Handelspolitik und damit zur immer wieder schwierigen Frage der Politikkohärenz, zur ODA-Quote oder dem mir persönlich besonders am Herzen liegenden RioProzess zur Nachhaltigkeit. Dies ist auch das Verdienst hervorragender Persönlichkeiten an der Spitze wie Professor Dr. Peter Molt, Herr Dr. Reinhard Hermle, Frau Dr. Claudia Warning und aktuell Herr Ulrich Post, die mit großem



VENRO-Aktion im Jahr 2004



Engagement und diplomatischem Geschick VENRO geleitet und die deutsche Entwicklungspolitik vorangebracht haben. Entwicklung braucht Kontinuität 15 Jahre sind in der Politik eine lange Zeit. Seit 1995, dem Gründungsjahr von VENRO, hatte Deutschland drei Regierungs- beziehungsweise Koalitionswechsel, jeweils verbunden mit klaren Politikwechseln. Alle in der Entwicklungspolitik aktiven Menschen wissen aber auch, dass die gleichen 15 Jahre für Entwicklungsprozesse keine lange Zeit sind. Entwicklungserfolge erfordern Änderungen im Denken und in den Strukturen in Entwicklungsländern. Beides ist nicht über Nacht zu haben, sondern erfordert Beharrlichkeit, Stehvermögen und bei aller Notwendigkeit, die angewandten Konzepte immer wieder auf den Prüfstand zu stellen, Kontinuität in den Grundprinzi-



pien. Diese Kontinuität ist sowohl bei den jeweiligen Regierungen wie auch auf Seiten der Zivilgesellschaft festzustellen. Vor 15 Jahren war Carl-Dieter Spranger Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Schwerpunkte der Entwicklungspolitik waren damals Umwelt, Armutsbekämpfung und Bildung. Einige Jahr davor wurden die sogenannten „Fünf Kriterien“ für die Vergabe von Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit formuliert: Rechtssicherheit, Rechtsstaatlichkeit, marktwirtschaftliche Orientierung, Entwicklungsorientierung des staatlichen Handelns und die Beteiligung der Bevölkerung an den Entscheidungsprozessen in ihrem Land. Manches mag man heute etwas anders ausdrücken und die Schwerpunkte an aktuelle Herausforderungen anpassen, aber der Grundkonsens darüber, dass damit der richtige Weg eingeschlagen ist, wurde seitdem weder von einer der Regierungen noch von der Zivilgesellschaft infrage gestellt.







Dieser Grundkonsens ist ein hohes Gut, den die jeweils Aktiven in der Entwicklungspolitik bewahren sollten. Dem steht nicht entgegen, dass in Einzelfragen kritische Diskussionen geführt werden und werden müssen. Letztlich sind solche Diskussionen aber fast immer zum Nutzen für die Sache. In der Politik in Berlin und Bonn werden die meisten Interessierten VENRO primär als Institution kennen, die den kritischen Dialog mit der Bundesregierung führt. Die Arbeit von VENRO wirkt aber auch in der anderen Richtung: Sie interessiert Bürger für das Politikfeld Entwicklung, sie informiert Bürger über entwicklungspolitische Zusammenhänge und sie motiviert Bürger dazu, selbst in der Entwicklungspolitik mitzuwirken, sei es durch Beteiligung an Kampagnen oder durch eigene Projektarbeit. Diese Funktion der Arbeit von VENRO ist politisch vielleicht weniger sichtbar. Sie ist aber eine große Stütze für das Politikfeld und dafür, der Entwicklungspolitik den notwendigen Stellenwert im Wettbewerb der Themen im Deutschen Bundestag, in der Regierung und in den Medien zu sichern. Ohne eine solche Hilfe könnte sich die Entwicklungspolitik im politischen Alltagsstreit weder bei Haushaltsverhandlungen noch beim Zuschnitt der Ministerien noch bei Streitfragen der Politikkohärenz, zum Beispiel bei der Handelspolitik durchsetzen. Diese Unterstützung einer großen zivilgesellschaftlichen Organisation ist gerade für die Entwicklungspolitik besonders wichtig. Weil der größte Teil des für Entwicklungspolitik zur Verfügung stehenden Geldes im Ausland ausgegeben wird, fehlt dem Politikfeld zuweilen die im Inland direkt begünstigte Gruppe, die sich im politischen Geschäft für die



nötigen Mittelzuweisungen aus dem Bundeshaushalt stark macht. Aus dem gleichen Grunde wird vielfach auch nicht gesehen, wie wirksam der weitaus größte Teil der deutschen Entwicklungsgelder in der Welt investiert wird, während einzelne Fehlschläge schnell von den Medien aufgegriffen werden. In Zeiten hoher Staatsverschuldung und der Schuldenbremse steht die Entwicklungspolitik vor einem besonderen Rechtfertigungsdruck hinsichtlich der Bereitstellung substanzieller Steuermittel. Bei allen Differenzen, die es im Alltagsgeschäft geben mag, ist es daher für die Entwicklungspolitik und für Fortschritte bei den Lebensbedingungen in den Entwicklungsländern wichtig, dass VENRO und die Entwicklungspolitiker der Bundesregierung bei diesem Kampf letztlich an einem Strang ziehen.. Ohne öffentliche Unterstützung seitens der Zivilgesellschaft wären die wenigen Fachpolitiker auf verlorenem Posten. Ich bin sicher, ohne Kampagnen wie „Deine Stimme gegen Armut“ im Zusammenhang mit dem G8-Gipfel in Deutschland, wären beispielsweise die deutlichen Haushaltssteigerungen zugunsten der Entwicklungspolitik in dieser Phase nicht möglich gewesen. Blick in die Zukunft So wichtig es ist, von Zeit zu Zeit zurückzuschauen, als so sinnvoll erweist sich auch ein Blick in die Zukunft. Der Entwicklungspolitik, sei es der staatlichen, sei es der zivilgesellschaftlichen, bleibt ein großer Katalog an Aufgaben und Herausforderungen:



Bei allen Erfolgen bei der Bekämpfung der Armut in manchen Ländern bleiben die Millenniumsentwicklungsziele (MDG) für viele Länder unvollendet. Hunger ist in vielen Ländern wieder auf dem Vormarsch. Bei der Ernährungssicherung ist fälschlich geglaubt worden, der Markt allein werde das Problem lösen. Und auch in vielen Ländern, in denen die Einkommensarmut zurückgegangen ist, sind Sozialindikatoren in Bereichen wie Bildung und Gesundheit längst nicht so weit vorangekommen. Hinzu kommen wach-



„



sere Entwicklungspolitik ausrichten. Die Maxime, sie auf die statistisch ärmsten Länder zu konzentrieren, funktioniert dann jedenfalls nicht mehr. Andererseits sollten wir von den Mitteleinkommensländern auch erwarten dürfen, dass sie selbst mehr Verantwortung für ihre ärmsten Mitbürger übernehmen und diese Aufgabe nicht einfach an die Gebernationen abtreten. Eine Aufgabe, die nie endet, ist das Streben nach mehr Wirksamkeit der Entwicklungspolitik. Sich permanent ändernde lokale und globale Rah-



Eine Aufgabe, die nie endet, ist das Streben nach mehr Wirksamkeit der Entwicklungspolitik.



sende Ungleichgewichte innerhalb vieler Länder, die Potenzial für Instabilität bergen. Wir müssen uns alle anstrengen, um hier weitere Fortschritte zu erzielen. Auch bei unvollendeter Erfüllung der MDG stellt sich in wenigen Jahren die Frage, ob und wie globale Entwicklungsziele nach 2015 formuliert werden sollen. Weitaus stärker als bei den MDG aus dem Jahre 2000 müssen wir Fragen des globalen Umwelt- und Klimaschutzes, der Biodiversität und der Nachhaltigkeit in den Zielekatalog aufnehmen. Tun wir dies nicht, so werden alle anderen Ziele allenfalls für eine begrenzte Zeit erreichbar sein können. Wir müssen uns mit der Frage befassen, wie wir in einer Zeit, in der zwei Drittel der Armen der Welt inzwischen in Mitteleinkommensländern leben, un-



“



menbedingungen machen es zur Illusion, glauben zu können, man habe ein für alle Mal das richtige Rezept gefunden. Auf jeden Fall unterschiedlich bleiben die Wege zur Entwicklung. Hier liegt vielleicht der größte Fehler der Vergangenheit: immer zu glauben, die Entwicklungspolitik könne mit den gleichen Rezepten von Kambodscha bis Honduras und Mosambik die Lebensbedingungen der Menschen verbessern. Sicherlich hart umstritten wird die Frage nach dem Umfang der Entwicklungsleistungen und damit nach dem 0,7-Prozent-Ziel bleiben. Die Koalition steht zu diesem Ziel und wir kämpfen auch unaufhörlich für die entsprechenden Erhöhungen der Mittel. Dennoch muss es erlaubt sein, mehr Wirksamkeit zu fordern,











ohne dass dies gleich als Distanzierung von den Finanzzielen interpretiert wird. Drängend ist auch die Frage, wie wir mit sogenannten fragilen Staaten umgehen. Viele dieser Staaten erfüllen auf den ersten Blick nicht die Bedingungen guter Regierungsführung, wie wir sie alle gerne sähen. Von diesen Staaten gehen jedoch Sicherheitsgefahren für Deutschland aus. Dies macht es unerlässlich, dass wir dort gerade mit Entwicklungszusammenarbeit aktiv sind, um die Regierungsführung und die Lebensbedingungen (zum Beispiel Bildung, Gesundheit, Arbeitsplätze) zu verbessern. Nur so können wir dazu beitragen, dem Terrorismus den Nährboden zu entziehen und dem Entstehen von Flüchtlingsströmen vorzubeugen. Eine weitere Herausforderung, der sich staatliche Institutionen wie auch zivilgesellschaftliche Träger von Entwicklungszusammenarbeit stellen müssen, ist die zunehmende Zahl internationaler Akteure im Entwicklungsgeschäft. Schwellenländer wie China und Brasilien werden selbst zu Gebern. Sektorale multilaterale Institutionen, wie der Globale Fonds zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und Malaria entstehen ständig neu. Private Geldgeber wie die Bill & Melinda Gates Foundation stellen Mittel in einem Umfang zur Verfügung, der denjenigen mancher Geberstaaten übersteigt. Jeder Euro für die nachhaltige Entwicklung ist willkommen. Aber es steigt auch der Bedarf an Koordinierung. Wenn die Geber es nicht schaffen, koordiniert und arbeitsteilig vorzugehen, dürfte ein Großteil ihrer Gelder verschwendet sein und die Entwicklung nicht vorankommen. Klagen aus den Partnerländern über die Beeinträchtigung ihrer Entwicklungsanstren-



gungen durch zu viele Geber, durch zu viele Prüfmissionen und unkoordiniertes Handeln der bi- und multilateralen Akteure, haben unter dem Dach der OECD zu einer gemeinsamen Anstrengung von Entwicklungsund Geberländern sowie multilateralen Organisationen zur Harmonisierung der offiziellen Entwicklungszusammenarbeit geführt. Dieser Prozess resultierte in Vereinbarungen, die in den Erklärungen von Rom, Paris und Accra niedergelegt sind und inzwischen schon zu merklichen operativen Verbesserungen bei der Gestaltung der offiziellen Zusammenarbeit geführt haben. Die entwicklungsorientierten Nichtregierungsorganisationen (NRO) haben die Harmonisierungsanstrengungen der multilateralen und staatlichen Geber zur Steigerung der Effizienz der Hilfe mehrheitlich begrüßt und diese dazu gedrängt, die Beschlüsse umzusetzen. Ich halte die Zeit für gekommen, dass auch zivilgesellschaftliche Träger ihre Bereitschaft zu einer Koordinierung verstärken. Dabei sollten sie dies nicht als Einschränkung ihrer Unabhängigkeit, sondern als Chance für eine Erhöhung der Wirksamkeit ihrer Mittel werten. Aktuelle Ereignisse haben gelehrt, dass die moderne Kommunikation über die sozialen Netzwerke wie Facebook oder Twitter das zivilgesellschaftliche Handeln revolutioniert. Einzelne Personen können per Mausklick Volksbewegungen auslösen und steuern. Es bedarf nicht mehr notwendigerweise einer gut etablierten Institution mit einer gewissen personellen und finanziellen Stärke, um sichtbare und wirksame Aktivitäten zu entfalten. Dies stellt die Bedeutung von Organisationen in keiner Weise infrage. Schon zur fachlichen Qualitätssicherung der







„Armut abwählen“- Kampagne von „Deine Stimme gegen Armut“ 2009



Arbeit und als anerkannter Ansprechpartner für die Bundesregierung halte ich VENRO für unerlässlich. VENRO muss sich aber der Konkurrenz durch die neuen Medien bewusst sein und auch seine eigene Arbeit permanent auf den Prüfstand stellen. Wir alle müssen die neuen Medien aber auch als Chance nutzen, flächendeckend Werbung für die Entwicklungspolitik zu machen. Ich wünsche VENRO viel Erfolg für die Zukunft. Wie geschildert wird es an entwicklungspolitischen Herausforderungen nicht mangeln. Ich bin sicher, Entwicklungspolitiker jeder Bundesregierung werden trotz mancher Kritik von VENRO auf die grundsätzliche und konstruktive Unterstützung für das Politikfeld Entwicklung zählen können und wollen.



Dr. Christian Ruck ist seit 1990 Bundestagsabgeordneter und stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag. Er ist verantwortlich für die Bereiche Entwicklung, wirtschaftliche Zusammenarbeit und Umwelt.







Ein Bündnis für die gerechte Gestaltung der Globalisierung HEIDEMARIE WIECZOREK-ZEUL



Als wir im Dezember 2005 in Berlin gemeinsam das zehnjährige Bestehen von VENRO feierten, habe ich prophezeit: Dem Verband wird die Arbeit auch in den kommenden zehn Jahren nicht ausgehen. Das war sicherlich untertrieben – auch ein halbes Jahrzehnt später sehen wir, dass Entwicklungspolitik und die gerechte Gestaltung der Globalisierung ohne die Zivilgesellschaft und die Arbeit der Nichtregierungsorganisationen (NRO) undenkbar sind. Die Arbeit von VENRO hat mich während meiner gesamten Amtszeit als Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung zwischen 1998 und 2009 begleitet – und umgekehrt habe ich die Arbeit des Verbandes über die Jahre begleitet und auch sehr schätzen gelernt. Das Engagement und die Arbeit der NRO haben für mich einen hohen Stellenwert, denn wir werden die Globalisierung nur sozial und ökologisch gestalten und die Milleniumsentwicklungsziele (MDG) umsetzen können, wenn fortschrittliche Regierungen und die Zivilgesellschaft sich gemeinsam engagieren, wenn auch in unterschiedlichen Rollen. Gemeinsame erste Schritte Unser gemeinsamer Weg begann im Jahr 1998, damals hatte VENRO bereits 85 Mitglieder. Einige gemeinsame Aktionen und Stationen der Zusammenarbeit aus dieser Anfangszeit und den nachfolgenden Jahren



sind mir noch sehr gut in Erinnerung, weil sie die deutsche Entwicklungspolitik maßgeblich mit beeinflusst haben. Prägend für meine Beziehung zu VENRO waren verschiedene gemeinsame „Stationen“ in diesen Jahren, zum Beispiel unser gemeinsamer Einsatz für die ärmsten Entwicklungsländer. Die rot-grüne Bundesregierung hatte gleich in den ersten Monaten ihrer Amtszeit die erste wirkungsvolle multilaterale Entschuldungsinitiative für diese Länder durchgesetzt. Wir konnten dadurch die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds (IWF) dazu bewegen, ihre bisherige – falsche – Politik der Strukturanpassungsprogramme aufzugeben. Diese Kölner Entschuldungsinitiative im Rahmen des G7/G8Gipfels hat vielen Millionen Menschen das Leben leichter gemacht. Im Jahr 1999 standen die Entwicklungsländer bei den reichen Staaten und den internationalen Entwicklungsagenturen wie Weltbank und IWF mit 2,5 Billionen US-Dollar in der Kreide. Es war völlig klar, dass diese Länder diesen enormen Betrag zumindest in naher Zukunft nicht würden aufbringen können und ihre Bürgerinnen und Bürger damit vor einem kolossalen Schuldenberg und enormen Zins- und Tilgungsleistungen standen. Diese betrugen pro Jahr etwa 250 Milliarden US-Dollar; das entsprach in etwa dem Gesamtetat der Bundesrepublik Deutschland. VENRO hat sich damals sehr intensiv in die Diskussion eingebracht und meine Arbeit kritisch-konstruktiv begleitet. Für mich gibt es bis



heute keinen Zweifel: Die Kölner Entschuldungsinitiative war eine richtige und wichtige Strukturveränderung. In zwei Stufen hat die Entschuldung der ärmsten hochverschuldeten Entwicklungsländer eine Entlastung von 125 Milliarden US-Dollar bewirkt – im Gegenzug zur Nutzung der frei werdenden Mittel zur Armutsbekämpfung. So können heute in Afrika 36 Millionen Kinder mehr in die Schule gehen, als dies ohne den Schuldenerlass möglich wäre. Der Kölner G7/G8-Gipfel vom Juni 1999 war ein beispielhaftes Zusammenspiel von Regierungen – an der Spitze die deutsche Ratspräsidentschaft unter Rot-Grün – und der Zivilgesellschaft. Eine große Menschenkette ging durch Köln. Ich sehe mich noch heute Hand in Hand mit Vertreterinnen und Vertretern von Misereor und mit Bischof Kamphaus in dieser Menschenkette stehen.







Über den Tellerrand hinaus Der Verband hat sich aus meiner Sicht damals schon mit Themen auseinandergesetzt, die nicht unbedingt auf der Tagesordnung der deutschen Entwicklungspolitik standen, so zum Beispiel im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 1999 mit einer Konferenz zur Frage der Zusammenarbeit mit osteuropäischen NRO. Das entsprach durchaus der heute gültigen Satzung des Verbandes: nämlich eine „Bewusstseinsbildung in Fragen der Entwicklungshilfe und Völkerverständigung auf gesellschaftlicher Ebene“ zu erreichen.1 Die Europaratskampagne „Globalisierung ohne Armut“ 1 Siehe VENRO-Satzung in der Fassung vom 16. Dezember 2010, S. 1.



Feier 10 Jahre VENRO in Berlin: Die damalige Entwicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul







im selben Jahr wurde zum Beispiel hierzulande ebenfalls erst durch die Arbeit von VENRO wahrgenommen und dies hat mit dazu beigetragen, dass die Themen Globalisierung und Armutsbekämpfung einer breiteren Bevölkerung, zumal in Schulen, bekannt gemacht werden konnten. Die Inlandsarbeit war auch in den vergangenen Jahren immer eine Stärke des Verbands, mit der das Leitbild einer zukunftsfähigen Entwicklung in unserem Bildungswesen besser verankert werden konnte. Wir können die Menschen nur dann motivieren, die Entwicklungspolitik insgesamt mitzutragen, wenn wir deutlich machen, wie globale Probleme mit unseren zusammenhängen. Das wird nicht zuletzt in der aktuellen Debatte um Flüchtlinge aus den Krisengebieten in Nordafrika deutlich. Das Allerwichtigste ist hier, dass die Ursachen der Flucht von Menschen bekämpft werden, und nicht die Flüchtlinge selbst. Wir brauchen, dafür engagiere ich mich seit langem, eine neue europäische Flüchtlingspolitik, die den Werten der Mitmenschlichkeit und der Solidarität entspricht und die der Kumpanei mit arabischen Gewaltherrschern ein Ende setzt. Frontex darf nicht die Antwort Europas auf die afrikanischen Veränderungen sein. Und es ist auch 15 Jahre nach der Gründung von VENRO immer noch so, dass zu wenige begriffen haben, dass es auch uns zugute kommt, wenn wir uns um die Lebenschancen von Menschen in Afrika, die Förderung erneuerbarer Energien und die Bekämpfung der Ursachen des Klimawandels in den Entwicklungsländern bemühen. Deshalb war und ist gerade die Bildungsarbeit von VENRO besonders wichtig.



Zur Bundestagswahl 2002, nach unserer bis dahin bereits vier Jahre andauernden Zusammenarbeit, hat sich VENRO – ebenso wie bereits 1998 – aktiv in den Wahlkampf eingebracht, allerdings nicht für eine der konkurrierenden Parteien, sondern für die weiter reichenden entwicklungspolitischen Ziele wie die Erreichung des 0,7-Prozent-Ziels. Im September 2002 veröffentlichte der Verband dann auch seine „Zehn Forderungen von VENRO an die neue Bundesregierung 2002“, die ich im Übrigen ausdrücklich unterstützen konnte. Neben der „Stärkung und Erweiterung der Zuständigkeiten und Kapazitäten“ des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) wurden darin zum Beispiel auch eine Ausweitung der Entwicklungsfinanzierung sowie die Eigenständigkeit der humanitären Hilfe gefordert.2 Mir war es in diesem Zusammenhang zum Beispiel immer wichtig, dass das BMZ ein eigenständiges Ministerium bleibt und somit auch einen Platz am Kabinettstisch behält. Für die Unterstützung danke ich allen unter dem VENRO-Dach versammelten NRO sehr. Das war und ist auch nötig, um die steigenden notwendigen finanziellen Mittel im Bundeshaushalt zu verankern und um die Interessen der Entwicklungspolitik in den Ressortabstimmungen (beim Klimaschutz, bei der EU-Agrarhandelspolitik und so weiter) einzubringen. Die Forderung nach einer Ausweitung der Finanzierung war damals richtig und ist es auch noch heute. Im Jahr 2005 habe ich mit dazu beigetragen, den EU-Stufenplan zur Steigerung der Mittel für Entwicklungszusammenarbeit zu beschließen und verbindlich



2 Siehe auch das gesamte Papier: VENRO (Herausgeber), Für eine starke Entwicklungspolitik im Zeitalter der Globalisierung! Zehn Forderungen an die neue Bundesregierung, Bonn 2002.



Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“ 2008, Heidemarie Wieczorek-Zeul und Jürgen Hammelehle, damaliges Vorstandsmitglied von VENRO











zu machen. Dies bedeutete für 2011 0,51 Prozent des Bruttosozialprodukts (BSP) und bis 2015 0,7 Prozent. Wir haben uns zu meiner Regierungszeit verpflichtet, den Stufenplan für die Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) einzuhalten. Diese Fortschritte in der Entwicklungsfinanzierung wären ohne die Lobbyarbeit von VENRO und seinen Mitgliedsorganisationen nicht möglich gewesen. Diese Selbstverpflichtung seitens der Regierung aber aufzugeben, wie es nach der Bundestagswahl 2009 nun gekommen ist, war ein großer Fehler. Zur Erinnerung: 1998 lag die ODA-Zahl bei 0,26 Prozent. Sie ist jetzt bei 0,4 Prozent. Und die Verwirklichung des Stufenplans bedeutet, jährlich neue Finanzmittel von rund 1,2 Milliarden Euro für Entwicklungspolitik zur Verfügung zu stellen. Angesichts der Auswirkungen der Finanzkrise auf die Entwicklungsländer und der neuen „Sparmaßnahmen“ der Industrieländer bedarf es massiver Anstrengungen, um den ODA-Stufenplan umzusetzen. Wir dürfen doch nicht zulassen, dass es den Industrieländern 2008 und 2009 zwar gelungen ist, den Finanzsektor zu retten, sie aber darin versagen, die Welt vor Armut, Hunger und Klimawandel zu retten.



spektive auf Entwicklungspolitik stärker in seiner Arbeit verankerte, hat mich als ehemalige Europapolitikerin damals besonders gefreut. Denn: Entwicklungspolitik kann im europäischen Kontext weder eine nationalstaatliche noch eine Aufgabe von Entwicklungsorganisationen alleine sein, sie bedarf einer grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, wie wir sie zu meiner Regierungszeit zum Beispiel in der „Utstein Gruppe“3 praktisch in die Tat umgesetzt haben. Eine der erfolgreichsten Kampagnen von VENRO ist sicherlich die Aktion „Deine Stimme gegen Armut“, weil sie nicht nur Druck auf die Politik ausgeübt hat, alles zu tun, um die MDG bis 2015 zu erfüllen, sondern weil sie konkrete Vorschläge gemacht hat, was Menschen hierzulande praktisch tun können, um sich für eine Stärkung der Entwicklungspolitik einzusetzen. Ich habe die Kampagne nicht nur an vielen Orten erlebt oder auch mit anderen darüber gesprochen – sie war darüber hinaus für mich oft ein Beweis dafür, dass es keines politischen Mandats bedarf, um sich für eine gerechtere Welt einzusetzen, sondern dass jede und jeder sich aktiv einbringen kann.



Erfolgreiche VENRO-Initiativen



Die deutsche EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2007 sowie die G8-Präsidentschaft waren ein wirklicher Kraftakt, auch für die deutschen Entwicklungsorganisationen, denn sie mussten sich ja gerade in dieser Zeit Gehör verschaffen, um ihre Botschaften



Dass VENRO mit der Mitgliedschaft im neugegründeten europäischen Dachverband der entwicklungspolitischen NRO CONCORD auch die europäische Per-



Zusammenarbeit im Rahmen der G8- und EURatspräsidentschaft



3 Zeitweiliger informeller Zusammenschluss der Entwicklungsministerinnen von Deutschland, Norwegen, Großbritanniens und den Niederlanden. 4 Das umfangreiche Manifest listet eine Reihe von Forderungen an die Bundesregierung und ihre Begründungen auf: VENRO (Herausgeber), Afrikas Perspektive – Europas Politik. Entwicklungspolitisches Manifest zur deutschen EU-Ratspräsidentschaft 2007, Bonn 12/2006.



zu transportieren. Hierbei hat sich, glaube ich, sehr deutlich gezeigt, wie wichtig VENRO als Verband in der Entwicklungspolitik ist. Dies geschah zum Beispiel durch das VENRO-Projekt „Afrikas Perspektive – Europas Politik“, die von der damaligen Bundesregierung insbesondere forderte, sich gegenüber den anderen europäischen Ländern für einen gerechten Handel mit afrikanischen Ländern einzusetzen. Gefordert wurden aber auch – völlig zu Recht – eine Energiewende, der Ausbau erneuerbarer Energien, die Unterstützung Afrikas beim Klimawandel, der universelle Zugang zur Behandlung von HIV/Aids und die gezielte Förderung von Mädchen und Frauen.4 Das Ergebnis des G8-Gipfels war unter anderem die Verpflichtung der G8-Staaten zur drastischen Mittelsteigerung zur Bekämpfung von HIV/Aids, Malaria und Tuberkulose und die drastische Mittelsteigerung für den „Global Fund“. Diese Verpflichtung gilt auch für die jetzige Bundesregierung. Es wird deshalb sorgfältig zu überprüfen sein, ob die Zusagen für den Globalen Fonds wirklich eingehalten werden. All das zeigt, wie vielfältig, kreativ und politischschlagkräftig VENRO ist. Es sind im guten Sinne Überzeugungstäter, die sich hier engagieren, und ich wünsche dem Verband noch eine lange, erfolgreiche Arbeit. Genug zu tun gibt es nach wie vor: Es geht um die Umsetzung der Zusagen zur Finanzierung der Entwicklungspolitik, es geht um den Kampf gegen Klimawandel und die Hilfe für die ärmsten Entwicklungsländer. Es geht um „Global Economic Governance“, das heißt die Verwirklichung eines UN-Sicherheitsrats für soziale, ökologische und ökonomische Fragen.



Viel Erfolg für die weitere Arbeit!



Heidemarie WieczorekZeul Die Bundestagsabgeordnete Heidemarie WieczorekZeul war von 1998 bis 2009 Bundesministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Seit 2009 ist sie Mitglied des Auswärtigen Ausschusses und SPD-Sprecherin im Unterausschuss Vereinte Nationen, internationale Organisationen und Globalisierung.











„NRO müssen konfliktbereit sein und bleiben“ Interview mit Prof. Dr. FRANZ NUSCHELER



Wie kamen Sie mit VENRO in Berührung? Ich war bei den Vorgesprächen zur Gründung von VENRO dabei, weil ich es damals für notwendig hielt (und noch immer für notwendig halte), dass die verstreuten Kräfte der entwicklungspolitisch engagierten NRO-Szene organisatorisch gebündelt werden, um ein wirksames Druckpotenzial entfalten zu können. Ich habe deshalb VENRO von Anfang an auf vielfache Weise begleitet und unterstützt. Was sollte Ihrer Meinung nach Rolle und Aufgabe von entwicklungspolitischen Nichtregierungsorganisationen (NRO) und eines Dachverbandes sein? Entwicklungspolitisch engagierte NRO haben mehrere Aufgaben: • die Politik im Allgemeinen und die Entwicklungspolitik im Besonderen unter öffentlichen Druck zu setzen, die Werte der internationalen Gerechtigkeit und Solidarität zu beachten; • die Öffentlichkeit für diese Werte zu sensibilisieren und die Bereitschaft zu fördern, mehr in eine gerechte, humane und ökologisch aufgeklärte Welt zu investieren und



so zu leben, dass die Armen in der Welt menschenwürdig überleben können; • darüber aufzuklären, wie Menschen in anderen Weltregionen leben und vom eigenen Tun und Lassen, wie beispielhaft in der Klimapolitik, betroffen sind und dabei den Konflikt mit den Herrschenden hier und dort nicht scheuen; • den qualitativen Sprung von karitativer „Entwicklungshilfe“ zu globaler Strukturpolitik zu vermitteln.



Wie sollten sich NRO und Politik zueinander verhalten? Die Politik hat gelernt, dass sie die NRO-Szene hier braucht, um Akzeptanz für einen unpopulären Politikbereich zu finden, und dass sie sie in den Zielregionen braucht, um ihre Zielgruppen jenseits der staatlichen Bürokratien zu erreichen. Viele NRO haben die Gefahr erkannt, durch selektive Gratifikationen ihr kritisches Potenzial verlieren zu können. Daraus kann die handlungsorientierende Maxime abgeleitet werden: NRO müssen gegenüber der Politik konfliktbereit sein und bleiben, wenn sie Fehlentwicklungen, wie zum Beispiel die Ausrichtung von Subsidien auf kommerzielle Vorteile des jeweiligen Geberlandes,



entdecken; sie können und sollen zugleich kooperationsbereit sein, wenn die Politik den ehrlichen Dialog sucht und bereit ist, die Expertise der inzwischen höchst professionalisierten NRO-Szene zu nutzen. Die Erfahrung lehrt, dass die Akteure auf beiden Seiten gelernt haben, voneinander zu lernen und aufeinander zu hören. Dies gilt im Besonderen für die großen Hilfswerke und spezialisierten NRO wie FIAN oder Amnesty International. Public Private Partnership (PPP) bedeutet nicht nur die Kooperation zwischen Staat und Wirtschaft, sondern auch zwischen Staat, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Hat VENRO einen guten Job gemacht? VENRO hat gegenüber ihren großen und kapitalkräftigen Gründungsmitgliedern, also vor allem gegenüber den kirchlichen Hilfswerken, die sich große Werbekampagnen aus eigenen Mitteln leisten können, kein eigenes Profil und politisches Druckpotenzial aufbauen können. Insider schätzen die von VENRO in Auftrag gegebenen Studien zu wichtigen Themen und die Kampagne zu den Millenniumentwicklungszielen (MDG). Aber ich kann keine politische Wirkungsmächtigkeit der Verbandsarbeit erkennen. Dies kann auch daran liegen, dass auch mir manche der Aktivitäten nicht genügend bekannt wurden, obwohl ich das entwicklungspolitische Geschehen sehr aufmerksam verfolge. Es könnte also durchaus sein, dass VENRO im Hintergrund aktiver ist als auf der offenen Bühne, wie es beim G8-Gipfel in Heiligendamm in Gestalt seines damaligen Vorsitzenden geschah.



Was sollte verbessert werden? VENRO kann nur so gut sein, wie es ihm seine stärksten Mitglieder erlauben. Aber es könnte auch in deren Interesse sein, VENRO stärker und sichtbarer in Werbekampagnen und in die öffentliche Kritik an den MDGVollzugsdefiziten einzubinden. Ansonsten sollte VENRO weiterhin durch gute Studien zu wichtigen Themen das Tun der NRO-Szene fundieren und professionalisieren. Auch VENRO hat sich insbesondere bei der Kampagne „Deine Stimme gegen Armut“ um die Unterstützung Prominenter bemüht. Kann das helfen, das Anliegen zu befördern? Nein, dies ist ein Irrweg, der mich abschreckt. Wer macht da Werbung für wen? Welche Rolle wird VENRO in den nächsten 15 Jahren spielen? Es wird eine wichtige Aufgabe von VENRO sein, die Öffentlichkeit auf den Funktionswandel der Entwicklungspolitik vorzubereiten: Weg von der „Entwicklungshilfe“ hin zu globaler Strukturpolitik zur Bearbeitung globaler Systemkrisen. VENRO sollte sich dazu stärker als bisher in einschlägigen Periodika (wie „welt-sichten“ oder „E+Z Entwicklung und Zusammenarbeit“) und auf themenspezifischen Tagungen als Verband präsentieren. Wie sehen seine Positionen zu „Rio+20“ oder zu „MDG 2015+X“ aus? Hier haben auch die großen Hilfswerke eine Aufklärungslücke. Misereor verbündete sich mit dem Pots-
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dam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK). Wo war VENRO bei diesem säkularen Projekt der Verknüpfung von Klima- und Entwicklungspolitik? VENRO könnte in der nächsten Dekade noch eine wichtige Rolle spielen und die großen Mitgliedsorganisationen müssen ihm dafür mehr Spielräume belassen. Die Fragen stellte Dr. Reinhard Hermle.



Prof. Dr. Franz Nuscheler ist Emeritus der Politikwissenschaft. Er war Direktor des Instituts für Entwicklung und frieden an der Uni Duisburg-Essen (INEf) und Gastprofessor an der Johannes Kepler Universität in Linz.



Tanabata- Aktion von „Deine Stimme gegen Armut“ im Jahr 2008
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VENRO-Vorstand und Geschäftsführerin mit BMZ-Staatssekretär Hans-Jürgen Beerfeltz im Jahr 2011, von links nach rechts: Monika Dülge, Bernd Pastors, Ulrich Post, Hans-Jürgen Beerfeltz, Heike Spielmans und Jürgen Reichel



kollegialen und intensiven Prozess ist es gelungen, die Herausforderungen, Aufgaben und strategischen Zielsetzungen des Verbandes kurz und prägnant zusammenzufassen und so einen Rahmen für die Arbeit innerhalb der nächsten Jahre zu schaffen. Die übergeordnete Zielsetzung ist es, den Verband stärker, schlagkräftiger und einflussreicher zu machen. Zudem soll die Strategie dazu beitragen, das Profil des Verbandes zu schärfen und seinen Wert für die Mitglieder so zu erhöhen, dass er eben seinen Preis wert ist. Globale Herausforderungen



Profil schärfen, an Einfluss gewinnen Die Zukunft des Verbandes ULRICH POST



Was muss ein Verband heute und in der Zukunft leisten, um für seine Mitglieder unersetzlich zu sein? Das ist die Kernfrage, die sich auch VENRO dauernd stellen und auf die der Verband Antworten finden muss. Dabei zeigt sich mit Blick auf die bisherigen fast 16 Jahre VENRO, dass diese Antworten nicht immer gleich ausfallen, sondern sich im Laufe der Zeit durchaus ändern können. Ein Beispiel: Während in den ersten Jahren die politische Interessenvertretung in der Zielhierarchie des Verbandes ganz, ganz oben stand, haben sich mittlerweile andere Ziele dazugesellt, denen die Mitglieder eine



ähnlich hohe Priorität einräumen. Völlig zu Recht fragen sich auch die VENRO-Mitglieder heute, ob die Kosten, die ihnen im Zusammenhang mit VENRO entstehen, in einem vernünftigen Verhältnis zu dem Nutzen durch die Mitgliedschaft stehen. Der Verband ist nicht mehr jeden Preis wert, er muss ihn sich erarbeiten. Um die zahlreichen – sich ändernden – Herausforderungen und Anforderungen, denen sich der Verband innerhalb der nächsten Jahre gegenüber sehen wird, vorausschauend anzugehen, hat sich im Jahr 2010 eine innerverbandliche Arbeitsgruppe mit der Entwicklung einer Strategie für die Jahre 2011 bis 2016 befasst. In einem bemerkenswert



„Die zahlreichen globalen Krisen der letzten Jahre mit all ihren negativen Folgen markieren gleichzeitig das Versagen und das Ende einer nicht zukunftsfähigen Weltordnung. Sie bieten aber auch eine Chance, Kernelemente einer tragfähigen und nachhaltigen Globalisierung zu identifizieren und mitzugestalten.“ – So heißt es in der Strategie. Diese globalen Krisen und das Versagen der internationalen Politik bei der Bekämpfung von Armut und Hunger bilden den Rahmen der Verbandsarbeit: Klimawandel, Naturkatastrophen, zunehmende Gewaltkonflikte, drohende Energie- und Nahrungsmittelkrisen, die Verschärfung der sozialen Ungleichheit und vieles mehr. In der internationalen Politik macht sich auch bezüglich der im Jahre 2000 beschlossenen Millenniumsentwicklungsziele (MDG) Ernüchterung breit. Auf dem Weltarmutsgipfel im September 2010 in New York wurde Bilanz über die Umsetzung



der acht MDG gezogen: Immer noch hungern fast eine Milliarde Menschen; in manchen Regionen, wie in Afrika südlich der Sahara, sind kaum Fortschritte zu verzeichnen. Angesichts dieser Tatsachen muss man bezweifeln, dass die MDG bis 2015 tatsächlich überall erreicht werden können – zumal man bei vielen Gebern ein nachlassendes Interesse an den MDG konstatieren muss. Dieses Interesse wieder wachzurütteln, zählt zu den Aufgaben von VENRO. Eine weitere Baustelle in der internationalen Politik ist die Forderung nach verbesserter Effizienz und Wirkungsorientierung der Entwicklungszusammenarbeit. Die Umsetzung dieser Forderung wurde im Bereich der staatlichen Entwicklungszusammenarbeit bereits durch die Reformprozesse im Zusammenhang mit der Pariser Erklärung und dem Accra Aktionsplan ins Rollen gebracht und wird dieses Jahr im südkoreanischen Busan fortgesetzt. Auch Nichtregierungsorganisationen (NRO) räumen beiden Prinzipien einen hohen Stellenwert in ihrer Arbeit ein. Dennoch gehen die bisherigen Anstrengungen noch nicht weit genug, so dass diese Debatte sowohl die staatliche wie auch die nichtstaatliche Entwicklungszusammenarbeit weiterhin beschäftigen wird. Es ist davon auszugehen, dass staatliche Finanzierungen zukünftig in einem stärkeren Maße an Wirkungsorientierung und an Koordination mit anderen NRO gebunden werden. Keine Fixierung auf das BMZ In Deutschland ist das Bundesministerium für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit











(BMZ) für die entwicklungspolitischen NRO und ihren Verband das wichtigste Ministerium – nicht zuletzt, weil viele NRO BMZ-Zuschüsse erhalten. Auch weil das BMZ oft ähnliche Ziele und Positionen vertrat und vertritt, wurde es zu einer Art Partner von NRO und Verband. Das hat sich seit 2009 verändert, weil das Ministerium deutlich mehr Reibungsflächen und Konfliktansätze bietet. Diese Entwicklung ist nicht nur negativ zu bewerten, sondern hilft auch dabei, die für NRO wichtige Distanz zur Exekutive zu halten. Es hilft ebenso dabei, sich in Erinnerung zu rufen, dass auch andere Ministerien offizielle Entwicklungshilfe leisten, sich dabei allerdings nicht von irgendwelchen Koordinationsgedanken irritieren lassen – oder sich gar internationalen Standards wie der Pariser Erklärung anpassen müssen. Zudem sind die Auswirkungen der Politik anderer Ressorts häufig für die Lebensbedingungen in Entwicklungsländern gravierender als die Entwicklungszusammenarbeit. Grund genug also, anderen Ministerien in Zukunft mehr auf die Finger zu schauen. Eine gesellschaftspolitische Herausforderung für den Verband und seine Mitglieder ist die demographische Veränderung unserer Gesellschaft. Die Deutschen altern zusehends – und unser Thema mit ihnen. Der Verband muss in den nächsten Jahren verstärkt daran arbeiten, wieder mehr junge Leute für das Thema globale Solidarität zu begeistern. Er muss die Entwicklungszusammenarbeit „renovieren“ und spannend machen für eine breitere gesellschaftliche Basis. Nur so kann sie künftig auch in der öffentlichen Wahrnehmung eine bedeutendere Rolle spielen.



Wirksamkeit und Koordination In der bereits oben erwähnten Debatte um eine verstärkte Effizienz und Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit ist der Verband auch aus anderen Gründen gefragt. Zahlreiche – und teilweise zu Recht – kritische Veröffentlichungen zur Verwendung und Effizienz der eingesetzten Mittel haben die Legitimation der Entwicklungszusammenarbeit generell infrage gestellt und auch der Beitrag der NRO wird zunehmend kritisch hinterfragt. Um die Qualität der Arbeit von NRO und speziell ihrer Mitglieder sicherzustellen und zu verbessern, hat der Verband eine Reihe von eigenen Standards entwickelt, wie zum Beispiel den VENRO-Verhaltenskodex zu Transparenz, Organisationsführung und Kontrolle. Der Prozess der Entwicklung von Qualitätsstandards und der Weiterbildung und Qualifizierung der Mitgliedsorganisationen ist eine der Hauptaufgaben des Verbandes, die in den kommenden Jahren weiter an Bedeutung gewinnen wird. Ein weiteres Kriterium für den Erfolg von VENRO wäre es, wenn es dem Verband gelingen würde, seiner Koordinationsfunktion, etwa bei politischen Interventionen, besser nachzukommen. Es schwächt den Verband, wenn jede NRO ihre eigenen Wahlprüfsteine bastelt oder ihre Budgetposition bei den Haushaltsverhandlungen erhöht sehen will. Gewiss, die Koordination ist ein Balanceakt, weil VENRO seine Mitglieder nicht in ihrer Handlungsfreiheit einschränken sollte, aber einen Versuch wäre es wert. Auch die innerverbandliche Konkurrenz um Einfluss und Einnahmen wird VENRO nicht verhindern, aber der Verband kann Foren zur Verfügung stellen, in denen Konflikte ausgetragen werden können.







Ulrich Post übernimmt den VENRO-Vorsitz von Dr. Claudia Warning auf der Mitgliederversammlung 2009



Zwang zur Öffnung Als ein übergeordnetes Ziel sieht VENRO, die Enge des entwicklungspolitischen Diskurses aufzubrechen. Dahinter steht nicht zuletzt die Erkenntnis, dass Entwicklungspolitik alleine nicht die Welt verändern kann. Stattdessen sind dazu Kooperationen und strategische Allianzen mit anderen wichtigen Akteuren notwendig. Der Verband will, nein: muss sich daher öffnen für den Dialog mit weiteren zivilgesellschaftlichen Organisationen, wie zum Beispiel



aus den Bereichen Menschenrechte oder Umwelt, aber auch mit der Wissenschaft oder der Privatwirtschaft. Mehr und mehr sollen zudem auch internationale Organisationen bei VENRO einbezogen werden. In diesem Kontext steht auch die wünschenswerte Loslösung des Verbandes und seiner Mitglieder von der starren Fixierung auf den Haushalt und die Zuwendungen des Entwicklungsministeriums. Gerade bei der Suche nach neuen und innovativen Finanzierungsmechanismen für entwicklungspolitische Anliegen müssen zusätzliche Ansprechpartner aus den







Bereichen Wirtschaft, Umwelt, Finanzen et cetera in den Diskurs einbezogen werden. Die höchste Priorität und wesentliche Daseinsberechtigung eines Verbandes jedoch muss in der Interessenvertretung und Dienstleistung, also in dem Mehrwert für seine Mitglieder liegen. Dabei muss sich der Verband immer wieder neu legitimieren und ist gleichzeitig darauf angewiesen, von seinen Mitgliedern das Mandat für die Bearbeitung zentraler übergeordneter Themenbereiche zugesprochen zu bekommen. Dies geschieht in erster Linie über die Arbeitsgruppen, dem Herzstück des Verbandes, in denen sich die Mitglieder zu den einzelnen Themen austauschen und gemeinsame Positionen entwickeln oder Maßnahmen auf den Weg bringen können. Der Mehrwert für die Mitglieder beschränkt sich allerdings nicht auf den thematisch-inhaltlichen Bereich, sondern kann auch beispielsweise die Finanz- und Personalverantwortlichen, vielleicht eines fernen Tages auch die Fundraiser verschiedener Organisationen zum Austausch zusammenführen.



standards unterstützt haben. Das wichtigste Anliegen ist es jedoch, das Thema der Entwicklungszusammenarbeit wieder in den Fokus des öffentlichen Interesses zu rücken. Denn ohne die Unterstützung einer breiten gesellschaftlichen Basis für die Bekämpfung von Armut und Hunger nützt all unser gemeinsames Engagement nur wenig.



Mehr öffentliches Interesse In den kommenden Jahren stehen der Verband, seine Mitarbeiter und die Mitgliedsorganisationen vor neuen, spannenden Aufgaben. Erfolgreiche Arbeit haben wir dann geleistet, wenn der Verband finanziell abgesichert und politisch unabhängig ist, wenn wir mit anderen Akteuren gemeinsam zur Entwicklung eines neuen Entwicklungsverständnisses maßgeblich beigetragen und unsere Mitglieder bei der Entwicklung und Umsetzung wichtiger Qualitäts-



Entwicklungsminister Dirk Niebel und Ulrich Post auf der Mitgliederversammlung 2010



Ulrich Post Der gelernte Journalist Ulrich Post ist seit 2009 VENRO-Vorstandsvorsitzender und ist Leiter für Politik und Außenbeziehungen bei der Welthungerhilfe.
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VENRO â€“ die ersten 15 Jahre 

runter im Einzelnen zu verstehen waren, konnte sich erst in der Arbeit des neuen Verbands zeigen.1. Die Neuorientierung der Entwicklungszusam- menarbeit in ...










 


[image: alt]





business engineering die ersten 15 jahre 1st editon pdf 

information and warnings. We also have many ebooks and user guide is also related with business engineering die ersten 15 jahre 1st editon PDF, include : Boylestad Solution, Brazilian Rhythms For. Drumset Book, Breakout One Churchs Amazing Story Of G
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leben die ersten vier milliarden jahre pdf 

milliarden jahre is packed with valuable instructions, information and warnings. We also have many ebooks and user guide is also related with leben die ersten vier milliarden jahre PDF, include : Hit. And Run Lurlene Mcdaniel, Homes, Human Rights Amo
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step das elternbuch die ersten 6 jahre beltz ... AWS 

can try and employ things i call "go over here" ways tominimize the wordiness and simplify this content. I've found this approach to be extremely ineffective most of thetime. Why? Because step das elternbuch die ersten 6 jahre beltz taschenbuch are c
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das album meiner kindheit die ersten funf jahre ... AWS 

This Das Album Meiner Kindheit Die Ersten Funf Jahre Pdf file begin with Intro, Brief Discussion until the. Index/Glossary page, look at the table of content for additional information, if provided. It's going to discuss primarily concerning the prev
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Festschrift 15 Jahre Zipfelbund 

ten NRW, Dr. Andreas Pinkwart 2005 den Versteigerungscheck fÃ¼r das SOS. Kinderdorf. Zipfelaufmarsch zur Einheitsfeier im Jahre 2006 in Kiel mit dem ...
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janos bolyai die ersten 200 jahre vita mathematica ... AWS 

PDF Subject: Janos Bolyai Die Ersten 200 Jahre Vita Mathematica Its strongly recommended to start read the Intro section, next on the Quick Discussion and find out all the topic coverage within this PDF file one after the other. Or perhaps in case yo
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our haus the first 10 years die ersten jahre austrian 

Legal our haus the first 10 years die ersten jahre austrian cultural forum new eBook for free and you can read online at Online Ebook. Library. Get our haus the ...
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spiderman die ersten jahre marvel exklusiv 18 ... AWS 

SPIDERMAN DIE. ERSTEN JAHRE. MARVEL EXKLUSIV. 18. SDEJME123-0 | PDF | 45 Page | 1,364 KB | 15 Jan, 2018. If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can ... Most websites likewise have an advanced databa
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Mathilden-Haus 15 Jahre 

Anschaulich zeigt sich das im Vergleich zu ..... Osten erscheint halbjÃ¤hrlich und ist kostenlos. Sie wird vom ... Wenn mein/unser Konto die erforderliche. Deckung ...
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Suppe "Graziella" (13-15 Jahre) 

Menge. Einheit. Name. 1,30 liter. Griess Suppe KNORR, zubereitet. 0,40 kg. GemÃ¼sejulienne. 10,00 g. Petersilie, glattblÃ¤ttrig, frisch. Zubereitung. Vorbereitung:.
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Was wollen die Parteien? – Die Entwicklungspolitik in den ... - Venro 

... mit der Zusammenfassung der drei Organisationen zur GIZ »die größte Reform .... sen und global agierende Unternehmen gezwungen werden, dort Steuern zu ...... Das Projekt wird seit Juni 2012 vom Berliner VENRO-Büro aus gesteuert.










 


[image: alt]





15 Jahre Deutscher Spendenmonitor - TNS Infratest 

01.12.2009 - Entscheidung fÃ¼r Sofort- und Nothilfe wie auch Behindertenhilfe stabil, starke ZuwÃ¤chse bei kirchlichen Zwecken und Entwicklungshilfe.
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15 Jahre Deutscher Spendenmonitor - TNS Infratest 

01.12.2009 - And. Arbeiter. Facharbeiter. And. Beamte/Angestellte. Ltd. Beamte/Angestellte. Selbst./Freiber./Landwirte. Spenderquote: Berufsgruppen.
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AuslÃ¤ndische Direktinvestitionen â€“ KÃ¶nigsweg fÃ¼r die ... - Venro 

Dunning, J. H. (1977): Trade, Location of Economic Activity and the MNE: A Search for an ..... such inflows depends on the degree of trade openness. But.
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Coaching Programm/Webinare/Die ersten 14 Tage/Teilnehmer Material Die ersten 14 Tage 
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AuslÃ¤ndische Direktinvestitionen â€“ KÃ¶nigsweg fÃ¼r die ... - Venro 

Dunning, J. H. (1977): Trade, Location of Economic Activity and the MNE: A Search for an ..... ein Tochterunternehmen in Mexiko der Konzernmutter in Deutsch-.
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DIE JOBBÃ¶RSE ABSOLVENTA FEIERT DEN ERSTEN ... 

men kÃ¶nnen kostenlos Stellenangebote schalten oder gleich den vollstÃ¤ndigen Recruitingprozess an die JobbÃ¶rse auslagern. â€žNach einem Jahr konsequenten ...
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die ersten freigelassenen der schoepfung das ... AWS 

If you want to possess a one-stop search and find the proper manuals on your products, you can visit this website that delivers many Die Ersten Freigelassenen. Der Schoepfung Das Menschenbild Johann Gottfried Herders Im Kontext Von. Theologie Und Phi
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rundkopfe als punzer und maler die ersten 

Read and Save Ebook rundkopfe als punzer und maler die ersten felsbildkuenstler der sahara untersuchungen auf grund neuerer felsbildfunde in as PDF for ...
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englisches lesebuch fur die ersten anfanger pdf 

WHY EXPERTISE MATTERS · http://authbooks.com/pdf/downloads/whose-knowledge-counts-in-government-literacy-policies-why-expert · ise-matters.pdf.
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die juden in der ersten deutschen 

answer is that, while print books are great and will never become obsolete, there are definite advantages to the electronic format. Let uslook at a few of these ...
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die ersten absolventen - Swiss Dental Solutions 

Man fÃ¼hlt sich bei. Euch wie in einer Familie, dafÃ¼r ein super DankeschÃ¶n an das Team von SDS und der Swiss Biohealth Clinic und besonders an Dich, Ulrich.
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Coaching fÃ¼r die ersten Fallplanungen - DGOI 

sprach mit Dr. Fred Bergmann, PrÃ¤sident der DGOI. pip: Warum hat die DGOI ihr Curriculum Implantologie um. Coaching-Einheiten erweitert? Dr. Bergmann: In ...
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